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Bürgermeister
Xaver Schnierle

86709 Wolferstadt
am 21.1.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Heribert Kammel

87452 Altusried
am 25.12.

Bürgermeister Georg Pfaffinger
84553 Halsbach

am 27.12.

Bürgermeister
Helmut Wiedemann

86753 Möttingen
am 28.12.

Bürgermeister Franz Mädler
92289 Ursensollen

am 7.1.

Bürgermeister Rainer Fuchs
97228 Rottendorf

am 10.1.

Bürgermeister Georg Zipfel
96132 Schlüsselfeld

am 17.1.

Bürgermeister
Erwin Schopper
91086 Aurachtal

am 21.1.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ludwig Seeger

89429 Bachhagel
am 27.12.

Bürgermeister Heinz Krämer
97215 Simmershofen

am 3.1.

Bürgermeister
Hans-Dieter Kandler

86415 Mering
am 5.1.

Bürgermeister Franz Stimpfle
86747 Maihingen

am 9.1.

Bürgermeisterin Monika Götz
97647 Sondheim v. d. Rhön

am 14.1.

Bürgermeister Hermann Schmidt
86735 Amerdingen

am 21.1.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Andreas Lieb

87660 Irsee
am 2.1.

Bürgermeister Richard Mittl
91804 Mörnsheim

am 20.1.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Martin Schwarz

88167 Maierhöfen (Allgäu)
am 30.12.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Stadler

94535 Eging am See
am 25.12.

Bürgermeister
Herbert Fischhaber
83707 Bad Wiessee

am 2.1.

Bürgermeister Willibald Keßler
92331 Lupburg

am 2.1.

Bürgermeister
Heinz-Jürgen Goeres

87538 Obermaiselstein
am 5.1.

Bürgermeister Siegfried Selinger
97816 Lohr a. Main

am 9.1.

Bürgermeister Karl Mengele
86637 Villenbach

am 11.1.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Peter Schalk

91595 Burgoberbach
am 28.12.

Bürgermeister Walter Graf
86949 Windach

am 29.12.

Bürgermeister Fritz Pflugbeil
94542 Haarbach

am 7.1.

Bürgermeister Waldemar Kleetz
91350 Gremsdorf

am 10.1.

Bürgermeister Manfred Dietz
97654 Bastheim

am 11.1.

Bürgermeister
Klaus Stallmeister

85399 Hallbergmoos
am 13.1.

Bürgermeister Josef Maier
84547 Emmerting

am 15.1.

Bürgermeister Anton Haimerl
93095 Hagelstadt

am 18.1.

Bürgermeister Richard Schnell
85305 Jetzendorf

am 18.1.

Bürgermeister Willi Koska
95176 Konradsreuth

am 20.1.

Bürgermeister Peter Knobeloch
97852 Schollbrunn

am 20.1.

Bürgermeister Johann Roßkopf
86653 Daiting

am 20.1.

Wir gratulieren

Zweitwohnungssteuer ...
(Fortsetzung von Seite 1)
kommunalen Finanzausgleich
haben werde. Es handle sich um
Millionenbeträge, insbesondere
für die Städte mit München an
der Spitze.

kommunale Entscheidung

Das Aufkommen im ersten
Halbjahr 2007 bezifferte der Mi-
nister auf etwa 15 Millionen Eu-
ro. Er erinnerte daran, dass der
Landtag die Zweitwohnungs-
steuer nicht verpflichtend einge-
führt, sondern ihr Verbot 2004
auf Drängen der Kommunen
aufgehoben habe. Es sei also
kommunale Entscheidung und
Verantwortung, ob sie erhoben
werde. Der Minister hielt eine
Differenzierung nach sozialen
Gesichtspunkten für eine recht-
lich mögliche Lösung, nachdem
der Bayerische Verwaltungsge-
richtshof 2006 eine beliebige
Differenzierung der Steuererhe-
bung für unzulässig erklärt habe.

Herrmann erwähnte über die
im Dringlichkeitsantrag genann-
ten sozialen Gruppen hinaus
auch junge Krankenschwestern
und Polizeibeamte, für welche
die Zweitwohnungssteuer eine
soziale Härte bedeute. Beim
Städtetag habe er Aufgeschlos-
senheit für eine Neuorientierung
der Steuer festgestellt. rm

Otto Ammon ein 80er.

Fröhlich sein und Gutes tun
„Fröhlich sein, Gutes tun, und die Spatzen pfeifen lassen.“
Diesen Spruch Don Boscos hat sich der Ehrenherausgeber
und langjährige Herausgeber und Kommentator der Bayeri-
schen Gemeindezeitung, Forchheims Altlandrat Otto Am-
mon schon vor vielen Jahren zu eigen gemacht. Das Zitat hat
für ihn bis heute seine Gültigkeit. Am 8. Dezember feierte
der langjährige Landesvorsitzende der Kommunalpoliti-
schen Vereinigung der CSU (KPV) seinen 80. Geburtstag.

Obwohl Ammon - bescheiden, wie es seinem Naturell ent-
spricht - gar nicht wollte, dass sein
Jubeltag groß beachtet wird, kamen
viele seiner Weggefährten, ange-
führt von Landrat Reinhardt Glau-
ber, Vizelandrat Gregor Schmitt und
Oberbürgermeister Franz Stumpf.
Die Abgeordneten Eduard Nöth und
Thomas Silberhorn, die ehemaligen
Landtagsabgeordneten Irmgard Ed-
le von Traitteur und Walter Hof-
mann, Bezirksrat Hans Kotschen-
reuther sowie zahlreiche Bürger-
meister, aktive und ehemalige Kom-
munalpolitiker aus dem Landkreis gaben sich die Klinke in die
Hand, um ihrem Altlandrat zu gratulieren.

Man glaubte, die Zeit sei stehengeblieben. Denn tatsächlich
hat sich der Jubilar kaum verändert seit er 1996 nach 32 Jahren
aus dem Amt geschieden war. Ammon gehört zum kommunal-
politischen Urgestein in Bayern. Bevor er Landrat wurde war er
schon zehn Jahre Bürgermeister in seiner Heimatgemeinde Reuth.

Einig waren sich die Gratulanten in ihrer Auffassung dass
„König Otto“, wie ihn viele liebevoll nennen, tiefe Spuren hin-
terlassen habe - weit über die Grenzen seines Landkreises hinaus
und auch außerhalb der Politik. Er war es, der 1974 die Touris-
muszentrale Fränkische Schweiz in Ebermannstadt einrichtete.
Unter dem Partnerschaftsvertrag mit Biscarrosse von 1975 steht
sein Name. Über eine lange Zeit hat er den Landkreis geprägt.
Die Gebietsreform war für die Menschen in der fränkischen
Schweiz nicht einfach zu verkraften. Der Landkreis Forchheim
wurde zwar größer, dafür musste bewältigt werden, dass Eber-
mannstadt seinen Kreisstadt-Status verlor. Dass die Zusammen-
führung früher eigenständiger Kleingemeinden zu Großgemein-
den oder Verwaltungsgemeinschaften so gut gelang ist der star-
ken Führungspersönlichkeit Otto Ammon zu danken.

Nach seinem Ausscheiden aus dem Landratsamt blieb der Alt-
landrat aktiv: Seit acht Jahren ist er Vorsitzender der Förderge-
sellschaft Klinik Fränkische Schweiz in Ebermannstadt. Das
Haus schreibt erfolgreich „schwarze Zahlen“.

Seine geliebte Frau Lotte hat Otto Ammon im Jahr 2004 nach
58 Ehejahren verloren. Heute lebt der Jubilar mit der Familie sei-
ner Tochter im eigenen Haus zusammen. „Das ist ideal“, sagt er,
„wenn alle willens sind, Kompromisse zu schließen. Bei uns ist
das der Fall, und dafür bin ich dankbar.“

Seinem Hobby, dem Brennen edelster Schnäpse aus handver-
lesenen heimischen Früchten, ist Ammon treu geblieben. Seine
Produkte sind ein Gehimtipp unter Liebhabern und können über
das Internet ebenso geordert werden, wie man Reservierungen
im „Schweizer Keller“, dem Restaurant von Enkel Hubert Gro-
nauer unter www.edelbranntweinbrennerei.de vornehmen kann.
Die Bayerische Gemeindezeitung gratuliert herzlich!

Studie der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft:

Alarm bei Parteien
und Verbänden

Alarm hat bei politischen Parteien und Verbänden eine Studie
der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft (vbw) ausgelöst.
Das Papier, erstellt vom Institut der Deutschen Wirtschaft
(IW), sagt eine wachsende Kluft in Bayern zwischen den Bal-
lungsräumen und ländlichen Gebieten voraus. Die Kölner Wis-
senschaftler prognostizieren bis ins Jahr 2015 eine Wohl-
standsexplosion entlang der Achse Nürnberg-München.
Gleichzeitig sollen die strukturschwachen Regionen weiter an
Wirtschaftskraft verlieren. So wird einzelnen oberfränkischen
Landkreisen ein Rückgang um bis zu 30 % vorausgesagt.

Für Empörung sorgen dabei
aber vor allem die Handlungs-
vorschläge des Papiers. Für ein-
zelne Regionen, so Prof. Dr.
Michael Hüther vom IW bei der
Vorstellung in München, müsse
über eine „Anbindungsstrategie“
nachgedacht werden. Das heißt,
die Regionen sollen sich zukünf-
tig auf ihre „Wohnortfunktion
mit hohem Pendleranteil“ kon-
zentrieren.

Stärken stärken

Der Präsident der vbw, Ran-
dolf Rodenstock, bekräftigte die-
se Haltung in einer Rede. Aus
der Sicht der vbw müsse die
Strategie der Zukunft lauten:
„Stärken stärken und Schwächen
schwächen“. Dementsprechend
fordert er eine „Weiterentwick-
lung“ der bayerischen Regional-
politik. Man könne es sich nicht
mehr leisten, Steuergelder quasi
mit der Gießkanne gleichmäßig

über alle Regionen zu verteilen.
Rodenstock will deshalb zukünf-
tig vor allem auf die Wachstums-
regionen und deren Ausstrahlef-
fekte auf die umliegenden Re-
gionen setzen.

Widerstand gegen diese Ge-
dankenspiele kommt aus der Po-
litik. Ministerpräsident Dr. Gün-
ther Beckstein stellte klar: „Eine
Reduzierung der ländlichen Räu-
me auf eine reine Wohn- und Er-
holungsfunktion wird es mit uns
nicht geben“. Es sei eine zentrale
politische Leitentscheidung der
Bayerischen Staatsregierung,
das ganze Land konsequent nach
vorne zu entwickeln und nicht
einseitig auf Ballungsräume zu
setzen.

Politik für alle Menschen

Bereits bei der Vorstellung des
Papiers hatte der Staatssekretär
im Wirtschaftsministerium, Mar-
kus Sackmann, betont: „Wir ma-

chen Politik für alle Menschen in
Bayern“. Sackmann verwies da-
bei auf das Aktionsprogramm
der Staatsregierung „Bayerns
ländlicher Raum“, das im Juni
verabschiedet wurde.

Wohnen und Arbeiten
zusammenbringen

Die SPD nutzte das vbw-Pa-
pier zur Attacke auf die Staatsre-
gierung. „Durch den Glanz ihrer
Leuchttürme geblendet hat die
CSU-Staatsregierung den Blick
für das Land verloren“, so SPD-
Fraktionsvize im Landtag Tho-
mas Beyer.

Das Geschäftsführende Präsi-

dialmitglied des Bayerischen
Gemeindetages, Dr. Jürgen Bus-
se, verdeutlicht, dass sein Ver-
band auf die Förderung des länd-
lichen Raumes bestehe: „Unser
Ziel muss es auch in Zukunft
sein, Wohnen und Arbeiten zu-
sammenzubringen“.

Protest erhob sich auch in den
betroffenen Regionen. So be-
zeichnete der Hauptgeschäfts-
führer der IHK für Oberfranken
Bayreuth, Dr. Hans F. Trunzer,
eine Abkehr von der bisherigen
Förderpolitik als Schlag ins Ge-
sicht der Unternehmer im ländli-
chen Raum. Gegen entsprechen-
de Pläne kündigte er erbitterten
Widerstand an. jk

Ab Januar sind die Kreisverwaltungsbehörden am Zug:

Strenges Rauchverbot
ist Gesetz

Kommunaler Ermessensspielraum - Bußgelder bis 1000 Euro

Allen Einwänden zum Trotz ist ab dem 1. Januar 2008 das Rau-
chen in allen öffentlich zugänglichen Räumen in Bayern verbo-
ten. Bis zur entscheidenden Schlussabstimmung im Landtag
hatten sachliche Einwände, auch von kommunaler Seite, und lei-
denschaftliche Proteste, wie seitens der Wirte, angehalten. 140
Abgeordnete aller drei Fraktionen sagten namentlich Ja, 18
stimmten mit Nein, darunter 13 von der CSU und 8, davon vier
aus der CSU, enthielten sich der Stimme. Die Durchsetzung die-
ses, im Bundesvergleich striktesten Rauchverbots obliegt den
Kreisverwaltungsbehörden.

Ob und in welchem Umfang
sie Kontrollen u.a. in Gaststätten
und Festzelten durchführen und
gegebenenfalls Bußgelder zwi-
schen fünf und 1.000 Euro ver-
hängen, entscheiden die Behör-
den im eigenen Ermessen, wie es
im Vortext dieses Gesetzes zum
Schutz der Gesundheit (GSG)
heißt. Ministerpräsident Dr. Gün-
ther Beckstein hatte darauf in der
öffentlichen Diskussion noch-
mals hingewiesen und den Ein-
druck erweckt, mit dem von der
CSU-Fraktion noch verschärften
Gesetz nicht voll einverstanden
zu sein. Er und CSU-Fraktions-
vorsitzender Georg Schmid versi-
cherten jedoch, sie stünden letzt-
lich in vol1em Einvernehmen.

Den persönlichen Vorwurf, er
mache sich zum Vorreiter des
Gasthofsterbens wies Schmid als
Beleidigung zurück. Seine Ge-
spräche mit einem eigens ge-
gründeten Gastwirte-Arbeits-
kreis brachten keine Annähe-
rung. Wiggerl Hagn, einer der
Münchner Wies’n-Festwirte und
Wortführer des Widerstandes,
kündigte Verfassungsklage ge-
gen das GSG an.

Im Landtag betonte Umwelt-
staatssekretär Dr. Marcel Huber
die grundsätzliche Übereinstim-
mung aller drei Fraktionen zum
Rauchverbot. Für die CSU versi-
cherte Dr. Thomas Zimmer-
mann, es gehe nicht darum, die
Menschen zu gängeln, sondern
um eine Maßnahme zu ihrem
Schutz auch als Passivraucher.
Er hoffe, dass die Gastronomie
mitmachen werde. Die Grünen-
Sprecherin Barbara Rütting be-
tonte die Zustimmung ihrer
Fraktion. Der Antrag ihrer Frak-
tion, die Staatsregierung solle
über das Gesetz hinaus im Bun-
desrat initiativ werden, um in das
Arbeitsschutzgesetz ein Rauch-
verbot an allen Arbeitsstätten
einzuführen, wurde in namentli-
cher Abstimmung abgelehnt.

Info-Offensive

Die SPD erklärte zwar durch
Kathrin Sonnenholzner ihre
grundsätzliche Zustimmung zum
Rauchverbot, warb indessen für
einen etwas milder gefassten ei-
genen Gesetzentwurf, der bei
Stimmenthaltung der Grünen
von der CSU abgelehnt wurde.

Staatssekretär Huber kündig-
te nach der Landtagsentschei-
dung eine Info-Offensive für
das Rauchverbot an. Unter dem

Motto „Bayern atmet durch“
startet die Landeszentrale für
Gesundheit (LZG) eine Kampa-
gne insbesondere für Gaststät-
ten und Sportvereine. An alle
wendet sich das Ministerium
mit einer Broschüre und Infor-
mationen online. In zwei Jahren
wird die Staatsregierung dem
Landtag einen Erfahrungsbe-
richt erstatten. (vgl. GZ
22/22.11.2007). rm

Das Büchergeld fällt -
die Kostenfrage bleibt

Abschaffung der Abgabe ab kommendem Schuljahr
Sachaufwandskosten bleiben Verhandlungsthema

Es bleibt dabei: Die Abschaffung des ab dem Schuljahr 2005/06
in Bayern eingeführten Büchergeldes von 20 bzw. 40 Euro wird
zum Schuljahr 2008/09 rechtswirksam. Der Landtag hat die von
der Staatsregierung vorgelegte Änderung des Schulfinanzie-
rungsgesetzes mit den Stimmen der CSU verabschiedet. Für Ge-
meinden, die schon heuer die Erhebung dieser Abgabe einge-
stellt haben, nachdem der seinerzeit designierte Ministerpräsi-
dent Dr. Günther Beckstein in der Herbstklausur der Fraktion
diese Entscheidung angekündigt hatte, bleibt offen, ob sie einen
Ausgleich erhalten.

Dem Gesetz zufolge wird die
Erhebung für heuer in das Er-
messen der Kommunen gestellt.
Die Staatsregierung sieht das
Konnexitätsprinzip laut Gesetz
nicht berührt, da es sich bei der
Schulmaterialbeschaffung um
eine Aufgabe der Kommunen
handle.

Wunsch der Kommunen

Es wird auf die bis 2004 gel-
tende Regelung verwiesen, dass
der Staat ein Drittel der Kosten

übernimmt. Kultusminister Sieg-
fried Schneider betonte, die Ge-
setzesänderung sei auf ausdrück-
lichen Wunsch der Kommunen
vorgelegt worden. Der Freistaat
wolle sich nicht auf Kosten der
Kommunen schadlos halten. Es
sei nun seine Aufgabe, mit den
Kommunen einen neuen Vertei-
lungsschlüssel für die Schulma-
terialien zu finden, der dem
früheren Modell entspreche.“

„Für die CSU bestätigte ihr
Berichterstatter Georg Eisen-
reich, es bestehe politischer

Handlungsbedarf. Dabei spiele
auch der Familienzuschlag für
den Staat eine Rolle. Beide Op-
positionsfraktionen lehnten die
vorliegende Gesetzesänderung
insbesondere aus schulpoliti-
schen Gründen ab. Der Staat hät-
te sich die Verhandlungen sparen
können, sagte Hans-Ulrich Pfaff-
mann (SPD), wenn er mit dem
Blödsinn Büchergeld gar nicht
erst angefangen hätte. Dies sei
der Anfang vom Ende der Lern-
mittelfreiheit gewesen. Es gehe
nicht nur um das Büchergeld,
sondern um die Bildungsgesamt-
kosten, die es sozial schwachen
Familien schwer bis unmöglich
machten, ihre Kinder angemes-
sen ausbilden zu lassen.

Simone Tolle (Grüne) forderte
Staatsregierung und CSU auf,
jetzt für den eigenen Fehler zu
zahlen und nicht die Eltern zu
missbrauchen.

Übergangsregelung

Die Kommunen als Sachauf-
wandsträger brauchten zunächst
eine Übergangsregelung mit
Kostenersatz für das laufende
Schuljahr in Höhe des Betrages,
den sie vor Einführung des
Büchergeldes erhielten. Die
Mittel dafür seien im Nach-
tragshaushalt 2008 sicherzustel-
len. Danach sei eine langfristige
Neuregelung zu treffen.

Der Grünen-Änderungsantrag
wurde in namentlicher Abstim-
mung von der CSU abgelehnt,
wobei sich 28 Abgeordnete aus
CSU und SPD der Stimme ent-
hielten. Der Regierungsentwurf
wurde gegen die Stimmen der
Opposition von der Mehrheits-
fraktion angenommen. rm
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am Ende eines Jahres wird
immer auch Bilanz gezogen.
Selten sind die Zahlen in Bi-
lanzen nur „schwarz“.

In Bayern haben unter-
schiedliche Entwicklungen
zur Jahresbilanz beigetra-
gen. Der Januar begann mit
der Überraschung des Jahr-
zehnts: Ministerpräsident
Edmund Stoiber kündigte
seinen Rücktritt an.

Keiner konnte sich so recht
vorstellen, wie neun Monate,
die für die Kandidatenkür
vorgesehen waren, überstan-
den werden sollten. Sie sind
überstanden;
die CSU ging
aus dem Pro-
cedere ge-
stärkt hervor.
Allen Unken-
rufen zum Trotz, konnte
durch ein eindeutiges Votum
ein neuer Parteivorsitzender
gekürt werden. Bei der Wahl
des Ministerpräsidenten lief
die Entwicklung eindeutig
auf Günther Beckstein zu.
Auch dies war gut so.

Offen war für die Gemein-
den, wie sich der Finanzaus-
gleich für das kommende
Jahr gestalten würde. Fi-
nanzminister Prof. Faltl-
hauser, ein ausgewiesener
Freund der Kommunen, war
abgetreten. Aber Erwin Hu-
ber, den wir ja als Finanzmi-
nister schon kannten, zeigte
Verständnis für die Nöte der
bayerischen Bezirke, Land-
kreise, Städte und Gemein-
den. Der Finanzausgleich für
2008 ist deshalb absolut po-

sitiv zu bewerten. Selbstver-
ständlich sind auch diesmal
nicht alle Wünsche der Kom-
munen erfüllt worden. Es ist
jedoch durch die Steigerung

der Schlüssel-
masse und
des Kfz-Steu-
erverbundes
eine wesentli-
che Stärkung

der kommunalen Finanzkraft
erreicht worden. Andere,
kleinere Ergebnisse, tragen
ebenso dazu bei.

Wir können daher frohge-
mut in das neue Jahr starten
und hoffen, dass die Wähle-
rinnen und Wähler in unse-
rem Lande bei den Kommu-
nalwahlen am 2. März und
den Landtagswahlen im Sep-
tember weise Entscheidun-
gen treffen.

In diesem Sinne wünsche
ich Ihnen von Herzen alles
Gute für das kommende Jahr.

KolumneGZ Luitpold Braun

Bilanz und
Ausblick

Jahresbericht des Bayerischen Obersten Rechnungshofs:

Notwendige Korrekturen
Insgesamt geordnete Haushalts- und Wirtschaftsführung

Finanzminister Huber: „Wertvolle Anregungen und Kritikpunkte“
Auch in diesem Jahr kann der Bayerische Oberste Rechnungs-
hof der Staatsregierung eine geordnete Haushalts- und Wirt-
schaftsführung attestieren. Wie Präsident Dr. Heinz Fischer-
Heidlberger bei der Vorlage des Jahresberichts 2007 hervor-
hob, kam der bayerische Haushalt zum ersten Mal seit Jahren
ohne neue Schulden am Kreditmarkt aus. Auch 2007 würden
keine neuen Schulden durch Kreditaufnahme gemacht. In die-
sem Zusammenhang rät der ORH zur Vorsorge für kommende
Jahre, „in denen sich das Wachstum möglicherweise ab-
schwächt und die Steuereinnahmen zurückgehen könnten“.

Fischer-Heidlberger zufolge
„muss das Problem der explodie-
renden Versorgungslasten jetzt
verstärkt angegangen werden“.
Schließlich sei damit zu rechnen,
dass aufgrund der Altersstruktur
die Versorgungsausgaben für
Richter und Beamte in den näch-
sten Jahren erheblich ansteigen
werden. Im Jahr 2007 betragen
die Versorgungsausgaben laut
ORH 3,2 Mrd. Euro. Ab 2017
werden die (preisbereinigten)
Ausgaben hierfür bei über 4,2
Mrd. Euro jährlich liegen. Um
diese zu begrenzen, will die
Staatsregierung einen Versor-
gungsfonds einrichten. Aller-
dings werden die vorgesehenen
Rücklagen nicht ausreichen, um
die jährlichen Belastungen des
Staatshaushalts (wenigstens) auf
4,2 Mrd. Euro zu „deckeln“,
zeigte sich der Präsident skep-
tisch. Deshalb seien nunmehr
zusätzliche Beträge in den Ver-
sorgungsfonds einzuzahlen.

Unterlassene
Bauunterhaltsmaßnahmen

Auch die verdeckten Schulden
in Form von unterlassenen Bau-
unterhaltsmaßnahmen müssten
abgebaut und damit die Belas-

tungen in der Zukunft begrenzt
werden. Der ORH habe in den
vergangenen Jahren wiederholt
darauf hingewiesen, dass der
Bauunterhalt für Straßen und
Gebäude vernachlässigt wird.
Dadurch trete ein Wertverlust an
der Bausubstanz ein, was wie-
derum dazu führe, dass die in
Zukunft notwendigen Ausgaben
immer größer werden.

Kostspielige Fassaden

Viel Geld könne die Staatsre-
gierung sparen, wenn sie den
Vorschlägen des ORH Folge lei-
ste, fuhr Fischer-Heidlberger
fort. Der Präsident monierte
zunächst die „schönen, aber zu
teuren“ Glasfassaden an Verwal-
tungsgebäuden. Die Verwaltung
sollte sich hier weniger von
ästhetischen Gesichtspunkten als
vielmehr von Notwendigkeit,
Zweckmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit leiten lassen.

Ein weiterer Punkt: Viele Uni-
versitätsgebäude aus den 80er
Jahren und älter entsprechen nicht
den heutigen Wärmeschutzvor-
schriften. Durch den Einbau von
Wärmerückgewinnungsanlagen
könnte aber bis zu 80 % des in
der Luft enthaltenen Energiepo-

tenzials genutzt werden; dies
würde allein bei der Universität
Erlangen-Nürnberg zu Einspa-
rungen von 800.000 Euro jähr-
lich führen. Gleichzeitig würde
der Staat auch einen wichtigen
Beitrag zur Bekämpfung des
Treibhauseffekts leisten.

Da bei den Personalkosten des
ärztlichen Dienstes der fünf Uni-
versitätsklinika gravierende Un-
terschiede bestehen, schlägt der
ORH u. a. vor, die Ärzte von der
Dokumentationsarbeit zu entlas-
ten. Außerdem sieht er in der
stärkeren Koppelung der Ausga-
ben an die Einnahmen, wie sie in
Erlangen bereits praktiziert wird,
ein Erfolgsmodell. Dieses könn-
te auch von anderen Hochschul-
krankenhäusern übernommen
werden.

Teures IT-Konzept

Kritisch betrachten die Rech-
nungsprüfer auch die Entwick-
lung eines IT-Verfahrens im
Rahmen des eGov-Konzepts der
Staatsregierung für rund 2,3 Mio.
Euro, mit dem alle Förderberei-
che unterstützt werden sollten.
Das System werde allerdings nur
bei einem Staatsministerium ein-
gesetzt, die anderen bevorzugten
weiter ihre kostenträchtigen Spe-
ziallösungen. Um Synergien aus
dem Basisverfahren übergreifend
nutzen zu können, müssten die
Geschäftsprozesse im Förderwe-
sen vereinheitlicht werden, for-
derte Fischer-Heidlberger.

Neben einem fehlenden koor-
dinierten logistischen Konzept u.
a. für Kurierfahrten der Bayeri-

Pressekonferenz des Hauses der Bayerischen Geschichte:

„Adel in Bayern“
wirft Schatten voraus

Landesausstellung vom 23. April bis 5. Oktober 2008 in Aschau und Rosenheim
Zur guten Tradition geworden ist die jährliche Pressekonferenz
des Hauses der Bayerischen Geschichte im Presse Club Mün-
chen. Neben einem Rückblick auf das Jahr 2007 standen insbe-
sondere die bevorstehenden Ausstellungsprojekte des HSBG im
Mittelpunkt derAusführungen des neuen Direktors Dr. Richard
Loibl und von Projektleiter Dr. Wolfgang Jahn.

Wie Loibl zunächst erläuterte,
war die Landesausstellung 2007
„Bayern-Böhmen: 1500 Jahre
Nachbarschaft“ für die 10.000-
Einwohner-Stadt Zwiesel, die
Region Bayerischer Wald und
das Haus der Bayerischen Ge-
schichte ein überaus großer Er-
folg. 90.000 Besucher seien ge-
zählt worden, davon rund ein
Viertel Tschechen. Die Schau sei
ein Beitrag zur Völkerverständi-
gung gewesen, habe dem Kultur-
tourismus der Region neue Im-
pulse gegeben und auch ins
Nachbarland ausgestrahlt. Für
die Stadt Zwiesel habe sich die
Landesausstellung doppelt ge-
lohnt, da die Ausstellungsein-
bauten für das neue Waldmuse-
um genutzt werden können und
im Gebäude verbleiben.

Ein ehrlich Handwerk

„Lern ein ehrlich Handwerk
treiben“ - so riet es der Dichter
Friedrich Rückert als gebürtiger
Schweinfurter einem Zeitgenos-
sen. Doch das ehrsame Hand-
werk erlebte auch in den
bayerisch gewordenen fränki-
schen Landen am Main eine Kri-
se. Denn der Weg Frankens in
die Moderne brachte tief greifen-
de Veränderungen in Wissen-
schaft, Technik, Politik und Kul-
tur mit sich. Sie spiegelten sich
auch in der Entwicklung des
Handwerks wieder. Vom Weg
der Handwerker in das Industrie-
zeitalter und in die Gegenwart
erzählt bis zum 9. März 2008 die
in der Galerie Alte Reichsvogtei
in Schweinfurt stattfindende
Ausstellung „Ein ehrlich Hand-
werk treiben“.

Ausstellung im Landtag

„60 Jahre Bayerische Verfas-
sung – 60 Jahre Bayerischer
Landtag“ lautete der Titel einer
bis Ende Februar 2007 dauern-
den Ausstellung im Bayerischen
Landtag, die schlaglichtartig die
bayerische Verfassungsgeschich-
te von 1818 bis zur Gegenwart
beleuchtete. Historische Bild-
und Tondokumente, interaktive
Medienstationen und ausge-
wählte Originale vergegenwär-
tigten diese entscheidende Phase
bayerischer Geschichte. Im An-
schluss an diese erste Station im
Maximilianeum ging die Aus-
stellung auf Wanderschaft durch
die einzelnen Stimmkreise der
Abgeordneten.

Landesausstellung

2008 wiederum richtet sich
der Fokus nach Angaben von Dr.
Jahn auf die Bayerische Landes-
ausstellung „Adel in Bayern“ auf
Schloss Hohenaschau im Chiem-
gau und im Lokschuppen Rosen-
heim. Keine Gruppe unserer Ge-
sellschaft regt die Fantasie der
Menschen so an wie der Adel.
Bilder von edlen Rittern und
schönen Edelfräulein, von mäch-
tigen Burgen und prachtvollen
Schlössern, von Schönheit und
Reichtum, Heldentaten und
Edelmut tauchen auf. Kaum eine
gesellschaftliche Gruppe wird
bis heute so bewusst in der Öf-
fentlichkeit und den Medien
wahrgenommen wie der Adel.
Zugleich ist nur wenigen klar,
wie es zu dieser besonderen
Gruppierung gekommen ist, was
Adel in den verschiedenen Jahr-
hunderten bedeutete.

Die Bayerische Landesaus-
stellung 2008 stellt die wichtigs-
ten Entwicklungen für die Ge-
schichte des Adels vom frühen
Mittelalter bis zur Gegenwart

Verfassung von 1919 hob den
Adel auf. DerAdelstitel ist seither
lediglich Bestandteil des Namens.
Dennoch wirken die Traditionen
desAdels bis in unsere Zeit.

Die Landesausstellung findet
an zwei Orten statt: im Schloss
Hohenaschau und im Ausstel-
lungsgebäude Lokschuppen Ro-
senheim. Erstmals für die Öf-
fentlichkeit zugänglich wird

Schloss Hohenaschau
sein, eine der größten
und bedeutendsten
Höhenburgen Ober-
bayerns, die durch ih-
re großartige Lage das
Aschauer Tal be-
herrscht und mit ba-
rocken Repräsentati-
onsräumen über-
rascht.

Schloss
Hohenaschau

Die Geschichte von
Schloss Hohenaschau
lässt exemplarisch die
verschiedenen Aus-
prägungen von Adel
in der Vergangenheit
erkennen. Unter den
Falkensteinern, Asch-
auern und Mautnern
war es seit 1165/1170
eine mittelalterliche
Burg. Unter Pankraz
von Freyberg (1508
bis 1565) war Hohen-
aschau Sitz eines
mächtigen Bergwerks-
herrn, Anhängers der

Reformation und Gegenspielers
der Wittelsbacher Herzöge. Fast
250 Jahre, von 1608 bis 1853,
fand sich das Schloss im Besitz
der Grafen von Preysing, die

höchste Ämter am bayerischen
Hofe hatten. Schließlich erwarb
der Nürnberger Großindustrielle
Theodor Cramer-Klett Schloss
und Herrschaft Hohenaschau als
würdige Kulisse für seine Erhe-
bung in den erblichen Adels-
stand. Höhepunkte des Schlos-
srundgangs werden der Prey-
sing-Saal von 1682/84 mit über-
lebensgroßen Figuren der Prey-
sing’schen Ahnengalerie und der
restaurierte „Laubensaal“ mit ei-
ner originalen Raumausmalung
von 1686/87 sein.

Lokschuppen Rosenheim

Im Ausstellungszentrum Lok-
schuppen Rosenheim wird eine
Übersicht über historische The-
men geboten: Wie wird man
adelig und wie entsteht adelige
Herrschaft? Wie ist das Verhält-
nis des Adels zur Kirche und
zum bayerischen Landesherrn?
Welche Funktionen hat der Adel
in der mittelalterlichen und
frühneuzeitlichen Welt? Wie
und wovon lebt der Adel? Wel-
che Veränderungen bringt das
19. Jh. für alle bayerischen Ade-
ligen? Am Ende stehen Aussa-
gen von heute lebenden Nach-
kommen bayerischer Adelsge-
schlechter.

300 hochwertige Objekte

Rund 300 hochwertige Objek-
te aus in- und ausländischen Mu-
seen und Sammlungen sowie aus
Privatbesitz geben ein Bild des
„Adels in Bayern“. Wertvolle
Handschriften und Urkunden,
herausragende Zeugnisse der
Gold- und Silberschmiedekunst,
hochwertige Gemälde und Gra-
fiken, Exponate aus Glas und
Porzellan sowie Textilien in die
Welt dieses für Bayerns so wich-
tigen Standes. Mehr als 150 Jah-
re nach ihrer Versteigerung wer-
den Harnische und Waffen aus
der legendären Rüstkammer von
Schloss Hohenaschau erstmals
im Ausstellungszentrum Lok-
schuppen Rosenheim wieder zu-
sammengeführt. DK

Das Thema „Adel in Bayern“ bedeutet
für die kommende Landesausstellung
des Hauses der Bayerischen Geschichte
mehr und anderes als eine Beschäfti-
gung mit dem Märchenkönig Ludwig II.

dar. Ausgehend vom altbayeri-
schen Adel weitet sich der Blick
nach Franken und Schwaben so-
bald diese Gebiete Bayern ange-
gliedert wurden. Die Bayerische

schen Polizei und einem zu ho-
hen Gehaltsniveau der Beschäf-
tigten beim Bayerischen Jugend-
ring beanstandete der ORH die
Tatsache, dass bei den Einrich-
tungen der Laienmusik ein er-
heblicher Teil der staatlichen Zu-
schüsse in der Hierarchie der
Verbände und der Funktionärs-
tätigkeit versickere. Gefragt sei
hier eine straffere Organisation.
In punkto Steuern wiederum hat
der Rechnungshof festgestellt,
dass Fälle mit hohem Steueraus-
fallrisiko schlecht bearbeitet
werden: Jeder dritte der vom
ORH untersuchten Fälle war
fehlerhaft. „Gerade hier wäre
aber Sorgfalt erforderlich, denn
dadurch gehen dem Staat jähr-
lich mindestens 39 Mio. Euro
verloren“, berichtete Fischer-
Heidlberger. Gefordert seien ein
besseres Qualitätsmanagement
und ein am Steuerausfallrisiko
orientierter Personaleinsatz.

Sorgloser Umgang
mit öffentlichen Geldern

Dass nicht immer wirtschaft-
lich gehandelt wurde, in einigen
Bereichen sogar Millionenbeträ-
ge in den Sand gesetzt wurden,
zeigen folgende Beispiele auf:
Im wahrsten Sinne geradezu
„bodenlos“ ist nach Ansicht des
ORH die Beschaffung einer Bo-
denrinne durch den Lehrstuhl für
Landmaschinen der TU Mün-
chen. Dieser beschaffte für Bo-
denuntersuchungen dieses Groß-
gerät im Wert von 1,5 Mio Euro.
Nach über vierjähriger Bauzeit
wurde die Anlage zur TÜV-Ab-
nahme im Juli 2003 für einen
Tag in Betrieb genommen. Da-
nach wurde sie wieder abgebaut,
weil der neue Lehrstuhlinhaber
mit anderer Forschungsrichtung
die Bodenrinne nicht benötigt.
Seither steht das demontierte
Gerät nutzlos in einer Scheune.

Weiterer Fall: Die Landesauf-
nahmestelle für Aussiedler und
Asylbewerber ließ weitgehend
leere Betten und Büroräume

durch Fremdfirmen bewachen.
Sie hatte auf den vorhersehbaren
Rückgang an unterzubringenden
Personen nicht reagiert. Obwohl
das eigene vorhandene Personal
nicht mehr voll ausgelastet war,
wurden externe Firmen beauf-
tragt. Kosten von 1,4 Mio. Euro
in den Jahren 2005 und 2006
wären überwiegend vermeidbar
gewesen.

Vor dem Hintergrund, dass
sich die Umsatzerlöse der staatli-
chen Lotterieverwaltung in den
letzten Jahren negativ entwickelt
haben, sind dem Obersten Rech-
nungshof die Organisations- und
Vertriebsstrukturen, die ca. 10 %
des Umsatzes ausmachen, zu
teuer. Eine Überprüfung der Ver-
triebsorganisation und die Durch-
führung einer Wirtschaftlich-
keitsberechnung seien überfällig.
Auch sollte künftig vermieden
werden, dass Gelder für nicht
genutzte Werbeflächen bezahlt
werden - so geschehen in derAlli-
anz-Arena. Dort sollte die Sport-
wette Oddset beworben werden.
Wegen eines Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts wurden die
Werbeflächen dann monatelang
nicht genutzt.

Glamour-Event

Um die Bedeutung Münchens
für die digitale Technologie in
Deutschland zu unterstreichen,
förderte der Freistaat die Bambi-
Verleihung 2005 in München
mit öffentlichen Mitteln von
200.000 Euro. Der ORH hält es
für nicht vertretbar, wenn auf der
einen Seite in vielen Bereichen
rigoros gespart und auf der ande-
ren Seite diese glamouröse
Preisverleihung mit Steuermit-
teln unterstützt wird. Zudem
stand München als Veranstal-
tungsort bei Gewährung des Zu-
schusses längst fest.

Die beiden Programme „Ge-
prüfte Qualität Bayern“ und
„Umstellungsprogramm für art-
gerechte Tierhaltung“, die den

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Jahrespressekonferenz der NürnbergMesse:

Der Gipfel ist noch nicht erreicht
2008: Drei Neuveranstaltungen in drei Ländern

Geschäftsführer Bernd A. Diederichs zeigte sich bei der Jahres-
pressekonferenz der NürnbergMesse davon überzeugt, „dass das
Unternehmen seine besten Jahre noch vor sich hat“. Zahlen, Mes-
sekonzepte und Teamgeist geben ihm recht: Für 2007 rechnet die
Messe mit einem Konzernumsatz von 123 Mio. Euro, 2008 sollen
es über 130 Mio., 2010 bereits über 150 Mio. Euro werden.

„Die Gründung von Tochter-
gesellschaften in China und
Nordamerika und der Kauf von
weiteren Messeveranstaltungen
sind wichtige Investitionen auf
diesem Weg. Genau so wichtig
ist es, das Messezentrum in
Nürnberg fit für die Zukunft zu
machen“, betonte Diederichs.
Das jüngste Bauprojekt, die Er-
weiterung des Bereichs Eingang,
Service und Kongress Mitte, sei
dafür ein weiterer wichtiger Bau-
stein. Die Fertigstellung ist für
Herbst 2010 geplant, der Auf-
sichtsrat der NürnbergMesse hat
dem Projekt bereits zugestimmt.

Neue Baupläne

Rund 25 Mio. Besucher, Aus-
steller und Kongressteilnehmer
haben in den vergangenen 33
Jahren den Eingang Mitte pas-
siert und die dazugehörigen Ser-
viceeinrichtungen genutzt, viel-
fach auch den Saal Brüssel. „Der
Bereich Mitte stammt noch aus
dem ersten Bauabschnitt der
Messe. Nun ist es Zeit, ihn für
die nächsten drei Jahrzehnte aus-
zurichten. In seiner Dimension
ebenso wie in seiner Funktion“,
machte Diederichs deutlich.

Künftig wird ein circa 8.000
qm großer Bauköper den gesam-
ten Bereich überspannen, inklu-
sive des Vorplatzes zur U-Bahn
hin. Der Saal Brüssel wird abge-
rissen und an anderer Stelle neu
errichtet: Er rückt in ein Zwi-
schengeschoss und damit näher
an das CongressCenter Mitte mit
seinen Konferenzräumen. Die
Eingangs- und Servicefunktion
wird deutlich aufgewertet. „Hoch,
licht, transparent und mit einer
Blickachse zum CCN Ost ent-
steht eine neue Qualität, die eine
größere Zahl von Counteranla-
gen, größere Garderoben sowie
zusätzliche Gastronomiezonen
elegant in sich vereint und
gleichzeitig die unterschiedli-
chen Nutzerströme gut koordi-
nierbar macht“, erläuterte der
Geschäftsführer die künftige Ar-
chitekturlinie.

Gleichzeitig wird die Bau-

maßnahme für eine energetische
Optimierung genutzt: Die beiden
den Eingang Mitte flankierenden
Büro- und Kongressgebäude er-
halten eine Doppelfassade und
leisten so einen Beitrag zu Ener-
gieeinsparung und CO2-Redu-
zierung. „Der neue Bereich Mit-
te wird künftig neben dem CCN
Ost die Visitenkarte unseres
Geländes sein, insbesondere für
unsere internationalen Messe-
und Kongressteilnehmer“, so
Diederichs. Die Gesamtkosten
für diese umfassenden Baumaß-
nahmen belaufen sich auf rund
40 Mio. Euro.

Mit einem Umsatz von etwa
123 Mio. Euro verpasste die
NürnbergMesse in 2007 nur
knapp das Rekordergebnis des
Vorjahres von rund 126 Mio. Eu-
ro. Wie Diederichs bemerkte,
„sind wir trotzdem sehr zufrie-
den“. Das Messeprogramm in
den ungeraden Jahren sei voll-
kommen anders zusammenge-
setzt als in den geraden, in denen
es immer leichter sei, neue Best-
marken zu erreichen.

Neue Bestmarken

Wegen der Unterschiedlich-
keit der Messeprogramme ver-
zichten die Nürnberger Messe-
macher deshalb auf den Vorjah-
resvergleich und vergleichen
stattdessen ungerade mit ungera-
den und gerade mit geraden Jah-
ren. Vor diesem Hintergrund er-
geben sich in der NürnbergMes-
se Group neue Bestmarken beim
Ausstellervolumen mit rund
26.000 (2005: 21.097) sowie der
Zahl der internationalen Ausstel-
ler mit über 9.000 (2005: 8.142).
Die verkaufte Nettofläche stieg

gegenüber 2005 von 681.000 qm
auf 776.000 qm. Deutlich auf
775.000 gestiegen ist auch die
Zahl der Fachbesucher (2005:
620.000), darunter rund 150.000
international (2005: 120.000).
Addiert man die Besucher der
großen Publikumsmessen hinzu,
ergibt sich eine Gesamtbesu-
cherzahl von 1,24 Mio. (2005:
1,17 Mio.).

Wachstumsstärke

Noch präziser, allerdings auch
komplizierter, ist der Vergleich
mit der jeweiligen Vorveran-
staltung. „Doch nur so wird
die Wachstumsstärke des Pro-
gramms richtig deutlich“, sagte
Diederichs. Laut AUMA (Aus-
stellungs- und Messeausschuss
der deutschen Wirtschaft) wer-
den die internationalen Fach-
messen in Deutschland im Ver-
gleich zu ihrer jeweiligen Vor-
veranstaltung in diesem Jahr um
jeweils circa 2,75 Prozent bei der
Zahl der Aussteller und Besu-
cher sowie um 1,75 Prozent bei
der verkauften Fläche zuneh-
men. Die 14 Eigenveranstaltun-
gen der NürnbergMesse wach-
sen wiederum deutlich schneller:
um jeweils sieben Prozent beim
Aussteller- und Flächenvolumen
sowie um sechs Prozent beim
Besuchervolumen. „In den ver-
gangenen fünf Jahren sind wir
jeweils deutlich schneller als der
Durchschnittsmarkt gewachsen.
Das soll auch in Zukunft so
sein“, hob der Geschäftsführer
hervor. Die Wachstumsstars im
zweistelligen Bereich waren im
Messejahr 2007 die Fachmessen
BioFach, IWA & OutdoorClas-
sics, embedded world und EU-
ROPEAN COATINGS SHOW
sowie LogIntern.

Bereits absehbar ist, dass 2008
die Jahre 2007 und 2006 deutlich
übertreffen wird. Die Umsatz-
erlöse sollen auf über 130 Mio.

Euro klettern. Neben dem
Wachstum des bestehenden Pro-
gramms sollen neue Messen und
Messesegmente im In- und Aus-
land für das deutliche Umsatz-
plus sorgen. Dazu gehören die
CholodExpo Rossija in Moskau,
die BioFach mit neuer Weinhal-
le, die American Coatings Show
in Charlotte, USA, Medizin In-
novativ, die GaLaBau mit neuem
Fachteil Playground (17.-20.
September 2008) und die Chill-
venta Nürnberg, Internationale
Fachmesse Kälte, Raumluft,
Wärmepumpen.

Platz 7 in Deutschland

Die NürnbergMesse ist eine
der 20 größten Messegesellschaf-
ten der Welt, zählt in Europa zu
den Top Ten und belegt in
Deutschland gemessen am Um-
satz Platz 7 hinter den Messege-
sellschaften Frankfurt, Düssel-
dorf, Hannover, München, Köln
und Berlin – deutlich vor Essen,
Stuttgart und Leipzig. Das Port-
folio umfasst rund 70 internatio-
nale Fachmessen und Kongresse
am Standort Nürnberg und welt-
weit. Jährlich beteiligen sich rund
26.000 Aussteller (Internationa-
lität: 35 %), 775.000 Fachbesu-
cher (Internationalität 19 %) und
465.000 Konsumenten an den
Eigen-, Partner- und Gastveran-
staltungen der NürnbergMesse.
Im Konzern sind derzeit 254 Per-
sonen beschäftigt, eine maßvolle
Ausweitung ist geplant. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
Staat 46 Mio. Euro kosteten,
sollten das Vertrauen der Ver-
braucher in einheimische Nah-
rungsmittel verbessern. Pro-
gramm und Prüfzeichen „Ge-
prüfte Qualität Bayern“ sind Fi-
scher-Heidlberger zufolge aller-
dings im Lebensmitteleinzelhan-
del kaum präsent und beim Ver-
braucher weitgehend unbekannt.
Und noch ein letztes Manko: Bei
den Justizvollzugsanstalten wird
nur die Hälfte der Dienstwoh-
nungen für Vollzugsbeamte ge-
nutzt. An zwei Standorten stan-
den rund 40 % der Wohnungen
leer. Teilweise wurden Wohnun-
gen am Bedarf vorbei aufwendig
saniert, in anderen Fällen not-
wendige Instandhaltungsmaß-
nahmen über viele Jahre hinweg
unterlassen.

Finanzpolitische
Nummer Eins

„Bayern ist finanzpolitisch die
Nummer Eins! Das bestätigt
auch der aktuelle Bericht des
Bayerischen Obersten Rech-
nungshofs“, zeigte sich Finanz-
minister Erwin Huber unterdes-
sen zufrieden. Die im ORH-Be-
richt ausgewiesenen haushalts-
wirtschaftlichen Daten für 2005
bekräftigten erneut, dass es mit
einer geordneten und verantwor-

tungsvollen Haushalts- und
Wirtschaftsführung trotz eines
insgesamt schwieriger geworde-
nen Umfelds gelungen sei, die
Spitzenposition Bayerns zu be-
haupten.

Wertvolle Kritik

So liege nach Feststellung des
ORH die Steuerdeckungsquote
Bayerns mit 75,5 % um 7,7 Pro-
zentpunkte über dem Durch-
schnitt der übrigen westlichen
Flächenländer (67,8 %). Auch
bei der Investitionsquote habe
Bayern mit 11,4 % gegenüber
lediglich 10,4 % der übrigen
Flächenländer West deutlich
„die Nase vorn“. Infolge seiner
soliden Haushaltspolitik weise
der Freistaat eine Zinsausga-
benquote von nur 3,0 % aus ge-
genüber 8,6 % der anderen
Flächenländer West.

Huber betrachtete die Anre-
gungen und Kritikpunkte als
sehr wertvoll. „Wir werden uns
mit den Prüfungsergebnissen in-
tensiv auseinander setzen und
notwendige Korrekturen rasch
einleiten“, sicherte er zu. „Die
Bürger haben ein Recht darauf,
dass wir mit ihren Steuergeldern
sorgsam umgehen, denn Geld
zum Verschenken haben wir
nicht!“, erklärte der Minister ab-
schließend. DK

Notwendige Korrekturen ...

(Fortsetzung von Seite 1)
sicherheit geben bei der Frage
„wirtschaftliche Tätigkeit“ und
„Binnenmarktbezug.“ Gerade im
sozialen Bereich ist die Abgren-
zung oft schwierig. Ist die Tätig-
keit von Rettungsdiensten und
Krankentransporten eine wirt-

schaftliche oder nicht wirtschaft-
liche Tätigkeit? Die Kommissi-
on stuft diese Dienste in der Mit-
teilung als wirtschaftlich ein. Für
sie ist grundsätzlich jede Lei-
stung der Daseinsvorsorge eine
wirtschaftliche Dienstleistung,
wenn es dafür einen Markt gibt.

Der Umfang der Tätigkeit ist
für die Beurteilung dieser Frage
nicht ausschlaggebend. Aus
Sicht der Kommission können
auch Dienstleistungen, die nur
vor Ort erbracht werden, einen
Binnenmarktbezug aufweisen.
Entscheidend ist, ob sie nur der
örtlichen Bevölkerung zugute
kommen oder ob sie auch von
Bürgern aus weiter entfernten
Regionen genutzt werden. Ein
Schwimmbad, das von den ei-
genen Gemeindebürgern ge-
nutzt wird ist anders zu beurtei-
len als ein Erlebnisbad, das
auch Touristen anzieht. Bei letz-
terem ist ein Binnenmarktbezug
gegeben mit der Folge, dass das
europäische Wettbewerbsrecht
angewendet wird.

Interaktiver Online-Dienst

Absurd zur Klärung dieser
schwierigen Abgrenzungsfragen
erscheint die Ankündigung der
Kommission, auf ihrer Homepa-
ge einen interaktiven Online-
Dienst einzurichten. Er soll die
Bürger, Dienstleister und Behör-
den über die Anwendbarkeit des
EU-Rechts im Bereich der Da-
seinsvorsorge informieren und
die Möglichkeit bieten, konkre-
te Fragen einzureichen. Beson-
ders Akteure auf regionaler und
lokaler Ebene insbesondere im
Bereich der Sozialdienstleistun-
gen sollen von diesem Dienst
profitieren. Information ist zwar

positiv. Dies allein entbindet
aber die EU-Kommission nicht
davon, endlich selbst aktiv zu
werden und Kriterien vorzu-
legen, statt sich um die schwie-
rige Frage der Abgrenzung
zu drücken. Die Kommunen
benötigen klare Leitlinien und
kein FAQ-Fragenregister.

Strittige Kooperationen

Auch die der Mitteilung beige-
fügte Zusammenstellung von
häufig an die Kommission ge-
richteten Fragen zum Beihilfe-
und Vergaberecht liefert keine
neuen Erkenntnisse. So wieder-
holt die Kommission für den
Bereich der interkommunalen
Zusammenarbeit lediglich die
EuGH-Rechtsprechung, wonach
z.B. bei einer vollständigen Über-
tragung von Aufgaben auf einen
kommunalen Zweckverband
keine Ausschreibungspflicht
nach EU-Recht greift. Dies ist
bekannt. Strittig sind aber ver-
schiedene andere Formen der
Kooperation. Die Mitteilung der
Kommission ist letztlich eine
Zusammenfassung der bisheri-
gen Initiativen und eine Wieder-
gabe des Status quo. Der Be-
schluss, etwas nicht vorzulegen,
ist keine Lösung. Es bleibt die
vorhandene Rechtsunsicherheit.

Am Schluss bleibt möglicher-
weise als schlechteste Lösung
nur ein Rechtsrahmen auf der
Grundlage des neuen EU-Re-
formvertrags, wenn die EU-
Kommission nicht endlich ihrer
Aufgabe nachkommt und
Rechtssicherheit schafft. Das
Monopol der Rechtsetzung und -
sprechung durch die EU-Kom-
mission ist in dieser Form nicht
mehr angebracht.

Rechtssicherheit für die Kommunen ...

(Fortsetzung von Seite 1)
gen bei den 7.100 Anbietern ge-
rechnet (2006: 11 Mio. Über-
nachtungen). In der Camping-
branche wiederum bleibe Bay-
ern die Nr. 1 in Deutschland. In
den ersten zehn Monaten hätten
die Übernachtungen um 1,5 %
zugelegt. Für das Gesamtjahr
2007 rechnet Müller mit knapp
4,1 Mio. Übernachtungen.

„Unser Erfolg beruht nicht zu-
letzt darauf, dass in Bayern der
Tourismus zu allen Jahreszeiten
Saison hat“, fuhr Emilia Müller

Markt zu pflegen und auf der an-
deren Seite im Wachstumsmarkt
Ausland anzugreifen, weiter aus-
zahlen. Ich bin daher zuversicht-
lich, dass wir unseren Wachs-
tumspfad auf hohem Niveau bei-
behalten können“, betonte die
Politikerin. Bayern werde auch
2008 und darüber hinaus seine
„Pole Position im Rennen der
deutschen Urlaubsländer mit
Abstand behaupten“.

Investitionsstau

Im Rahmen der Jahrespresse-
konferenz stellte die Ministerin
auch die Studie „Investitionsstau
im bayerischen Gastgewerbe
und seine Auswirkungen auf die
Wettbewerbsfähigkeit“ vor. Die
Untersuchung zeigt laut Müller,
dass dieser zentrale Wirtschafts-
zweig im Freistaat insgesamt gut
aufgestellt ist. Sie belege aber
auch, dass weitere Qualitätsver-
besserungen notwendig sind, um
als Reiseland national und inter-
national im Wettbewerb auch in
Zukunft die Spitze zu behaupten.

Sonderförderprogramm

Die Staatsregierung habe mit
ihrer neuen Tourismus-Initiative
bereits einige der Gutachter-For-
derungen in die Wege geleitet.
Müller: „So haben wir z.B. ein
Sonderförderprogramm mit
zinsgünstigen Darlehen für die
bayerische Hotellerie ins Leben
gerufen. Aufgrund der großen
Nachfrage haben wir die Dotie-
rung heuer von ursprünglich 100
Mio. auf 300 Mio. Euro erhöht.
Wir werden ab jetzt auch Neuka-
pazitäten fördern, wenn in der je-
weiligen Hotelklasse ein Bedarf
in der Region besteht.“

Tatsache ist, dass viele Touri-
stenorte nach einer Studie des
Deutschen Wirtschaftswissen-
schaftlichen Instituts für Frem-
denverkehr (dwif) in einer tiefen
Krise stecken. So seien in Gar-
misch-Partenkirchen, Bad Hin-
delang und Bischofsgrün die
Übernachtungszahlen seit 1992
um fünf bis 38 Prozent zurückge-
gangen. Der Grund sind veralte-
te und zu teure Hotels. In man-
chen Häusern gebe es nicht ein-
mal Renovierungspläne. „Das
Hauptproblem ist: Es wird erst
dann renoviert, wenn überhaupt
nichts mehr geht“, so Ministeri-
umssprecher Otto Ziegler. DK

fort. Das Winterhalbjahr mache
inzwischen mehr als 40 % der
Übernachtungen aus – Tendenz
steigend. Die Aussichten für die
bayerischen Wintersportregio-
nen in der gerade begonnenen
Saison seien günstig. Etliche
Skigebiete wie z. B. am Spit-
zingsee hätten in weitere Be-
schneiungsanlagen investiert,
um wetterunabhängiger zu wer-
den. Zudem werde Skifahren
durch die von der Staatsregie-
rung erfolgreich initiierte Mehr-
wertsteuerreduzierung für Seil-
bahnen zum 1. Januar 2008 gün-
stiger. Ein touristisches Element,
das immer mehr an Popularität
im Winter gewinnt, seien die
vielfältigen Weihnachtsmärkte
zwischen Aschaffenburg und
Berchtesgaden. So könne man
bei rund 25 Mio. Weihnachts-
marktbesuchern in Bayern von
Umsätzen im oberen dreistelli-
gen Millionenbereich ausgehen.

Imagegewinn für Bayern

„Einen nochmaligen Imagege-
winn für Bayern und die ausrich-
tenden Orte als attraktive Winter-
sport- und Winterurlaubsdestina-
tionen“ verspricht sich die Mini-
sterin von der Olympia-Bewer-
bung Münchens für das Jahr
2018. Die Chancen für eine erfol-
greiche Bewerbung stünden gut.
Nun müssten alle Beteiligten an
einem Strang und in die richtige
Richtung ziehen. Zur notwendi-
gen Verbesserung der Verkehrsin-
frastruktur gehöre auch die attrak-
tive Verbindung des Münchner
Flughafens mit der Münchner Ci-
ty durch den Transrapid.

Germany Travel Mart

Eine herausragende Chance
habe der Tourismusstandort
Bayern Ende April 2008, wenn
der Freistaat nach 15 Jahren erst-
mals wieder Gastgeber für den
Germany Travel Mart ist, fuhr
Müller fort. Die Veranstaltungs-
orte München und Augsburg so-
wie die anderen touristischen
Destinationen in Bayern könnten
sich auf der wichtigsten Fach-
börse in Deutschland für die in-
ternationalen Reiseeinkäufer und
Reisejournalisten vor rund 1.500
Teilnehmern präsentieren.

„Insgesamt wird sich unsere
Doppelstrategie, auf der einen
Seite den wichtigen Inlands-

Pole Position souverän verteidigt ...

Vorsorge aus Sicht des Klimawandels:

Verbesserter Hochwasserschutz
Staat übernimmt Verantwortung von den Bezirken

Hochwasserschutz und Klimawandel haben die Staatsregierung
veranlasst, das Wassergesetz zu ändern. Die Verantwortung für
die Gewässer zweiter Ordnung wird von den Bezirken auf den
Staat übertragen.

Die entsprechende Gesetzes-
änderung wurde vom Landtag
zum 1. Januar 2008 beschlossen.
Man war sich einig, dass die Ver-
schärfung der Hochwassergefahr
und der Klimaschutz neue Richt-
linien erfordern.

Den Rahmen haben Bund und
EU gesetzt, wie Umweltstaatsse-
kretär Dr. Marcel Huber im
Landtag erläuterte. Wichtig sei
die Vorsorge. Die Unterrichtung
der Öffentlichkeit über die in den
letzten Jahren gestiegene Hoch-
wassergefahr allgemein und im
örtlichen Einzelfall müsse ver-
bessert und es müssten die Über-
schwemmungsgebiete neu fest-
gelegt werden. Dies zum Schutz
vor Bebauung und um Hinweise
für bestehende Bebauung bzw.
weitere Nutzung von Ölheizun-
gen und ähnlichen Gefahren-
quellen für Wasser und Boden zu
geben. Bewirtschaftungspläne
seien neu zu erstellen und alle
sechs Jahre zu aktualisieren.

Für die CSU begrüßte Bericht-
erstatter Helmut Guckert die
Entlastung der Kommunen. Mit-
berichterstatter Ludwig Wörner
(SPD) befand die Novelle für
dringend notwendig. Leider ha-

be die Staatsregierung entspre-
chende Anträge der Opposition
bisher abgelehnt. Er forderte, die
Begutachtung gefährdeter Flä-
chen und gefährdender Einrich-
tungen nicht privaten Sachver-
ständigen zu überlassen. Die
Staatsregierung spare Personal
und verteuere dadurch die Ver-
fahren für die Bevölkerung.
Auch die Entschädigung werde
unzureichend geregelt.

Ruth Paulig (Grüne) kritisier-
te, statt klarer Richtlinien kämen
bürokratische Wischi-waschi-
Regelungen.

Huber entgegnete, ohne Büro-
kratie gehe es leider nicht. Von
Wischi-waschi könne aber nicht
die Rede sein. Man werde mit
Augenmaß das Menschenmögli-
che tun, um die Hochwasserge-
fahr zu verringern. Ein Grünen-
Antrag, in das Gesetz aufzuneh-
men, dass Grünland in Über-
schwemmungsgebieten nicht in
Ackerland umgewandelt und es
verboten wird, dort wasserge-
fährdende Stoffe zu lagern, wur-
de von der CSU abgelehnt. In
der Schlussabstimmung über das
Gesetz enthielten sich SPD und
Grüne. rm
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in mehr als 3.200 Geschäftsstellen mit 15.000 Beratern
für über 6,9 Mio. Mitglieder und Kunden in Bayern
Persönliches Engagement, das Sie in den Mittelpunkt stellt
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Finanzierung von Leistungen der Daseinsvorsorge:

Brüssel zwingt Kommunen
zur Überprüfung

Von Dr. Carsten Jennert, LL.M., KPMG Rechtsanwaltsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft mbH, Köln/München

Die Problematik der Vereinbarkeit von Mittelzuwendungen der
Kommunen an ihre Eigenbetriebe und kommunale Gesellschaf-
ten - u. a. Kapitaleinlagen, Verlustausgleichszahlungen, Darlehen,
Bürgschaften – mit den Vorgaben des Europäischen Beihilfe-
rechts ist seit längerem virulent. Dies gilt insbesondere für die Fi-
nanzierung von zumeist strukturell defizitären Leistungen der so
genannten Daseinsvorsorge wie die Unterhaltung von öffentlichen
Bädern oder die Organisation des öffentlichen Nahverkehrs. Ein
Grundsatz-Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom Juli 2003
(Rechtssache „Altmark Trans“) hat weniger zur Klärung beige-
tragen als vielmehr neue Fragen aufgeworfen und somit nicht für
die erhoffte Rechtssicherheit in der Praxis gesorgt.

Vor diesem Hintergrund hat die
Europäische Kommission im No-
vember 2005 ein Maßnahmepa-
ket erlassen, welches den derzeit
gültigen, abschließenden Rechts-
rahmen für Ausgleichszahlungen
zur Finanzierung von Leistungen
der Daseinsvorsorge darstellt. Be-
troffen hierbei sind insbesondere
die diversen Zuwendungen von
Kommunen an ihre Eigenbetrie-
be- und Gesellschaften wie Ver-
lustabdeckungen/Kapitaleinla-
gen, Betriebskostenübernahmen,
sowie Darlehen und Bürgschaf-
ten zu Kommunalkonditionen.

Zentraler Bestandteil des nach
dem seinerzeitigen Wettbewerbs-
kommissar so benannten „Monti-
Pakets“ ist die unmittelbar an-
wendbare Entscheidung 2005/
842/EG. In dieser stellt die Kom-
mission verschiedene Vorausset-
zungen auf, bei deren Erfüllung
Ausgleichszahlungen an (kom-
munale) Unternehmen der Da-
seinsvorsorge ausnahmsweise
nicht der Anmeldung („Notifizie-
rung“) und Genehmigung durch

die Europäische Kommission be-
dürfen. Kernelement ist ein so ge-
nannter Betrauungsakt, der den
jeweiligen Unternehmen be-
stimmte Aufgaben der Daseins-
vorsorge auferlegt und gleichzei-
tig den hierfür zu gewährenden
Kostenausgleich vorab fest-
schreibt. Damit sollen die bislang
zumeist rein faktisch gewährten
Verlustausgleiche nach dem Wil-
len der Kommission auf eine
rechtsverbindliche und damit vor
allem transparente Grundlage ge-
stellt werden.

Keine graue Theorie

Die Frist für die Anpassung
der Finanzierungsleistungen an
die Vorgaben des Monti-Pakets
ist im November 2006 abgelau-
fen. Seit diesem Zeitpunkt kann
die Kommission unter Miss-
achtung der Freistellungsent-
scheidung gewährte Verlustaus-
gleichszahlungen und Kapital-
einlagen zurückfordern, ohne
dass es auf ein Verschulden der

handelnden Personen ankommt.
Derartige Risiken sind nicht

nur graue Theorie: Die Kommis-
sion in Brüssel überprüft derzeit
in einem förmlichen Beihilfever-
fahren die Finanzierung des Ver-
kehrsverbundes Rhein Ruhr. Für
die Geschäftsführer von Gesell-
schaften der öffentlichen Hand ist
in diesem Zusammenhang von
Bedeutung, dass die Prüfung der
EG-Beihilferechtlichen Konfor-
mität von erhaltenen Finanzmit-
teln nach der Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs und
des Bundesverfassungsgerichts
zu den kaufmännischen Sorg-
faltspflichten zählt.

Mögliche Regressansprüche

Rückforderungsentscheidun-
gen der Kommission können da-
her Regressansprüche der Ge-
sellschaften gegen den Geschäfts-
führer nach § 42 Abs. 2
GmbHG nach sich ziehen. Zu-
dem können Wettbewerber die
etwaige Rechtswidrigkeit ent-
sprechender Mittelzuweisungen -
neben einer Beschwerde bei der
Kommission - auch unmittelbar
vor deutschen Gerichten geltend
machen.

Dies ist gegebenenfalls umso
ärgerlicher, als entsprechende Ri-
siken grundsätzlich wohl vermie-
den werden können. Denn die
Voraussetzungen der Entschei-
dung 2005/842/EG für eine Be-
freiung von derAnmeldungs- und

Genehmigungspflicht dürften in
der Praxis zumeist erfüllbar sein.
Das Ministerium für Wirtschaft,
Mittelstand und Energie des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (MW-
ME NRW) in Düsseldorf hat auf
Anregung des Städtetages Nord-
rhein-Westfalen eine Arbeits-
gruppe zur Erarbeitung von
Handlungsempfehlungen einge-
richtet.

Die Ergebnisse dieser Arbeits-
gruppe, der Vertreter von NRW-
Innenministerium, Landesfinanz-
ministerium, Kommunen, kom-
munalen Unternehmen sowie
Wissenschaft und Anwaltschaft
angehören, wurden in Form eines
Praxis-Leitfadens zusammenge-
fasst, der im Frühjahr 2008 im
Rahmen einer speziellen Veran-
staltung im MWME NRW vorge-
stellt wird und dann kostenlos
beim Ministerium angefordert
werden kann. Zudem wird das
Ministerium einen Runderlass zu
den Anforderungen an die Kon-
trolle einer etwaigen Überkom-
pensation nach Art. 6 der Ent-
scheidung 2005/842/EG erlassen.

Essener Modell-Projekt

Die Umsetzung des Leitfadens
in die Praxis erfolgt etwas weiter
nördlich: In Essen wird derzeit im
Rahmen eines Modell-Projekts
die Finanzierung diverser städti-
scher Beteiligungsunternehmen
auf Vereinbarkeit mit dem Monti-
Paket überprüft und gegebenen-
falls entsprechend angepasst.
Hier wie dort steht dabei der Be-
trauungsakt als „Vehikel“, um die
Verlustausgleichszahlungen in
die verschiedenen Gesellschaften
der Daseinsvorsorge zu transpor-
tieren, im Zentrum der Überle-
gungen. Zur Vermeidung u. a.
vergaberechtlicher Risiken bietet
sich hierfür ein Zuwendungsbe-
scheid an. Bei dessen Ausgestal-
tung ist indes die schmale Gren-

ze zwischen umsatzsteuerbarem
Leistungsaustausch und steuer-
freiem „echtem Zuschuss“ zu be-
achten. Unter körperschaftssteu-
erlichem Blickwinkel gilt es, eine
etwaige Gewinn/Verlustsaldie-
rung zwischen gewinnträchtigen
Bereichen des kommunalen Be-
teiligungsmanagements wie den
Stadtwerken und den möglichen
Verlustgesellschaften wie den Bä-
derbetrieben im Rahmen steuerli-
cher Organschaftsverhältnisse im
Auge zu behalten.

Gestaltungsspielräume

Durch die jüngste BFH-Ent-
scheidung zur verdeckten Ge-
winnausschüttung bei strukturell
dauerdefizitären Betrieben ge-
werblicher Art ist dieses Thema
nochmals komplexer geworden.
Der gegebenenfalls entstehende
Restrukturierungsaufwand könnte

sich aber insofern lohnen, als
damit unter Umständen zugleich
die bislang ungelöste Frage nach
der EG-beihilfenrechtlichen Be-
urteilung von Gewinnabfüh-
rungs- und Beherrschungsverträ-
gen entfällt. Insgesamt ist den
Empfängern der betreffenden Mit-
telzuwendungen vor diesem Hin-
tergrund zu empfehlen, die Proble-
matik aktiv anzugehen. Denn auch
der jüngst veröffentlichte Fragen-
Antworten-Katalog der Europäi-
schen Kommission zur Freistel-
lungsentscheidung zeigt, dass der-
zeit durchaus noch Gestaltungs-
spielräume bestehen, die es - gege-
benenfalls unter Einbeziehung der
Europäischen Kommission - zu
nutzen gilt. Zudem bieten die oh-
nehin erforderlichen Strukturan-
passungen eine große Chance für
ein aktives und zielgerichtetes Be-
teiligungsmanagement auf Seiten
der städtischen Gesellschafter.

Münchener Hypothekenbank:

Starkes Wachstum im Quartal
Die Münchener Hypothekenbank eG konnte auch im dritten
Quartal ihr Neugeschäft weiter ausbauen, obwohl im Markt die
Nachfrage nach privaten Immobilienfinanzierungen bundesweit
verhalten blieb. Insgesamt hat die MünchenerHyp in den ersten
neun Monaten des Jahres ein Finanzierungsvolumen von
2.895,8 Mio. Euro zugesagt.

Davon entfielen 710,4 Mio. Eu-
ro auf ein Wohnungsbauportfolio,
das im Juli 2007 angekauft wurde.
Im Vergleich mit dem Vorjahr ent-
spricht dies einer Steigerung um
1.376,3 Mio. Euro. Ohne den
Sondereffekt des Portfolioankaufs
ergibt sich ein Plus 665,9 Mio.
Euro.

Die Bilanzsumme stieg zum 30.
September 2007 auf 32,8 Mrd.
Euro (2,9 Prozent). Mit den Erfol-
gen im Neugeschäft ist auch der
Hypothekenbestand deutlich ge-
wachsen. Er erhöhte sich um 1,2
Mrd. Euro auf 13,4 Mrd. Euro

(9,8 Prozent). Das Betriebsergeb-
nis nach Risikovorsorge verbes-
serte sich auf 22,5 Mio. Euro
(17,2 Prozent).Angesichts des an-
haltend hohen Volumens des Neu-
geschäfts bekräftigt die Münche-
nerHyp ihre Ziele für das noch
laufende Geschäftsjahr. „Wir wer-
den... unseren Wachstumskurs in
der privaten wie in der gewerbli-
chen Immobilienfinanzierung
fortsetzen und erwarten auch im
vierten Quartal eine robuste Nach-
frage nach unseren Finanzie-
rungslösungen“, so Vorstandsvor-
sitzender Erich Rödel.
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Dorfladen schreibt im Startjahr schwarze Zahlen:

Wirtschaftswunder in Hurlach
Genossenschaft besser als GmbH - Dem Erfolg des Pilotprojekts auf der Spur

So ganz kann Helmut Weihrather, Geschäftsführer des Dorfla-
dens Hurlach, seinen Stolz nicht verbergen. Er hat ja auch ein
kleines Wunder vollbracht, in dem er einen schuldenfreien, be-
reits im ersten Jahr wirtschaftlich erfolgreichen Betrieb aufge-
baut hat. Sicher haben viele andere mitgeholfen, ein zupacken-
der, ehrenamtlicher Bürgermeister und viele, die von der Idee
überzeugt waren.

Zufrieden und freundlich emp-
fängt der erfahrene Kaufmann
seine Kunden und verkörpert die
heitere Stimmung, die das Ge-
meinwesen in der anmutigen
oberbayerischen Region aus-
strahlt. Hurlach im Landkreis
Landsberg liegt nahe der Auto-
bahn München - Lindau, rund 60
Kilometer von der Landeshaupt-
stadt entfernt, aber ohne Auto
nur mühsam erreichbar.

Freude an der
eigenen Leistung

Wie vielfach im ländlichen
Raum, bleibt ein ÖPNV, der den
Namen verdient, eine Fata Mor-
gana. Nur die Stammtischfreun-
de haben in der Gemeinde mit
1.600 Einwohnern noch ein
gemütliches Dasein, gleich zwei
Wirtshäuser laden die Gäste ein.

Noch vor gut einem Jahr gab
es kein Lebensmittelgeschäft
mehr. Für jede Packung Milch,
für Salz und Zucker, frisches
Obst und gute Wurst musste man
in eine der zwei umliegenden
größeren Gemeinden fahren,
sechs Kilometer hin, sechs Kilo-
meter zurück. Für private Einzel-
händler, die auch noch mit dem
schrecklichen Begriff „Tante-
Emma-Läden“ leben müssen,
hat sich das Geschäft in Hurlach
nicht mehr gelohnt. So entstand
in der Bürgerschaft die Idee, es
doch noch einmal mit einem
Dorfladen zu versuchen, nach-
dem ein ähnliches Projekt schon
einmal gescheitert war. Über den
eher knochenharten Aufbau des
neuen Dorfladens will man nicht

mehr groß reden. Eher dominiert
die Freude an der eigenen Lei-
stung.

Freilich, beim Neustart hat
man aus Erfahrungen gelernt:
Man studierte andere Dorfläden
und holte sich erfahrene Bera-
ter wie den Vollprofi Wolfgang
Gröll von der BBE-Handelsbe-
ratung aus München. Und gele-
gentlich sind selbst die Götter
auf der Seite der Tüchtigen. Ein
Landwirt stellte den ehemaligen
Hühnerstall für den Neubau des
Dorfladens zur Verfügung.

Das Haus liegt mitten im Orts-
kern, gleich neben dem Kinder-
garten. Es fanden sich gelernte
Verkäuferinnen, die teils ehren-
amtlich mitarbeiten. Über die
Einlagen der Genossenschafts-
mitglieder - jetzt sind es schon
160 Bürger - konnten 30.000 Eu-
ro Grundkapital aufgebracht wer-
den, mit denen die Renovierung
und der erste Lagerbestand be-
zahlt wurden. Kredite brauchte
man nicht.

Gelungenes Sortiment

Begünstigt wurde das Vorha-
ben durch die anstehende Dorf-
erneuerung und die gelungene
Auswahl des Sortiments. Frische
Fleischwaren vom einheimi-
schen Metzger, handverlesenes
Obst, Molkereiprodukte aus der
Region und Backwaren stellen
75 Prozent des Umsatzes. Dane-
ben gibt es noch all die Kleinig-
keiten für den Haushalt, die man
plötzlich vermisst. Jetzt muss
man nicht mehr wegen eines
Teebeutels auf die Reise gehen.

Auf die Anmerkung, das An-
gebot helfe ja gerade den älteren
Mitbürgern, huscht ein Lächeln
über Weihrathers Gesicht. Wahr-
scheinlich denkt er sich, so sind
sie halt, die Leute aus der Groß-
stadt mit ihren gepflegten Vor-
urteilen. Aber nein. Besonders
dankbare Kunden sind die jun-
gen Mütter, die ihre Kinder nicht
mehr ins Auto zerren müssen,
sondern mit dem Kinderwagen
bequem zum Einkaufen fahren
können.

Erfolgreiche
Managementtheorie

Die Geschäftsidee entspricht
feinster Managementtheorie: Kon-
zentration auf möglichst hoch-
wertige und regionale Produkte,
kein allfälliger Ramschladen.
Der Erfolg spricht für die Idee.
Der Umsatz lag im ersten Jahr
um 50 Prozent über den kalku-
lierten Schätzungen. Mittlerwei-
le kommen auch immer mehr
Kunden aus der Umgebung, die
das Qualitätsangebot zu schätzen
wissen. Die zwangsläufig leicht
höheren Preise für Ökoprodukte
spielen keine abschreckende
Rolle. Im Dorfladen spart man
auch deshalb Geld, weil kein
nutzloser Kram überfallartig vor
den Kassen lungert.

Man muss es offen zugeben,
ein Bummel durch den liebevoll-
spartanischen Laden stimmt hei-
ter, auch ohne Weihnachtsmän-
ner an jeder Ecke und „Stille
Nacht“ bis zum Abwinken. Mitt-
lerweile gibt es eine kleine Kaf-
feebar, die zur Kommunikation,
ach was, zum schönen Dorf-
tratsch einlädt.

Allerdings - und da meldet
sich der ehrenamtliche Bürger-
meister, Wilhelm Böhm, ein
Sparkassenprofi, gleich ener-
gisch zu Wort - das Grundpro-

blem eines Dorfladens seien die
Personalkosten. Wenn es nicht
gelinge, sie durch ehrenamtliche
Kräfte in Grenzen zu halten,
rechne sich das Projekt nicht, so
der Vorsitzende des dreiköpfigen
Aufsichtsrates der Genossen-
schaft.

Besseres Miteinander

Doch den Mitarbeitern scheint
die Sache Spaß zu machen. Ne-
ben Helmut Weihrather bilden
eine Verkäuferin und eine Buch-
halterin den Vorstand. Wenn
man die Hurlacher fragt, bestäti-
gen fast alle, dass mit dem Dorf-
laden das Miteinander, das Ge-
meinschaftsgefühl besser gewor-
den sei.

Bürgermeister Wilhelm Böhm
bekommt dies hautnah mit: Bei
der bevorstehenden Kommunal-

wahl hat er keinen Gegenkandi-
daten. Die geschenkte Zeit eines
ausgefallenen Wahlkampfes
nutzt Böhm für eine andere Auf-
gabe, die in ganz Bayern viele
seiner Kolleginnen und Kolle-
gen umtreibt: Wie kommt man
vor allem für die Gewerbebetrie-
be an ein leistungsgerechtes
Breitbandnetz?

Erfolgsfaktoren

In einer anderen Sparte des
ehemaligen Postgeschäftes zau-
bert Helmut Weihrather noch ein
Schmankerl hervor: Im Dorfla-
den gibt es wieder einen Post-
point, wo man keine atemberau-
benden Wartezeiten hinnehmen
muss, wie dies einem so häufig
in der Großstadt widerfährt.

Will man das Erfolgskonzept
zusammenfassen, dann fallen ei-

nem vier Voraussetzungen ein:
Erfahrenes Management, knall-
hartes Kostenbewusstsein, Kun-
denorientierung und die Grund-
satzentscheidung zur genossen-
schaftlichen Rechtsform, die si-
cherlich die Kunden an „ihren“
Dorfladen bindet und weniger
Reibungspunkte liefert, als eine
GmbH, die geradezu einlädt, als
Kriegsschauplatz für immer lau-
ernde Dorfstreitigkeiten herzu-
halten.

Umweltschutz
und Dorfkultur

Abgesehen von der besseren
Lebensqualität sparen die Bürger
von Hurlach grob gerechnet
100.000 Euro an Benzinkosten
im Jahr. Auch das ist Umwelt-
schutz. Letztlich lohnt sich für
alle der gemeinsame Einsatz, der
freilich voraussetzt, dass eine
vernünftige Dorfkultur gepflegt
wird. Dazu gehört beispielswei-
se die Bereitschaft des Land-
wirts, der das Haus zu einem
Preis vermietet, der für den La-
den gerade noch vertretbar ist,
obwohl der Bauer sicherlich bei
einer anderen Nutzung etliche Eu-
ros mehr herausschlagen könn-
te. Hut ab vor den wackeren
Bürgern in Hurlach.

Auf der vorzüglichen Homepa-
ge von Hurlach finden sich viele
Bilder vom Dorfladen - Bürger-
meister Böhm kann auch da gele-
gentlich „ein Auge draufhalten“,
schließlich ist er im Hauptberuf
als Diplominformatiker beim
Sparkassenverband zuständig für
die IT-Revision im Großrechner-
bereich. Karl Jörg Wohlhüter

Bürgermeister Wilhelm Böhm (links) mit Dorfladen-
Geschäftsführer Helmut Weihrather.

Münchener Hypothekenbank:

Verzicht auf Verkauf privater
Immobiliendarlehen

Die Münchener Hypothekenbank eG verzichtet darauf, private
Immobiliendarlehen, die von den Kreditnehmern vertragsgemäß
bedient werden, weiterzuverkaufen.

Als eine der wenigen Hypo-
thekenbanken Deutschlands ist
die MünchenerHyp auf die Fi-
nanzierung privater und gewerb-
licher Immobilien spezialisiert.
Als lokal und regional veranker-
te Kreditinstitute begleiten die
Volksbanken und Raiffeisenban-
ken ihre Kunden in allen finanzi-
ellen Belangen langfristig und
vertrauensvoll.

Die MünchenerHyp fühlt sich
dieser Geschäftspolitik ihrer ge-
nossenschaftlichen Partner nach-
drücklich verpflichtet. „Es gehört
zu einer guten Partnerschaft, dass
vermittelte Kredite, die vertrags-
gemäß bedient werden, nicht an
Dritte weitergereicht werden“,
betont Erich Rödel, Vorstands-
vorsitzender der Münchener Hy-
pothekenbank. Deshalb verzich-
tet die MünchenerHyp jetzt aus-
drücklich auf die Möglichkeit des
Forderungsverkaufs, wenn die
Darlehen ordnungsgemäß be-
dient werden. Schon bisher hat
sie in ihren Vertragsformularen
für Privatkunden keine Klauseln

verwendet, die eine Übertragung
der Kreditforderungen an Dritte
erlauben.

„Mit diesem Schritt lehnen wir
Verbriefungen nicht als Instru-
ment der Refinanzierung ab. Im
Gegenteil: Wir unterstützen die
Bemühungen der kreditwirt-
schaftlichen Verbände, True-Sale-
Verbriefungen auch künftig
zu ermöglichen“, so Rödel. Die
MünchenerHyp begrüßt zudem
die derzeitigen Bemühungen von
Politik und Wirtschaft, den Ver-
braucherschutz und die Verbrie-
fung von Forderungen noch bes-
ser in Einklang zu bringen. Das
Geschäftsmodell der Münchener-
Hyp beruht auf der Refinanzie-
rung durch Pfandbriefe. Diese
zählen weltweit zu den effiziente-
sten Refinanzierungsinstrumen-
ten für langfristige Immobilien-
kredite, so dass die Bank keine al-
ternativen Instrumente benötigt.
Die Pfandbriefe der Münchener-
Hyp werden von der Rating-
Agentur Moody’s mit der
Höchstnote Aaa bewertet.

MaßgeschneiderteAltersvorsorge
Kunden der Versicherungskammer Bayern können ihre Vorsorge ab 2008

noch flexibler gestalten
Die Versicherungskammer Bayern wird ihr Produktangebot im
Bereich der Lebensversicherung zum 1. Januar 2008 weiter aus-
bauen und flexibilisieren. Der Fokus liegt auf Produkten mit ho-
hen Renditechancen, die variabel gestaltet und der jeweiligen Le-
benssituation des Kunden angepasst werden können. Die Versi-
cherungskammer Bayern erwartet in diesem Segment eine ver-
stärkte Nachfrage.

Im neuen Jahr gibt es die Basis-
Rente auch als fondsgebundene
Rentenversicherung. Sie eignet
sich besonders für renditeorien-
tierte Kunden, die bereit sind ein
höheres Risiko einzugehen. Sie
können aus insgesamt 20 renom-
mierten Investment- und Dach-
fonds - darunter Deka-, Temple-
ton- oder Fidelity- Fonds - aus-
wählen und kombinieren. Eine
Änderung der Fondsauswahl ist
jederzeit möglich und einmal pro
Jahr kostenlos. Die BasisRente ist
vor allem für Selbständige inter-
essant, da sie hier eine hohe
Steuerersparnis haben. Im Jahr
2008 können 66 Prozent des Bei-
trags steuermindernd angesetzt
werden.

FondsRente erstmals mit
Garantiefonds

Die fondsgebundene Renten-
versicherung FondsRente wird
erstmalig mit Garantiefonds aus-
gestattet. Die Besonderheit dabei
ist, dass der während der Ver-
tragslaufzeit höchst erzielte Kurs-
wert zum Vertragsende garantiert
wird (Höchststandsgarantie). Das
Produkt eignet sich vor allem für
Kunden, die verstärkt auf Sicher-
heit setzen und trotzdem an der
Entwicklung an den Kapital-
märkten partizipieren möchten.

Neuerungen gibt es auch bei
FlexVorsorge Plus, einem fle-
xiblen Vorsorgeprodukt mit inno-
vativem Kapitalanlagekonzept,
bei dem der Kunde rendite- und
sicherheitsorientierte Anlagefor-
men kombiniert. Zukünftig kann
das Garantieniveau zwischen 25
und 100 Prozent - bezogen auf
das eingezahlte Kapital - gewählt
werden. Dies ermöglicht eine in-
dividuelle Gewichtung der rendi-
teorientierten Anlage und bietet
damit die Chance auf eine höhere
Auszahlung.

Für alle genannten Produkte

werden die Zuzahlungsmöglich-
keiten flexibilisiert. So ist nun die
Kombination von Einmalbeiträ-
gen, laufenden Beiträgen und Zu-
zahlungen möglich. Selbständige
und Personen mit schwankendem
Einkommen können die Einzah-
lungen auf diese Weise ihrer aktu-
ellen Situation anpassen.

Ein weiterer Vorteil: Die Erträ-
ge bleiben auch nach Einführung
derAbgeltungsteuer zum 1. Janu-

ar 2009 in der Ansparphase im
Gegensatz zu anderen Kapitalan-
lagen steuerfrei. Auch bei einer
Auszahlung des Kapitals ist die
steuerliche Belastung deutlich
niedriger, da nur die Hälfte der
Erträge versteuert werden muss
(bei einer Vertragslaufzeit über
zwölf Jahren und einer Auszah-
lung ab 60 Jahren).

EineAuszahlung als lebenslan-
ge Rente ist noch günstiger, da
nur ein niedriger Teil der Rente
versteuert wird. Daher spielt die
Lebensversicherung gerade bei
der Überprüfung der bisherigen
individuellen Anlagestrategie vor
dem Hintergrund der Abgeltung-
steuer eine wichtige Rolle.
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Lösungen für die
bayerischen Kommunen
Erarbeitung im Kommunalen Kompetenz-Center (KKC) der

Sparkassen-Finanzgruppe Bayern

Das Kommunalgeschäft ist für die bayerischen Sparkassen und
die BayernLB ein zentrales Geschäftsfeld und bietet viele Facet-
ten. So sind die bayerischen Kommunen als Träger der Spar-
kassen sowohl bei den Sparkassen als auch bei der BayernLB ei-
ne der wichtigsten Kundengruppen. Gleichzeitig steigt die Nach-
frage der kommunalen Kunden nach innovativen Produkten
und Dienstleistungen weiter an. Um diesen Anforderungen ge-
recht zu werden, wird in Bayern das Kommunalgeschäft im
Rahmen der „Kooperativen Marktbearbeitung “ von den Spar-
kassen zusammen mit der BayernLB vorangetrieben. Die Bay-
ernLB hat aus diesem Grund das bayerische Kommunalge-
schäft und das gemeinsaame Geschäft mit den Sparkassen in ei-
nem Geschäftsfeld organisatorisch gebündelt.

Gemeinsam mit den bayeri-
schen Sparkassen und dem Spar-
kassenverband Bayern wurde
von der BayernLB bereits im Jahr
2003 das Kommunale Kompe-
tenz-Center (KKC) geschaffen.

Hier werden aktuelle Themen aus
dem Kommunalgeschäft aufge-
griffen und innovative Lösungen
- oft auch gemeinsam mit weite-
ren Partnern aus dem Sparkas-
senverbund - für die bayerischen

Kommunen kreiert. Das KKC
ist somit Motor und Ideengeber
für das Kommunalgeschäft von
Sparkassen und BayernLB. Ne-
ben je einem Sparkassen-Vertre-
ter aus den sieben Sparkassenbe-
zirken in Bayern, setzt sich das
KKC aus Vertretern der Bayern-
LB sowie einem Vertreter des
Sparkassenverbandes Bayern zu-
sammen. Über einen intensiven
Dialog ist sichergestellt, dass das
KKC mit den Kommunalkunden-
betreuern in den Sparkassen vor
Ort eng vernetzt ist.

Tragende Säule

Das Kommunalkreditgeschäft

ist zwar nach wie vor die tragen-
de Säule für die Finanzierung von
Vorhaben der Kommunen. Darü-
ber hinaus werden die individuel-
len Bedürfnisse der Kommunal-
kunden nach alternativen Struktu-
rierungs- und Optimierungsmög-
lichkeiten aber immer differen-
zierter.Auf Basis einer fortlaufen-
den Analyse und eines intensiven
Austausches durch das KKC
werden die Lösungen der Spar-
kassen-Finanzgruppe Bayern
deshalb ständig weiterentwickelt.

Für die Kreditportfolien der
Kommunalkunden wird ein indi-
viduell auf die jeweiligen Bedürf-
nisse abgestelltes Portfoliomana-
gement angeboten, das in engster
Zusammenarbeit mit den Ent-
scheidungsträgern in den Kom-
munen zur Zins- und Risiko-
minimierung durchgeführt wird.
Die Kommune wird dabei mit
dem „Blick von außen“ begleitet
und bestimmt die Richtung
selbst. Die Beratungsleistung und
nicht der Produktverkauf stehen
somit im Fokus dieser Dienstlei-
stung.

Attraktive Angebote

Auch bei der Kommunalkredit-
aufnahme berät die Sparkassen-
Finanzgruppe Bayern die Kom-
munen mit Blick auf Optimie-
rungsmöglichkeiten. Durch den
Einsatz von z.B. zinsvergünstig-
ten Mitteln oder strukturierten
Krediten kann sich die Kreditauf-
nahme erheblich vergünstigen. In
Ergänzung dazu wird, unter stren-
ger Beachtung der kommunal-
rechtlichen Vorgaben in Bayern,
auch hinsichtlich des Einsatzes
von Derivaten beraten. Der kom-
munale Bausparvertrag der LBS
stellt ein weiteres attraktives An-
gebot dar, das unter anderem als
Zinssicherungsinstrument für Fi-
nanzierungsvorhaben im Rahmen
der Rücklagenbewirtschaftung,

als langfristige Anschlussfinan-
zierung bei Objektentwicklungen
oder in Verbindung mit Vorfinan-
zierungen als Sofortkredit mit
Zinsgarantie für Gesamtlaufzei-
ten über 15 bis 33 Jahre genutzt
werden kann. Die bayerischen
Sparkassen und die BayernLB
haben im Segment der Kommu-
nalkredite in den letzten Jahren
Marktanteile hinzu gewinnen
können und kommen nach aktu-
ellen Zahlen des Statistischen
Landesamtes damit auf einen
Wert von über 50 Prozent.

Umfangreiche Leistungen

Über Kreditfinanzierungen und
Portfoliomanagement hinaus bie-
tet die Sparkassen-Finanzgruppe
Bayern den Kommunalkunden
ein umfangreiches Leistungs-
spektrum. Die Bayern Facility
Management GmbH (Bayern
FM), eine Tochtergesellschaft der
BayernLB, bietet mit Realis-
Bench®, ein Immobilien-Bench-
marking für bayerische Kommu-
nen an. Dieses innovative Pro-
dukt wurde in enger Zusammen-
arbeit mit Partnern, Kommunen
und den bayerischen kommuna-
len Spitzenverbänden entwickelt
und in den letzten Jahren erfolg-
reich umgesetzt. Mit Hilfe dieser
Dienstleistung können Kommu-
nen Verbesserungspotentiale in
der Immobilienbewirtschaftung
aufdecken, um darauf aufbauend
zielgerichtete Maßnahmen durch-
zuführen, die erhebliche Kos-
teneinsparungen bewirken kön-
nen. Die bisherigen Ergebnisse
des Immobilien-Benchmarking
waren so interessant, dass dieses
Projekt auch bundesweit Kom-
munen angeboten wird.

Ein weiterer bewährter Bau-
stein im Kommunalgeschäft der
Sparkassen-Finanzgruppe Bayern
ist die BayernGrund Grund-
stücksbeschaffungs- und -erschlie-

ßungs-GmbH (BayernGrund),
deren Leistungsspektrum speziell
auf kommunale Infrastruktur-
maßnahmen ausgerichtet ist. Der
Finanzierungs-Service bietet der
Kommune kaufmännische Dienst-
leistungen, verbunden mit der
gleichzeitigen Gesamtfinanzie-
rung des Projektes. Neben Bau-
landbeschaffung und -erschlie-
ßung sowie kommunalen Bau-
maßnahmen zählen spezielle städ-
tebauliche Maßnahmen wie z. B.
Erschließungsträgerschaften zur
Kernkompetenz der BayernGrund.

Innovative Lösungen

Für kommunale Geldanlagen
sind kapitalgarantierte Produkte
gefragt, die durch eine entspre-
chende Strukturierung die Chan-
ce auf eine attraktive Verzinsung
bieten. Der KOMM-1-Fonds und
der aufgelegte Nachfolgerfonds
sind dafür ein erfolgreiches Bei-
spiel. Das speziell für die bayeri-
schen Kommunen entwickelte
Konzept trägt den kommunal-
rechtlichenAnforderungen Rech-
nung und nutzt dabei die Chancen
des Renten- und Aktienmarktes.

Für die Zukunft sieht das KKC
weiterhin eine steigende Bedeu-
tung innovativer Lösungen für
Kommunen (z.B. PPP im Bereich
Gebäudesanierung und Energie-
spar-Contracting oder die Finan-
zierung regenerativer Energie-
quellen). Auf der einen Seite
bleibt die Haushaltslage voraus-
sichtlich weiter angespannt, auf
der anderen Seite besteht die
Notwendigkeit von Investitio-
nen. Deshalb wird der Beratung
der Kommunen künftig eine noch
größere Bedeutung zukommen
und Produkte jenseits des Kredits
werden weiter an Bedeutung ge-
winnen. Mit dem Kommunalen
Kompetenz-Center ist die Spar-
kassenfinanzgruppe Bayern dafür
bestens gerüstet.

Vermögensbarometer 2007 der S-Finanzgruppe:

Erfreuliche Sparquoten in
bayerischen Haushalten

Erhebliches Anlagevermögen / Deutlich höhere Nutzung von Vorsorgeprodukten

Zum achten Mal untersuchte der Deutsche Sparkassen- und
Giroverband (DSGV) im Vermögensbarometer 2007 die finanzi-
ellen Verhältnisse der deutschen Verbraucher. Im Mittelpunkt
dieser umfangreichen Analyse stand die Frage, wie die Bundes-
bürger Vermögen bilden und für ihr Alter vorsorgen. Die Spar-
kassen-Finanzgruppe stellte nunmehr die wichtigsten Ergebnisse
vor, die die Analyse im Freistaat Bayern ergeben hat.

Im Rahmen einer repräsentati-
ven Umfrage des auf Wirtschafts-
und Finanzmarktforschung spe-
zialisierten Unternehmens icon in
Nürnberg wurden von Mitte Juni
bis Anfang August 2007 insge-
samt 2.013 Bundesbürger im Al-
ter ab 14 Jahren im Rahmen von
computergestützten Telefon-In-
terviews befragt. 15 Prozent aller
Studienteilnehmer lebten zum
Zeitpunkt der Untersuchung in ei-
nem Haushalt in Bayern.

Den Verbrauchern im Freistaat
geht es derzeit sowohl im Ver-
gleich mit anderen Bundeslän-
dern als auch mit den Vorjahre-
sergebnissen ausgesprochen gut.
Aktuell gibt jeder Zweite an, dass
seine Lebensverhältnisse „gut“
oder sogar „sehr gut“ sind. Dies
ist ein deutlich höherer Wert als in
den beiden Vorjahren, in denen
nur 43 bzw. 41 Prozent dieserAn-
sicht waren. Eine ähnlich mar-
kante Verschiebung - mit umge-
kehrten Vorzeichen - zeigt sich
am anderen Ende des Spektrums,
also in der Gruppe derjenigen, die
ihre finanziellen Lebensumstände
als „eher schlecht“ oder „schlecht“
bezeichnen. Heute trifft dies auf
11,7 Prozent der Befragten in
Bayern zu, knapp drei Prozent-
punkte weniger als im Vorjahr.

Ein Wermutstropfen ist, dass
sich die Zukunftsperspektive der
Verbraucher in Bayern heute et-
was weniger optimistisch als noch
im Sommer 2006 darstellt. Nur
noch 18 Prozent gehen davon aus,
dass sich ihre finanzielle Situation
in den kommenden zwei Jahren
verbessern wird, ein recht deutli-
ches Minus von vier Prozent-
punkten zum Vorjahr. Eher mittel-
mäßige Umfrageergebnisse fallen
beim Konsum auf. Während gut
acht Prozent aller Bundesbürger
ihren privaten Verbrauch in den
vergangenen zwölf Monaten aus-
geweitet haben, gilt dies im Frei-
staat nur für knapp sechs Prozent
der Bevölkerung. Gut 28 Prozent
der Bayern haben im vergangenen
Jahr hingegen weniger ausgege-
ben als zuvor.

Relativ hoch ist dagegen das
Anlagevermögen der bayerischen
Haushalte: Lediglich 7,4 Prozent
(Bund: 8,4 Prozent) der Verbrau-
cher verfügen - unter Ausklam-
merung von Immobilieneigentum
- über keinerlei Ersparnisse.Auch
derAnteil derjenigen, die weniger

als 10.000 Euro auf die Seite ge-
legt haben, ist mit 21 Prozent ge-
ring. Fast 23 Prozent erklären da-
gegen, über mehr als 25.000 Euro
zu verfügen, ein bundesweit be-
achtlicher Wert. Allerdings haben
diese Werte nur begrenzte Aussa-
gefähigkeit, da die Nicht-Ant-
worter-Quote bei dieser Frage mit
35 Prozent hoch war. 72 Prozent
der Bayern leben in den eigenen
vier Wänden - ein Spitzenwert,
der lediglich von den Saarländern
übertroffen wird.

Leitmotive beim Sparen

Auch die Nettoeinkommen
sind überdurchschnittlich: 23 Pro-
zent der Befragten erklärten, im
Monat über mehr als 3.000 Euro
verfügen zu können - bundesweit
erzielen nur knapp 18 Prozent der
Haushalte ein so hohes Einkom-
men. Entsprechend erfreulich
sind die Sparquoten. Lediglich
19,5 Prozent der Bayern sparen
nach eigenenAngaben nichts, fast
acht Prozent gelten dagegen als
Vielsparer, die über die Einzah-
lungen in die gesetzliche Renten-
versicherung hinaus monatlich
mehr als 500 Euro beiseite legen.
Besonders häufig wird für ein
Auto gespart, auffallend selten für
eine Urlaubsreise.

Die Bundesbürger berücksich-
tigen bei ihren Anlageentschei-
dungen eine Fülle von Motiven,
die sich im mehrjährigen Ver-
gleich nur recht langsam wan-
deln. So steht beispielsweise seit
langem der Aspekt der Anlagesi-
cherheit an erster Stelle. Bundes-
weit erklären aktuell 93 Prozent
der Befragten, dass ihnen dieser
Punkt „sehr wichtig“ oder „wich-
tig“ ist. Weitere Leitmotive beim
Sparen sind die kurzfristige Ver-
fügbarkeit des Kapitals (86 Pro-
zent), die Lebens- und Familien-
planung (84 Prozent), die Flexibi-
lität der Anlage (82 Prozent), die
Absicherung von Angehörigen
(80 Prozent), eine hohe Rendite
(77 Prozent), die Vertrautheit mit
dem jeweiligen Produkt (77 Pro-
zent), die steuerlichen Rahmen-
bedingungen (71 Prozent) und
die Förderung durch den Staat
(68 Prozent).

Im Vergleich zu diesen bundes-
weit ermittelten Werten stechen
die Bayern insbesondere durch
ihre relativ ausgeprägte Rendite-

orientierung hervor. Diesen
Aspekt halten immerhin 82,3
Prozent für wichtig. Besonders
oft achten die Bürger im Freistaat
bei ihrer Geldanlage darüber hin-
aus auf den Hinterbliebenen-
schutz, auf die Vererbbarkeit des
Kapitals sowie auf die individuel-
le Familienplanung.

Bereits in den Vorjahren hatten
die Umfragen im Rahmen des
Vermögensbarometers ergeben,
dass die Bayern deutlich mehr
Vorsorgeprodukte nutzen als die
Bürger in anderen Bundesländern
- ein Trend, der 2007 weiterhin
gilt. Besonders markant ist ihre
Affinität zur betrieblichen Alters-
versorgung, die 47 Prozent der
Vorsorger im Freistaat zurzeit
nutzen (Bund: 42 Prozent). Darü-
ber hinaus setzen die Bayern rela-
tiv häufig auf die Riester-Rente
(32 Prozent), die Lebensversiche-
rung (66 Prozent) und auf Ter-
mingeld (18 Prozent).Auch Spar-
bücher und Bausparverträge (je-
weils 58 Prozent) kommen bei
der Vermögensbildung über-
durchschnittlich häufig zum Ein-
satz. Ein leicht erhöhtes Interesse
fällt bei börsenbasierten Wertpa-
pieren wie Aktien und Invest-
mentfonds auf.

Erstmals hat der DSGV im
Rahmen des diesjährigen Vermö-
gensbarometers die Einstellung
der Bürger zum gewünschten und
zum voraussichtlichen Renten-
eintrittsalter ermittelt. Bei der
Einzelanalyse der Umfragewerte
für den Freistaat fällt auf, dass die
Bayern einer verlängerten Le-
bensarbeitszeit („Rente mit 67“)
tendenziell recht skeptisch ge-
genüberstehen. Nur 41 Prozent
von ihnen erklärten, solange ar-
beiten zu wollen, wie es die Ge-
sundheit zulässt. Sogar 55 Pro-
zent der Bayern sind entschlos-
sen, „mehr für meine Altersvor-
sorge beiseite zu legen, wenn ich
es mir dadurch früher leisten
kann, in Rente zu gehen“.

Generell sind die Bayern bei
der Altersvorsorge nach wie vor
optimistisch eingestellt, aller-
dings hat sich diese Zuversicht
im vergangenen Jahr etwas ein-
getrübt. 63,6 Prozent der Ver-
braucher glauben, dass sie ihre
gewünschte finanzielle Absiche-
rung im Ruhestand „auf jeden
Fall“ oder „wahrscheinlich“ er-
reichen werden - ein im Bundes-
vergleich noch immer über-
durchschnittlicher Wert. Neun
Prozent der Verbraucher be-
fürchten hingegen, ihre Finanz-
ziele „wahrscheinlich nicht“
oder „auf keinen Fall“ erreichen
zu können. DK
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Motoren so richtig
auf Touren bringen

Schrobenhausener Sparkasse verlieh
Unternehmerpreis an Christian Stöber

Schrobenhausen (mbs) Ein unterhaltsames Sparkassenforum
erlebten mehr als 600 Gäste in der Stadthalle Schrobenhausen.
Sportlichkeit und Höchstleistungen waren die Themen. Für
seine innovative Motorentechnik wurde Christian Stöber mit
dem erstmals verliehenen Unternehmerpreis der Sparkasse
Schrobenhausen ausgezeichnet.

Um Höchstleistungen ging es
auch beim wohl bekanntesten
Gast des Abends. FIFA-Referee
Urs Meier erläuterte aus Erfah-
rung, was ein Fußball-Schieds-
richter unter der Kontrolle von
rund 60 000 Zuschauern zu lei-
sten hat. Thomas Schwarzbauer,
mehr als 15 Jahre Vorstandsvor-
sitzender der Sparkasse, nutzte
das Forum auch, sich zu verab-
schieden, er führt ab 1. Januar
die Kreissparkasse Dillingen.

Schwarzbauer würdigte die
unternehmerische Kraft von
Christian Stöber, der sich mit
seiner Firma als innovativer
Partner der Automobil-Premi-
umhersteller etabliert hat und
unlängst auch überregional
ausgezeichnet worden ist. Die
Überreichung des Preises über-
nahm Bürgermeister Dr. Karl-
heinz Stephan, der sich begei-
stert davon zeigte, was in der
Provinz entstehen kann und
schlagartig in die Welt hinaus
wirkt.

Stöber erzählte kurz die Ge-
schichte seiner Firma ASA. Es
ist eine Geschichte, die schon
an die berühmten Garagen von
Silicon Valley erinnerte, bei ihm
war es eine Kartoffelscheune in
Autenzell. Schon zu Studenten-
zeiten hat er die Ideen verfolgt,
die er später umsetzte. Doch
erst unter dem Druck, keine Ar-
beit zu haben, wagte er den
Schritt zur Eigenständigkeit.
Das Produkt, mit dem Stöber
reüssierte, ist ein Radialverdich-
ter, der die Leistung von Fahr-
zeugmotoren immens verstär-
ken kann. Ein Aggregat von 300
PS kann in die Größenordnun-
gen von 500 und mehr PS vor-
stoßen.

Imposanter Aufstieg

Mit einem Partner begann
Stöber unter spartanischen Ver-
hältnissen die ersten Entwick-
lungen, mittlerweile hat ASA
mehr als 30 Arbeitsplätze. Die

Vorstandsvorsitzender Thomas Schwarzbauer (l.) mit Unter-
nehmer Andreas Bovensiepen.

enge Bindung an die Sparkasse
begann, als das Unternehmen
kurzzeitig in die Krise kam und
die bisherigen Banken alle Kre-
dite strichen. Bei der Sparkasse
fand er - vor allem in Kreditvor-
stand Hans Götz - einen Partner,
der zuhörte und das Unterneh-
menskonzept als Erfolg ver-
sprechend einschätzte. ASA
konnte weitermachen und der
Erfolg ließ nicht auf sich war-
ten. Mittlerweile ist der Kreis
der Interessenten stark ange-
wachsen, die Technik hat auch
schon Maschinenhersteller außer-
halb der Auto-Branche auf den
Plan gerufen.

Ein Synonym für Autos mit
sportlich-starken Motoren und
exklusiver Ausstattung ist BMW
Alpina. Alpina-Geschäftsführer
Andreas Bovensiepen ist längst
Nutzer der ASA-Innovationen
und bestätigte die exzellente
Technik. Bovensiepen betonte,
dass Stöbers Technik keines-
wegs der aktuellen Debatte um
verbrauchsärmere Motoren zu-
wider laufe. Ganz im Gegenteil:
Die Radialverdichter ermögli-
chen generell die stärkere Nut-
zung der Motoren, Bovensiepen
sieht in den Entwicklungen von
ASA absolut zukunftsorientierte
Autotechnik.

Bad Reichenhall:

Auszeichnung für
„Hotel Bayern Vital“

Mit einer Urkunde und dem Prädikat „Unternehmen mit Weit-
blick 2007“ würdigte das Bundesministerium fürArbeit und So-
ziales die gesellschaftlichen, sozialen und beschäftigungspoliti-
schen Leistungen des Hotels Bayern Vital in Bad Reichenhall, ei-
ne Freizeiteinrichtung der bayerischen S-Finanzgruppe.

Der Hotelbetrieb mit ca. 30
Beschäftigten legt Wert darauf,
sowohl jüngere als auch ältere
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in einem ausgewogenen
Verhältnis zu beschäftigen, um
eine optimale Verbindung aus
Berufserfahrung, Kompetenz,
Initiative und Innovation zu
schaffen. Hotelchef Uwe A.
Schnitzer: „Diese Maßnahmen
unterstützen die kontinuierli-
che Geschäftsentwicklung und
Neuausrichtung des Hotels, zu-
gleich übernehmen wir gesell-
schaftliche und soziale Verant-
wortung für Jung und Alt“.

Generationsbalance
nachhaltig sichern

Im Rahmen des Projektes
„Unternehmenspatenschaften
50plus“ des Paktverbundes der
Arbeitsgemeinschaften der
Landkreise Berchtesgadener
Land und Traunstein sollen älte-
re Langzeitarbeitslose wieder
für die Anforderungen des all-
gemeinen Arbeitsmarktes fit ge-
macht werden. Die beruflichen
Fortbildungszentren der bayeri-
schen Wirtschaft (bfz Traun-
stein) haben dabei optimale In-

tegrationsmöglichkeiten für äl-
tere und jüngere Arbeitssuchen-
de entwickelt, um die Genera-
tionsbalance nachhaltig zu si-
chern. In diesem Zusammen-
hang wurden bereits zwei Teil-
nehmerinnen erfolgreich im
Hotel integriert, weitere Paten-
schaften und Berufspraktika
sind in der Planung.

Aus einer Jugendmaßnahme
erhielt ein Jugendlicher die
Möglichkeit für eine Kochaus-
bildung. Zur Zeit beschäftigt
das Hotel insgesamt fünf Aus-
zubildende. Das Bayerische Fern-
sehen berichtete bereits über die-
se Maßnahmen. Nun freuen sich
die Hotelleitung und die Hotel-
verantwortlichen im Sparkas-
senverband Bayern über die
Auszeichnung aus Berlin, die
durch den Staatssekretär im
Bundesministerium für Arbeit
und Soziales, Rudolf Anzinger,
in Erfurt feierlich überreicht
wurde. An dieser Stelle ist das
hohe Engagement von den
Initiatoren, Hotelchef Uwe
Schnitzer bzw. vom SVB-Ver-
antwortlichen Michael Ehrl her-
vorzuheben.

Treffpunkt und Marktplatz

Das Hotel Bayern Vital ist im
Besitz der bayerischen Sparkas-
sen. Das ganzjährig geöffnete
Wohlfühl- und Familienhotel
bietet neben Unterkunft und Ver-
pflegung verschiedene Erleb-
nispakte mit Elementen der Ent-
spannung, des Lifestyles, des
Genusses, der Geselligkeit, der
Natur und Kultur. Das Hotel eta-
bliert sich auch immer mehr als
gesellschaftlicher und kulinari-
scher Treffpunkt und Marktplatz
im Berchtesgadener Land. Auch
die Organisation von gesell-
schaftlichen Events (Kochkurse,
Wein- und Lifestyle-Seminare,
Cocktailkurse), Familienfeiern,
Teamentwicklungen und Son-
derveranstaltungen gehören zum
Leistungsspektrum des Hotels.

Das Hotel Bayern Vital bietet
mit seinen Möglichkeiten ideale
Voraussetzungen für einen er-
holsamen und abwechselungs-
reichen Urlaub in Bad Reichen-
hall im Herzen des Berchtes-
gadener Landes und in unmit-
telbarer Nähe der Weltstadt
Salzburg (12 km entfernt, auch
Austragungsort bei der Fußball-
EM 2008).

Landesbank und Sparkasse
eng verbunden

Zusammenarbeit soll noch intensiviert werden - Keine
Gefahr durch amerikanische Immobilienkreditkrise

Eine weitere Vertiefung der Zusammenarbeit der Bayeri-
schen Landesbank mit den Sparkassen hat Finanzminister
Erwin Huber in Aussicht gestellt. Bis März erwartet der
Aufsichtsrat die Vorlage des strategischen BLB-Zukunfts-
modells, das von der Eigenständigkeit der Bank ausgeht.
Überlegungen für die Fusion mit anderen Landesbanken -
im Gespräch war die Landsbank Baden-Württemberg -
sind demnach vom Tisch. Auswirkungen der amerikani-
schen Immobilienkreditkrise sind keine Gefahr.

Im Landtag hatte die SPD-Fraktion die Zukunft des öffent-
lich-rechtlichen Bankwesens zum Thema einer Ministerbefra-
gung gemacht. Die BLB gehört zur Hälfte dem Freistaat. SPD-
Finanzexperte Jürgen Dupper verwies auf die vom amerikani-
schen Hypothekenmarkt ausgelöste, weltweite Bankenkrise und
fragte, ob bei der BLB Gelder der Versorgungsrücklage zum
Verlustausgleich in Anspruch genommen werden müssten. Der
Grünen-Finanzsprecher Thomas Mütze bezog sich auf Mut-
maßungen, bei der BLB könnte es zu Wertberichtigungen bis zu
einer Milliarde Euro kommen.

Davon sei ihm nichts bekannt, erwiderte Huber, der Aufsichts-
ratsmitglied ist. Die Liquidität der Landesbank sei in keiner Wei-
se gefährdet. Man müsse aber den Abschluss des Geschäftsjahrs
2007 abwarten. Das Zukunftsmodell sehe eine Intensivierung der
Zusammenarbeit der BLB mit den Sparkassen vor. Der Ausbau
des Mittelstandskredits sei ein Schwerpunkt. In der Außenwirt-
schaft sei der Erwerb der Internet-Bank für das Südosteuropa-
geschäft ein wichtiger Faktor. BLB und Sparkassen könnten auch
im internationalen Wettbewerb bestehen. rm

Erster Bayerischer Finanzgipfel:

Am Puls der Branche
Signal für Innovationskraft und Wettbewerbsfähigkeit des Finanzstandorts

Beim ersten Bayerischen Finanzgipfel, veranstaltet vom
Bayerischen Finanzzentrum, befassten sich in der Münchner
Residenz führende Vertreter der Kredit- und Versicherungs-
wirtschaft sowie der bank- und versicherungswirtschaftlichen
Lehrstühle der bayerischen Universitäten mit den Auswirkun-
gen der demographischen Entwicklung auf die Finanzbranche.
Im Rahmen eines Staatsempfangs von Wirtschaftsministerin
Emilia Müller trafen ausgewählte Vertreter der Finanzbranche
anschließend zu einem Austausch über aktuelle Fragestellun-
gen und Möglichkeiten der projektbezogenen Kooperation von
Wirtschaft und Wissenschaft zusammen.

Hauptredner des Empfangs
war Jörg Schneider, der CFO der
Münchener Rück. Er hob in sei-
ner Rede die zunehmende Be-
deutung der älteren Generation
für die Wirtschaft im Allgemei-
nen und für die Finanzwirtschaft
im speziellen hervor. Die zuneh-
mende Alterung der Gesellschaft
sei eine Herausforderung und in-
teressante Aufgabe, der sich die
Kredit- und Versicherungsbran-
che stellen müsse. Dabei hätten
viele Verantwortliche in der
Wirtschaft allgemein falsche

Vorstellungen von den Wün-
schen und den Bedürfnissen der
Senioren. Denn diese würden im
Gegensatz zur weit verbreiteten
Meinung weitgehend denjenigen
der jüngeren Generationen ent-
sprechen.

Wertvoller Finanzplatz

Ernst Wolowicz, Kämmerer
der Stadt München, konnte auf
die Ausnahmestellung Mün-
chens in diesem Bereich verwei-
sen. „München gehört zu den
wenigen deutschen Großstädten
mit Bevölkerungswachstum und
Geburtenüberschuss“, betonte er.
„Nach allen vorliegenden Pro-
gnosen wird München auch in
Zukunft eine atypisch gute - weil
nicht überalterte - Bevölkerungs-
struktur haben. Das ist für die
Kredit- und Versicherungswirt-
schaft sicher kein Nachteil.“

München stelle deutschland-
weit den Versicherungsplatz Nr.1
und den Bankplatz Nr. 2. Von der
Marktkapitalisierung seiner bör-
sennotierten Unternehmen her
sei die Landeshauptstadt der mit
Abstand wertvollste Finanzplatz
Deutschlands. 171 Kreditinstitu-
te hätten dort ihren Firmensitz
bzw. ihre Niederlassung, 80 Ver-
sicherungsunternehmen ihren
Firmensitz. In der Finanz- und
Wirtschaftspolitik stelle Mün-
chen einen Mix aus Angebots-
und Nachfragepolitik.

Durch sehr hohe Investitionen
gerade auch in konjunkturellen
Abschwungzeiten bleibe die
Stadt mit jährlich durchschnitt-
lich über 900 Mio. Euro Investi-
tionen ein wichtiger Nachfrage-

faktor für die Wirtschaft. Durch
eben diese hohen Investitionen
werde dafür gesorgt, „dass das
von der Stadt finanzierte Infra-
strukturangebot im Standortver-
gleich attraktiv bleibt und auch
in Abschwungphasen einen ho-
hen Standard bewahrt“.

„Kleine Revolution“

Als „kleine Revolution“ be-
zeichnete Wolowicz den Über-
gang von der Kameralistik auf
die Doppik ab dem Haushalts-
jahr 2009. Die Stadt werde dann
ihr Haushalts- und Rechnungs-
wesen nach den Regeln der
kaufmännischen Buchführung
gestalten. „Wir verlassen da-
mit nach langer und komplizier-
ter Vorarbeit den deutschen Son-
derweg der aus meiner Sicht an-
tiquierten Kameralistik. Mün-
chen ist damit neben Nürnberg
die einzige größere bayerische
Stadt, die mit der Doppik arbei-
ten wird“, so der Kämmerer.

In seiner Rede streifte Wolo-
wicz auch das generelle politische
Engagement Bayerns im Bereich
der Finanzwirtschaft. „Die Lan-
deshauptstadt München weiß es
durchaus positiv zu würdigen,
dass der Freistaat dem Finanz-
platz Bayern und dessen Zentrum
München eine sehr hohe Auf-
merksamkeit widmet“, betonte er.
„Wir sind uns bewusst: München
braucht den Finanzplatz Bayern.
Der Umkehrschluss ist übrigens
auch richtig.“

Wirtschaftsministerin Emi-
lia Müller verwies darauf, dass
der bayerische Finanzsektor
national wie international kei-
nen Vergleich zu scheuen
braucht. Als Versicherungs-
platz belege der Freistaat eine
weltweite Top-Position. Mül-
ler: „Wir gelten als das deut-
sche Aushängeschild in den
Bereichen Private Equity,
Venture Capital und Leasing.
Schließlich verfügen wir über
eine sehr innovative, mittel-
standsorientierte Börse.“ DK

Bayern-Versicherung
erhöht

Überschussbeteiligung
Für das Jahr 2008 erhöht die

Bayern-Versicherung Lebensver-
sicherung AG, ein Unternehmen
der Versicherungskammer Bay-
ern, ihre laufende Gesamtverzin-
sung von 4,1 auf 4,4 Prozent zzgl.
Schlussüberschussanteile. Im
Rentenbezug bleibt die Gesamt-
verzinsung mit 4,7 Prozent auf
sehr hohem Niveau. Dies ist das
Ergebnis der erfolgreichen Anla-
gestrategie und der soliden und
zukunftsorientierten Zuteilungs-
polititk der letzten Jahre.

Die renommierte Rating-Agen-
tur Standard & Poor’s bestätigt
mit einem „A“ (sehr gut) die Ka-
pitalanlagepolitik der Versiche-
rungskammer Bayern. Die Best-
note wurde durch die starke Kapi-
talausstattung, die niedrigen Ver-
waltungskosten, die starke Markt-
position (Marktführer im Ge-
schäftsgebiet) sowie die Strategie,
Wachstum und Finanzkraft lang-
fristig abzusichern, begründet.
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Deutscher Landkreistag legte zweite eGovernment-Umfrage vor:

IT-Infrastruktur in den
Landkreisen deutlich ausgebaut

Der Deutsche Landkreistag (DLT) hat im Vorfeld des 2. IT-Gip-
fels in Hannover seine zweite eGovernment-Umfrage zum Stand
des Ausbaus der IT-Infrastruktur in den Landkreisen vorgelegt.
DLT-Präsident Landrat Hans Jörg Duppré (Südwestpfalz) hob
hervor, dass sich in den letzten vier Jahren seit der Umfrage viel
getan hat: „Im Vergleich zu 2003 haben die Landkreise ihre Akti-
vitäten im Bereich des eGovernments deutlich verstärkt. Gerade
auf Kreisebene spielen Fragen der Verwaltungsmodernisierung
und der Effektivität von Abläufen eine besonders große Rolle.“

Insgesamt zwei Drittel der
313 Landkreise hatten sich an
der DLT-Umfrage beteiligt, die
in Kooperation mit dem eGo-
vernment-Institut der Univer-
sität Potsdam (IfG.CC) durch-
geführt wurde. Duppré: „Damit
konnte die für vergleichbare Er-
hebungen hohe Rücklaufquote
gegenüber der ersten Umfrage
im Jahr 2003 noch einmal signi-
fikant um etwa ein Zehntel ge-
steigert werden.“

Strategien abstimmen

Der Verbandspräsident beton-
te die Notwendigkeit abge-
stimmter Strategien beim Aus-
bau der IT: „Eine abgestimmte
ebenenübergreifende Kommu-
nikationsinfrastruktur ist für das
Gelingen von eGovernment von
höchster Bedeutung. Allerdings
darf dies nicht bedeuten, bei-
spielsweise in der Frage der
Standardisierung nach Bun-
deskompetenzen zu rufen. Viel-
mehr sollten wir eine engere
Verzahnung zwischen Land-
kreisen und Ländern anstreben.
Das ist die beste Lösung.“

Vorzüge nutzen

Hier müssten die organisatori-
schen Vorzüge der Landkreis-
ebene bestmöglich genutzt wer-
den: „Die Landkreise nehmen
aufgrund ihrer Stellung im Ver-
waltungsaufbau zwischen Län-
dern und Gemeinden und den
sich daraus ergebenden Kommu-

nikationsbeziehungen eine Mitt-
lerfunktion ein. Sie bieten sich
daher für eine bürgernahe und
flächendeckende elektronische
Kommunikation an.“

Die zentralen
Ergebnisse der Studie

1. Die große Mehrheit der

Landkreise verfügt über ein
ausformuliertes eGovernment-
Konzept und bezieht bei der
Planung ihrer Strategien die
kreisangehörigen Gemeinden
ein und/oder arbeitet mit ande-
ren Landkreisen - auch länderü-
bergreifend - zusammen.
2. Mehr als 42 % der Kreise un-
terhalten ein eigenes Kreisnetz.
Das ist eine Steigerung um 6 %
im Vergleich zu 2003.
3. Primärer Zugangskanal für
öffentliche Leistungen sind Por-
tale. Bürgerbüros und mobile
Lösungen spielen eine kleinere
Rolle.
4. Standardisierungen im Be-
reich der Datenaustauschforma-

te sind für die Landkreise von
großer Bedeutung. Allerdings
äußern sich viele Befragte skep-
tisch gegenüber der Möglich-
keit, damit verbundene Kompe-
tenzen auf den Bund bzw. die
Länder zu verlagern.
5. Über 98 % der Kreise verfü-
gen über einen Zugang zum
Landesnetz.
6. Die IT-Sicherheit wurde bei
dem weit überwiegenden Teil
der Landkreise verbessert.
7. Zur einheitlichen Behörden-
rufnummer „115“ erklärt die
Hälfte der Landkreise, teilweise
über Infrastrukturen zu verfü-
gen, über die die Bürger fachbe-
reichsübergreifend Anfragen
stellen und Verwaltungsvorgän-
ge erledigen können.
8. Fast 57 % der Kreise sind
bereit, ein Servicecenter zu be-
treiben, über das die Bürger
behörden- und ebenenüber-
greifend Zugang zur öffentli-
chen Verwaltung erhalten kön-
nen.

Amazon bringt
Online-Datenbank

Amazon Web Services (AWS)
startet in den nächsten Wochen
die Beta-Phase des Services Sim-
pleDB. Das Online-Angebot bie-
tet die wesentliche Kern-Funkti-
on einer Datenbank ohne deren
Komplexität. Dies verspricht In-
vestitions-Einsparungen für Un-
ternehmen. Die Erweiterung der
AWS-Produktpalette wird in en-
ger Verbindung mit den bestehen-
den Angeboten Simple Storage
Service (S3) und Elastic Compu-
te Cloud (EC2) arbeiten.

DasAngebot SimpleDB ist laut
Amazon auf „High Performance
Web Applications“ ausgelegt.
Der veröffentlichte „Getting Star-
ted Guide“ zum Angebot setzt
Kenntnisse in XML sowie zu-
mindest einer Programmierspra-
che voraus und richtet sich spezi-
ell an Entwickler von Web-An-
wendungen. SimpleDB soll den
Kunden dabei die Möglichkeit
bieten, ohnen einen eigenen rela-
tionalen Datenbank-Cluster aus-
zukommen. Damit kann auf
große Vorab-Investitionen in ent-
sprechende IT-Infrastruktur ver-
zichtet werden. Auch der laufen-
de administrative Aufwand und
ein eigener Datenbank-Admini-
strator entfallen.

Die laufenden Kosten von Sim-
pleDB werden von der tatsächli-
chen Nutzung abhängig sein. Je-
de Stunde Maschinen-Nutzung
wird zu 14 US-Cent verrechnet.
Der Upload von Daten kommt
auf zehn US-Cent pro GB, der
Download in Anhängigkeit vom
monatlichen Transfervolumen
auf 13 bis 18 US-Cent pro GB.
Die Speicherung der strukturier-
ten Daten wird mit 1,50 Dollar
pro GB zu Buche schlagen.

Staatssekretär a. D. MdL Franz Meyer (rechts) wurde vom
Bund der Steuerzahler in Bayern für vierjährige vorbildliche
Zusammenarbeit mit der höchsten Auszeichnung des Verban-
des, dem „Sparlöwen“, geehrt. Wie Präsident Rolf von Hohen-
hau (links) betonte, habe Meyer stets den intensiven Dialog ge-
sucht und Verbandsziele, wo immer es möglich war, in seine
Arbeit einbezogen. Der Geehrte sei stets sach- und fachkundi-
ger Ansprechpartner, besonders für die Abteilungen Steuern
und Recht sowie Kommunalpolitik gewesen.
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eGovernment schont Staatskasse und Bürgernerven:

Sprachportale vereinfachen
Bürgeranfragen

Für die Einwohner von Rostock wird der Gang in die Amtsstu-
be in Zukunft via Computer möglich sein. In Kooperation mit
der Hansestadt haben Forscher vom Zentrum für Grafische
Datenverarbeitung, e.V. (ZGDV) http://www.zgdv.de im Pro-
jekt VESUV http://www.vesuv-projekt.de digitale Helfer ent-
wickelt, die den Bürger bei seinen behördlichen Erledigungen
im Netz unterstützend begleiten. Sie helfen außerdem bei im-
mer wiederkehrenden Behördengängen.

„Das entwickelte System er-
möglicht ein digitales Veranstal-
tungsmanagement, das in dieser
Form einzigartig in Deutsch-
land ist“, erklärt Guntram
Flach, Leiter der Abteilung
„eGovernment & Multimedia
Information Management“ am
ZGDV Rostock. Verschiedene
deutsche Großstädte haben be-
reits Interesse an dieser Soft-
ware bekundet.

„Im Rahmen ihrer Bestrebun-

gen, dem europaweiten eGover-
nment Gestalt zu geben, hat die
Europäische Kommission mit
der ‘Initiative e-Zoll’ die Anfor-
derung für die elektronische
Zollabwicklung festgelegt“, be-
richtet das E-Commerce-Maga-
zin http://www.e-commerce-
magazin.de. „Für im- und ex-
portorientierte deutsche Unter-
nehmen wird demnach die Nut-
zung einer einheitlichen papier-
losen Arbeitsumgebung für alle

Zollverfahren zum 1. Juli 2009
verpflichtend.“ In einer Selbst-
einschätzung bezeichnen sich
dem Magazin zufolge 67 Pro-
zent der befragten Unternehmen
als organisatorisch gut aufge-
stellt für die elektronische Zoll-
abwicklung. 30 Prozent ver-
zeichnen noch Nachholbedarf
„und planen entsprechende per-
sonelle und organisatorische
Maßnahmen.“

In Rheinland-Pfalz will man
mit der eGovernment-Strategie
des Landes innerhalb von vier
Jahren immerhin zehn Millio-
nen Euro einsparen. Vereinfach-
te Meldeformalitäten für Bürger
und Gewerbe, unkompliziertere
Kommunikation zwischen Be-
hörden und Betrieben, Einsicht
ins Handelsregister rund um die
Uhr, ebenso in Bebauungspläne
und Baulandpreise sollen dies
bewirken.

Wachstumstreiber eGov

„eGovernment ist mittlerwei-
le viel mehr als die bloße Digi-
talisierung von Verwaltungspro-
zessen“, meint allerdings Axel
Schnell, Chief Executive Offi-
cer des ITK-Systemintegrators
Nextiraone http://www.nextira-
one.de, im Gespräch mit presse-
text. „Dabei ist eGovernment
auch Wachstumstreiber und
letztlich ein Instrument zur Mo-
dernisierung des Staates“, so
Schnell. Nach seiner Einschät-
zung wollen die Bürger Syste-
me, die einfacher zu handhaben
sind und bessere Online-Hilfen
bieten. „Unternehmen bevorzu-
gen Dienste, die leichter auf-
findbar sind und ihnen finanzi-
elle Einsparungen ermögli-

chen“, sagt der Nextiraone-Ma-
nager. Von der geplanten ein-
heitlichen Behördenrufnummer
115 erwartet er daher auch eine
Verbesserung der Servicekultur
in deutschen Amtsstuben. Denn
der Amtskontakt per Telefon
berge bisher hohes Frustrations-
potenzial.

Sprachdialogsysteme

Unter der Telefonnummer
115 sollen zukünftig die Call-
center von Verwaltungen er-
reichbar sein und einfache An-
fragen direkt - mit Rückgriff auf
ein Wissensmanagementsystem
- beantworten. Komplexere Fra-
gen sollen an die zuständige
Stelle weitergeleitet werden
können. Für die Vorqualifikati-
on und Identifikation der Anru-
fer setzen Experten hierbei auf
Sprachdialogsysteme. „Der An-
rufer könnte gebeten werden,
mit einem oder wenigen Stich-
worten sein Anliegen zu benen-
nen und das Sprachportal könn-
te die erkannten Stichworte ei-
ner zuständigen Stelle zuord-
nen“, erläutert Lupo Pape, Ge-
schäftsführer von SemanticEd-
ge http://www.semanticedge.de,
in Berlin.

Möglicher Mehrwert

„Ist das Verstandene nicht ein-
deutig, so könnte das Sprachpor-
tal weitere Rückfragen stellen,
bis der richtige Ansprechpart-
ner gefunden ist oder eine Infor-
mation angesagt werden kann“,
so der Sprachdialogexperte.
„Den größten Mehrwert kön-
nen Sprachportale in der fallab-
schließenden Bearbeitung von
Standardprozessen erreichen,
beispielsweise durch Weiterlei-
tungen an einen persönlichen
Bearbeiter via Steuernummer,
Alter oder Buchstabe des Nach-
namens oder durch Terminver-
einbarungen zum Beispiel für
den Sperrmüll“, prognostiziert
Pape.

Bayerischer Innovationsring:

Mühldorfer
Erfahrungsaustausch

Mühldorf war kürzlich Gastgeber für über 30 Landräte und
Vertreter aus ganz Bayern zur 15. Tagung des Plenums des
Bayerischen Innovationsrings. Unter dem Namen „Bayeri-
scher Innovationsring“ haben sich zu Beginn des Jahres 1997
15 Landkreise zusammengeschlossen, um im Rahmen des Pi-
lotprojekts „Verwaltungsreform“ unter dem Dach des Bayeri-
schen Landkreistags Handlungsempfehlungen für die Moder-
nisierung der Kreisverwaltungen zu erarbeiten.

Mittlerweile ist die Zahl der
mitwirkenden Landkreise auf
21 angewachsen, die allesamt
vom Erfahrungsschatz der erar-
beiteten Lösungen profitieren.

Inhaltlich lässt die Bildung
von themenbezogenen Projekt-
gruppen erkennen, dass sich der
Bayerische Innovationsring ne-
ben Fragestellungen im Bereich
des eGovernment und der Orga-
nisation von Landratsämtern
schwerpunktmäßig zunehmend
mit betriebswirtschaftlichen
Themen befasst, angefangen
von der Einführung betriebs-
wirtschaftlicher Elemente über
den Ausbau des interkommuna-
len Leistungsvergleichs bis hin
zur Umstellung auf ein doppi-
sches Buchführungssystem zur
Modernisierung des kommuna-
len Rechnungswesens.

Vorreiterrolle

„Wir alle profitieren vom
Wissen des jeweils anderen
Landkreises und können ge-
meinsam viel bewegen“, erläu-
terte Landrat Georg Huber in
seiner Begrüßung. Die konkre-
ten Projekte im Rahmen der
Prozessoptimierung mit eGo-

vernment und Modernisierung
des kommunalen Rechnungs-
wesens stellte Reinhard Dein-

Zweite Stufe ePass mit Fingerprint-Erfassung:

Erfolgreich im Echtbetrieb
Nach umfangreichen Vorbereitungen konnten die MESO-An-
wender am 1. November 2007 erfolgreich die Neuerungen im
Passwesen im täglichen Echtbetrieb umsetzen.

Seit langem war der Stichtag
zur Einführung der zweiten Stu-
fe des ePasses bekannt, ab dem
bei der Passbeantragung als
weiteres biometrisches Merk-
mal zwei Fingerabdrücke auf-
genommen werden. Zum 1. Ja-
nuar 2005 wurde bereits die
Speicherung des Bildes im Chip
des Passes eingeführt.

Workshops

In den Passämtern waren
teilweise auch organisatori-
sche Änderungen zu bewälti-
gen, um an den PC-Arbeits-
plätzen die Fingerabdruckser-
fassung problemlos durch-
führen zu können. Im Oktober
besuchten ca. 700 Anwender
die von komuna angebotenen
Workshops um die neuen Vor-
gänge und Funktionen kennen-
zulernen. Dabei wurden dann
auch die erforderlichen ME-
SO-Programmkomponenten
zur Verfügung gestellt.

Jetzt, gegen Ende des Jahres
2007, können die Melde- und

Passbehörden auf ein Jahr
zurückblicken, das von zahlrei-
chen technischen und rechtli-
chen Änderungen geprägt war.

Höhere Updatefrequenz

Viele neue Vorgaben, wie die
bundesweite elektronische Da-
tenübermittlung zwischen al-
len Meldebehörden, die Ein-
führung der steuerlichen ID-
Nummer mit dem damit ver-
bundenen Datenaustausch mit
dem Bundeszentralamt für
Steuern, sowie die zweite Stu-
fe des ePasses sind mittlerwei-
le problemlos in die tägliche
Arbeit integriert worden.

Zwangsläufig war deswegen
in den letzten Monaten eine
höhere Updatefrequenz erfor-
derlich und die Anwender in
den Meldeämtern mussten sich
regelmäßig mit neuen Funktio-
nen vertraut machen. Aber auch
diese Anstrengungen machten
sich bezahlt - alle gesetzlichen
Änderungen konnten rechtzei-
tig erfüllt werden.

Landkreis-Führungskräfte
bei derAKDB

27 Führungskräfte aus den fünf Landratsämtern Bayreuth,
Hof, Tirschenreuth, Neustadt a.d. Waldnaab und Wunsiedel
folgten vor kurzem der Einladung der AKDB, um sich über
die Herausforderungen der bayerischen Landkreise bis in das
Jahr 2014 zu informieren.

Vorgestellt wurden die neue
bayerische Meldedatenzentrale
im AKDB-Servicerechenzen-
trum Bayreuth und die wichtig-
sten Trends und Neuerungen
in der IT-Unterstützung der
Fachämter im Landratsamt wie
die Nutzung von eGovernment,
die Leistungsentgelte nach §18
TVöD und die Kommunale
Doppik.

BayBIS

Besonderes Interesse galt
dem Vortrag über das rollenba-
sierte Behördeninformationssy-
stem (BayBIS). Die Nutzung
des Behördeninformationssy-
stems bietet den Behörden Vor-
teile, die zu einer erheblichen
Beschleunigung von Geschäfts-
prozessen beitragen: Aufgrund
der neuen gesetzlichen Mög-
lichkeiten können alle Ein-
wohnerdaten in Bayern tagesak-
tuell und mit sofortiger Verfüg-
barkeit, zeitlich unabhängig oh-
ne Berechnung und das alles in-
nerhalb von Sekunden über die
AKDB abgerufen werden. In
der Vergangenheit dauerte die

manuelle Bearbeitung der An-
fragen mehrere Tage bis zu drei
Wochen.

OK.FIS NKFW

Große Aufmerksamkeit be-
kamen auch die Ausführungen
über das Umstellungsszena-
rio von der Kameralistik auf
die kommunale Doppik (Neu-
es Kommunales Finanzwesen
OK.FIS NKFW). Mit OK.FIS
NKFW stellt die AKDB den
Kommunen eine Softwarelö-
sung für eine output- und
produktorientierte, doppische
Haushaltswirtschaft zur Ver-
fügung.

Folgeveranstaltung
angekündigt

Abschließend stellten die
Teilnehmer fest, dass diese Ver-
anstaltung für die Mitarbeiter
der Landratsämter sehr in-
formativ war. Hans-Peter Pluta,
Geschäftsstellenleiter von
Oberfranken, bedankte sich bei
allen Teilnehmern und kündigte
eine Folgeveranstaltung an.

chung, einer Kosten- und Lei-
stungsrechnung sowie die Bud-
getierung eingeführt. „Die Um-
stellung bedeutet nicht nur ein
neues Buchungssystem, son-
dern liefert darüber hinaus auch
Informationen für eine bessere,
bürgerorientierte Steuerung“, so
Deinböck.

Lebhafte Diskussionen

Der Erste Vizepräsident des
Bayerischen Landkreistags und
Landrat des Landkreises Mil-
tenberg, Roland Schwing, war
sehr erfreut über die Gast-
freundschaft in Mühldorf und
konnte lebhafte Diskussionen
und Wortbeiträge zu Themen
wie E-Government im Land-
kreis Mühldorf, Erfahrungen
aus der Umstellung zum doppi-
schen Haushalt sowie Ergebnis-

se aus dem interkommunalen
Leistungsvergleich in geordnete
Bahnen lenken. „Die Verwal-
tungsmodernisierung ist kein
Projekt, sondern ein Prozess“,
erklärte Schwing. Gemeinsa-
mes Ziel sei es, im Meinungs-,
Erfahrungs- und Informations-
austausch Handlungsempfeh-
lungen für die Modernisierung
der Kreisverwaltungen zu erar-
beiten. Angestrebt würden eine
Steigerung der Effizienz der
Kreisverwaltungen und eine
Orientierung dieser Verwaltun-
gen an den Interessen sowohl
der Bürger als auch der Mitar-
beiter. „Gemeinsam an einem
Strang ziehen und vorwärts in
die Zukunft blicken - das muss
unser aller Ziel sein“, bilanzier-
te Landrat Georg Huber denn
auch zum Abschluss der Ta-
gung. DK

Georg Huber.

böck, Leiter der Stabsstelle Be-
triebswirtschaftliches Manage-
ment, Controlling und eGovern-
ment, vor. Der Landkreis Mühl-
dorf a. Inn nimmt hier eine Vor-
reiterrolle ein. Das Landrats-
amt Mühldorf hat als eines der
ersten Landratsämter das doppi-
sche Rechnungswesen mit Er-
gebnisrechung und Finanzre-



20. 12. 2007 ORGANISATION IN DER KOMMUNALVERWALTUNGGZ 11

www.datev.de/kommunal, Telefon 0800 0114348 Zukunft gestalten. Gemeinsam.

Der sichere Weg zur Doppik führt über die DATEV.
Unsere Einstellung zur Umstellung lässt sich so beschreiben: partnerschaftliche, sichere Wegbegleitung mit

kommunalem Know-how und mit unseren bewährten Doppik-Programmen. Gemeinsam mit ihrem steuerlichen

Berater bieten wir Städten und Gemeinden ein maßgeschneidertes Paket aus Dienstleistung, Fachwissen und

flexibler Software, auf Wunsch mit einem leistungsstarken Rechenzentrum. Das ermöglicht ausgefeilte Detaillösungen

für die speziellen Anforderungen Ihrer Kommune oder des Eigenbetriebs. Und genau das schätzen Kämmerer.

Denn im scheinbar Kleinen liegen die größten Herausforderungen bei der Doppik-Umstellung. Sie sehen, der Weg

zur Doppik lässt sich gemeinsam meistern. Es kommt nur auf die richtige Umstellung an.

Wir denken schon mal vor.

Planspiel der DATEV überzeugt:

Doppik-Umstellung anschaulich vermittelt
Ob auf Messen und Kongressen oder bei Bera-
tungsterminen vor Ort - der Ansatz der DA-
TEV eG, Kommunalverantwortliche mit spie-
lerischen Mitteln an das Thema Doppik heran-
zuführen, erntet positive Resonanz. So hat
sich das DATEVkommunal Planspiel inzwi-
schen zum Publikumsmagneten auf Veranstal-
tungen etabliert.

Vertreter von Städten und Gemeinden aber auch
von Bildungseinrichtungen, die den Wechsel zum
doppischen Buchführungsstil bereits auf dem
Spielbrett absolviert haben, loben den hohen An-
schaulichkeitsgrad des Spielszenarios.

Das Planspiel wird in Form eines Workshops
abgehalten, der von den DATEV-Consultants bei
Doppik-Interessenten durchgeführt wird. Es si-
muliert den Übergang von der Kameralistik auf
das kaufmännische Rechnungslegungssystem

anhand von praktischen Beispielen. Die Mitspie-
ler übernehmen als Team die Verantwortung für
die finanzielle Entwicklung einer Musterkom-
mune über einen Zeitraum von zwei Haushalts-
jahren.

Im ersten Jahr beginnen sie mit der kameralen
Haushaltsplanung und wechseln in den Haus-
haltsvollzug bis hin zur kameralen Rechnungsle-
gung mit Kassenabschluss. Im zweiten Ge-
schäftsjahr werden dann die kommunalen Pro-
dukte neu definiert und das neue Rechnungswe-
sen mit dem Drei-Komponenten-System (Fi-
nanzrechnung, Ergebnisrechnung und Vermö-
gensrechnung/Bilanz) eingeführt.

Termine für einen Planspiel-Workshop können
individuell vereinbart werden. Die Obergrenze
für den Teilnehmerkreis liegt bei maximal 20
Personen.

Effiziente Verwaltung macht
Kommunen zukunftssicher

DATEV begleitet auf dem Weg zu mehr Wirtschaftlichkeit

Dank einer anhaltend positiven Steuerdynamik weisen die Kom-
munen laut einer aktuellen Aussage des Deutschen Städte- und
Gemeindebundes auch in diesem Jahr wieder einen Finanzie-
rungsüberschuss auf. Allerdings trifft die Besserung der Haus-
haltssituation nicht alle Städte und Gemeinden in gleichem Maße.
Zudem besteht insbesondere vor dem Hintergrund einesAnstiegs
der Sozialausgaben bei vielen Kommunen weiterhin Handlungs-
bedarf zur Konsolidierung ihrer Finanzen. Geeignete Mittel dafür
sind die Umstellung auf die Doppik sowie eine allgemeine Neuaus-
richtung und Verschlankung der Abläufe in der Verwaltung. Da-
bei unterstützt die Nürnberger DATEV eG Kommunen mit einem
umfassenden Leistungsspektrum.

Für mehr Transparenz der
Kommunalfinanzen sorgt das
doppische Rechnungslegungssy-
stem.Auf diese Weise bietet es ei-
ne gute Grundlage für wirtschaft-
lich nachhaltiges Handeln. Mit ei-
nem lückenlosen, durchgängigen
Softwaresystem rund um das
kommunale Rechnungswesen lie-
fert DATEV dafür eine optimale
Basis. Neben bundeslandspezifi-
schen Kontenrahmen für die Fi-
nanzbuchführung enthält es auch
Anwendungen für den Jahresab-
schluss, die Finanzrechnung und
den Zahlungsverkehr.

Darüber hinaus ermöglicht das
System eine unkomplizierte Bud-
getierung, Mittelbewirtschaftung
und Haushaltssteuerung. Ergänzt
wird das Softwarepaket durch die
Kosten- und Leistungsrechnung,
die Anlagenbuchführung und die
Veranlagung kommunaler Abga-
ben wie Steuern, Gebühren und
Beiträge. Mit spezieller Lohn-
software lassen sich zudem die
Bezüge aller Mitarbeiter einer
Kommune abrechnen, inklusive
der Besoldung kommunaler Be-
amten. Basierend auf den ge-
sammelten und konsolidierten
Daten aus dem Rechnungswe-
sen, den Leistungs- und Perso-
nalabrechnungssystemen oder
dem Vermögenshaushalt kann so
ein effizientes Controlling einge-
richtet werden.

Beratung für Kommunen

Bei der Umstellung auf das
kaufmännische Rechnungswe-
sen bietet DATEV professionelle
Unterstützung. Kennzeichnend
für die Projekte ist die Kompe-
tenzbündelung dreier Partner:
Neben den Verantwortlichen der
Kommune und der DATEV
spielt immer ein steuerlicher Be-
rater eine tragende Rolle. Sein
Fachwissen ist insbesondere bei
der Betrachtung betriebswirt-
schaftlicher Prozesse und steuer-
licher Aspekte von großem Wert
- beispielsweise in Fragen der
Vermögensbewertung und Bi-

lanzierung. DATEV-Consultants
begleiten das Projekt oder über-
nehmen das Projektmanagement
und erarbeiten individuelle
Schulungskonzepte. Dabei grei-
fen sie auf Erfahrungen aus zahl-
reichen Doppik-Umstellungen in
verschiedenen Bundesländern
zurück.

Beratungsleistungen

Über die Doppik-Einführung
hinaus bietet DATEV auch weiter
reichende Beratungsleistungen
an. Dazu zählt die Ausarbeitung
von Strategien zur organisatori-
schen Weiterentwicklung und Ef-
fizienzsteigerung in der Verwal-
tung bis hin zum Informations-
und Kommunikationsmanage-
ment oder Personalmanagement.
Ein Konzept für das systemati-
sche Risikomanagement erleich-
tert es Städten und Gemeinden,
ihrer Informationspflicht nachzu-
kommen. Daneben führen die
DATEV-Berater auch standardi-
sierte oder individuelle Work-
shops und Schulungen zu kom-
munalen Themen durch.

Zusatzdienste
aus dem Rechenzentrum

Die DATEV-Software können
Kommunen und kommunale
Unternehmen im Rahmen von
DATEVasp (für Application Ser-
vice Providing) auch komplett
im Nürnberger Rechenzentrum
der DATEV betreiben lassen. Im
Angebot enthalten sind Dienst-
leistungen von der Bereitstellung
der Server und des Betriebssy-
stems bis hin zum Management
der IT-Infrastruktur inklusive der
Nutzung des DATEVkommunal
Anwenderservices. Durch dieses
Outsourcing des technischen
Umfeldes ist gewährleistet, dass
die Programme jederzeit unter
optimalen System- und Sicher-
heitsbedingungen laufen, ohne
dass sich in der Kommune je-
mand beständig darum küm-
mern muss.

Unabhängig von einer Ent-
scheidung für ASP steht das DA-
TEV-Rechenzentrum zudem als
zentrale Datenplattform, revisi-
onssicheres Archiv und Daten-
drehscheibe für den elektroni-
schen Informationsaustausch mit
Behörden zur Verfügung. Darü-
ber hinaus können Städte, Ge-
meinden sowie deren kommuna-
le Unternehmen auch von zuver-
lässigen Druck- und Versand-
dienstleistungen der DATEV
Gebrauch machen. Neben Auf-
tragsdruck und -zustellung von
Gebühren-, Mahn- oder sonsti-
gen Bescheiden übernimmt es
auch die Erstellung weiterer
kommunaler Printerzeugnisse,
wie etwa den Druck und die Bin-
dung des Haushaltsbuches oder
von Broschüren.

Kosten reduzieren durch
„Druckdienstleistungen“ im Outsourcing?

Von Peter A. Vorgel, Geschäftsführer tsm total-sourcing-management

Wie viele Schreiben und Mitteilungen verlassen denn am Tag
Ihre Verwaltung? 100? 500? Oder noch mehr? Und natürlich
entsprechen alle in Bezug auf das „Druckdesign“ Ihren ge-
wünschten Vorstellungen! Selbstverständlich erhalten Sie auch
die Portoersparnis, die ihnen bei gesammelter und sortierterAn-
lieferung von ihrem Postdienstleister angeboten wird. Wenn ja,
dann möchte ich Ihnen gratulieren. Wenn Sie aber hier noch
Verbesserungspotential sehen, sollten Sie schnell aktiv werden.

Zunächst einmal, übliche Text-
programme am Arbeitsplatz sind
im operativen Umfeld die teuer-
ste Art, Briefe zu schreiben, weil
Sie weder in die Verwaltungsab-
läufe noch in automatisierte Ver-
sand- und Optimierungsprozesse
eingebunden sind. Hohe Kosten
entstehen für manuelle Bearbei-
tung im Umfeld des Druckers
(z. B. Konfektionierung und Ku-
vertierung), aber auch im Vorfeld
der Brieferstellung (z.B. die viel-
fache Vorlagenerstellung an allen
Arbeitsplätzen).

Kosten- und Portoersparnis

Darüber hinaus entstehen na-
türlich auch Aufwendungen
durch das Bereithalten von lei-
stungsfähigen Druckern und de-
ren Verbrauchsmaterial. Durch
Zeitaufwand für die Wege zum
Ausgabegerät und ärgerlicher-
weise auch oftmals durch Fehl-
drucke und Papierstau. Ebenso
sollten Sie die Kosten für den
Transport zur Poststelle und das
Porto selbst mit berücksichti-
gen.

Sehr große Organisationen wie
z. B. Versicherungen und Banken
nutzen aufwendige Text- und
Outputlösungen für die wirt-

schaftliche Erstellung von Doku-
menten und deren Weiterverar-
beitung. Diese sind im Regelfall
perfekt auf die internen Prozesse
abgestimmt und rechnen sich
normalerweise erst ab einem ho-
hen Druckvolumen.

Diese Vorteile lassen sich ab
sofort auch in kleineren Einhei-
ten nutzen. Einmal eingerichtet,
können Dokumente am Arbeits-
platz nach - wenn gewollt - zen-
tralen Vorgaben erstellt und be-
arbeitet werden. Eingebunden
in den gewohnten Ablauf ent-
steht so z. B. der individuelle
Brief oder auch das standardi-
sierte Schreiben in hoher Qua-
lität. Und das mit Hilfe einer
einfachen und durchschaubaren
Bedienerführung am üblichen
Arbeitsplatz. Doch statt das
Dokument jetzt auszudrucken,
wird es nun an einen Dienstlei-
ster übermittelt, der die Weiter-
verarbeitung bis hin zur Auflie-
ferung beim Postunternehmen
übernimmt.

Selbstverständlich kann hier
auch gleich die Archivierung mit
abgenommen werden. Zur Ko-
stenersparnis aufgrund des Weg-
falls der oben bereits erwähnten
Aufwendungen kommt Ihnen
nun noch eine Portoersparnis zu-

gute, da der Dienstleister natür-
lich sehr viel größere Mengen
und diese entsprechend vorberei-
tet zur Post geben kann.

Gute Dienstleister bieten ih-
nen eine Verrechnung z.B. pro
gedruckter Seite an, die Sie sehr
oft schon aus der nunmehr ent-
stehenden Portoersparnis finan-
zieren könnten. Aufwendige In-
vestitionen in Hard- und Soft-
ware sind bei diesen Modellen
nicht erforderlich.

Vorgehensweise

Diskutieren Sie im Vorfeld
ausführlich mit Fachleuten über
Ihr Vorhaben. Erörtern Sie die
verschiedenen Möglichkeiten
mit Spezialisten. Lassen Sie sich
seriös über Einsparungen infor-
mieren. Und schauen Sie sich
Referenzen an. Erst dann sollten
Sie eine geeignete Ausschrei-
bung denken und entsprechende
Vorgespräche mit etablierten An-
bietern führen. Und vor allem,
betrachten Sie die gesamten Zu-
sammenhänge.

Fazit: Perfektes Zusammen-
spiel im Ablauf und die Wahl ei-
nes geeigneten Dienstleisters las-
sen Ihren täglichen Dokumen-
tenoutput zu einer problemlosen
„Sache“ werden, die ihnen am
Ende des Tages auch noch helfen
kann, so richtig Kosten zu spa-
ren. Einer langfristigen „Partner-
schaft“ mit den richtigen Part-
nern, nachweisbar in den uns
bekannten Fällen, steht damit
nichts mehr im Wege.

AluMedic von TOPSTAR:

Dynamisches Sitzen
der Zukunft

Der deutsche Rücken wird zu-
nehmend zum volkswirtschaft-
lichen Sorgenkind. Wagner, in-
novativer Spezialist für hoch-
wertige Bürostühle in Langen-
neufnach, hat mit Dondola®
ein Gelenk unter der Sitz-
fläche entwickelt, das den
Rücken trainiert. Dondola®
ist die professionelle Integrati-
on des Gymnastikball-Prin-
zips in einen Drehstuhl.Test-
personen vermerkten eine sig-
nifikante allgemeine Steige-
rung des „körperlichen Wohl-
befindens“.
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GRAEFF Container und Hallenbau GmbH Ruhrorter Straße 2-4 D-68219 Mannheim
Tel. 0621/8444-4 Fax 0621/8444-555 www.graeff-gmbh.de

KOMMUNEN
BAUEN AUF GRAEFF
Kindergärten, Schulen oder Sporthallen,
Bauhöfe oder Feuerwehrhäuser –
GRAEFF hat für fast jedes kommunale
Bauvorhaben eine wirtschaftliche und
architektonisch ansprechende Lösung.

Denn aus unseren variablen und
funktionalen Hallen- und Pavillon-Modulen
entwickelt unser Planungsteam genau
das richtige Gebäude für Ihren Bedarf.

Informieren Sie sich!

Bausparen weiter hoch im Kurs
Bayerische Landesbausparkasse schloss 220.000 neue Verträge ab

Unangefochtener Marktführer
München. Die Bayerische Landesbausparkasse (LBS) erhofft
sich durch ein Konzept des Bundesfinanzministers eine weitere
Geschäftsbelebung. Auf der Jahresabschlusspressekonferenz
berichtete der Sprecher der Geschäftsleitung, Franz Wirnhier,
mit der künftigen Altersvorsorge-Förderung würden endlich
Bausparen und Wohneigentum als Altersvorsorge anerkannt.
Bausparkassen sollen als Anbieter von Riester-Produkten zu-
gelassen werden. Für eine unbürokratische und bürgerfreund-
liche Umsetzung seien aber noch „harte Nüsse“ zu knacken.

Zur Anschaffung einer selbst-
genutzten Wohnimmobilie oder
zur Entschuldung können nach
Wirnhier 75 Prozent des ge-
förderten Altersvorsorgevermö-
gens vorzeitig entnommen wer-
den. Alternativ dürfen die 75
Prozent bei Beginn der Auszah-
lungsphase zur Entschuldung
verwendet werden. Schon wäh-
rend der Ansparphase sollen Til-
gungsbeiträge steuerlich voll
berücksichtigt werden.

Riesterprodukte

Die geförderten Eigentümer
müssen einen bei Riesterproduk-
ten eingebauten Nachteil in Kauf
nehmen: das begünstigt ange-
sparte Geld muss in der Auszahl-
phase nachträglich versteuert
werden. Dies soll nach den Plä-
nen der Bundesregierung in ei-
ner größeren Summe oder über
25 Jahre geschehen.

Wirnhier schlug vor, das
Bausparen in seiner jetzigen

Form durch eine einfache Ergän-
zung des Zertifizierungsgesetzes
aufzunehmen. Müssten Bauspar-
verträge die gleichen Kriterien
erfüllen, die heute für die Zertifi-
zierung von Altersvorsorgepro-
dukten gelten, entstünden kom-
plizierte Vorgänge, außerdem
wären zahlreiche komplizierte
Veränderungen im Bausparkas-
sengesetz vorzunehmen. Bei der
angekündigten Einführung einer
dauerhaften Zweckbindung für
Sparleistungen, die mit der Woh-
nungsbauprämie gefördert wer-
den, plädierte Wirnhier ebenfalls
für eine kundengerechte und ver-
waltungsfreundliche Lösung.

Die Einbrüche am Wohnungs-
markt - die Baugenehmigungen
für Ein- und Zweifamilienhäuser
sind in den ersten zehn Monaten

2007 um 37,3 Prozent zurückge-
gangen, die für Mehrfamilien-
häuser um 26,1 Prozent - haben
auch im LBS-Geschäft Spuren
hinterlassen. Anstatt beim Neu-
geschäft, wie angestrebt, das Vo-
lumen von 2006 zu übertreffen,
musste ein Rückgang von 5,6
Prozent auf 6,6 Milliarden Euro
verzeichnet werden. Mit Markt-
anteilen von derzeit 42,3 Prozent
nach Stückzahl und 38,1 Prozent
nach Bausparsumme ist die LBS
unangefochtener Marktführer.

Zunehmende Nachfrage

Der Vertragsbestand hat um 3,2
Prozent auf 48,1 Milliarden Euro
zugelegt. Bei der Nachfrage nach
kollektiven Bausparmitteln stellte
der Sprecher der Geschäftsleitung
eine Trendwende fest. Die Aus-
zahlungen von „zugeteilten“
Bausparguthaben werden nach
der aktuellen Hochrechnung um
elf Prozent auf eine Milliarde
Euro steigen, bei den Bau-
spardarlehen wird ein Plus von
24 Prozent auf 565 Millionen
Euro erwartet.

Graeff macht Schule
Die Mannheimer Graeff Container und Hallenbau GmbH hat
bei einem kürzlich fertig gestellten Projekt erneut ein hohes
Maß an Schnelligkeit und Flexibilität bewiesen. Für die Schul-
verwaltung der Stadt Mannheim hat das Systembauunterneh-
men in nur 55 Tagen eine komplette Schule, basierend auf dem
Container-System 3001 Plus, aufgebaut.

Die Stadt Mannheim benötigte
kurzfristig eine Ausweichmög-
lichkeit für die Integrierte Ge-
samtschule Herzogenried (IGMH),
weil das Gebäude ihrer weitaus
größten Schule komplett saniert
werden muss. Nach einem Aus-
schreibungsverfahren entschieden
sich die Verantwortlichen für das
kostengünstige und vor allem
schnelle Konzept von Graeff.

222 Container

Damit die 150 Lehrer und
rund 1.500 Schüler pünktlich
zum neuen Schuljahr geeignete
Schulräume beziehen konnten,
schuf das Planungsteam von
Graeff aus 222 Containern ein
provisorisches Gebäude, das für
die Dauer der Sanierungsarbei-

ten einen adäquaten Unterricht
ermöglicht. Die Monteure arbei-
teten teilweise Tag und Nacht
und konnten die Räume pünkt-
lich zum Ende der Sommerferi-
en übergeben. Selbstverständlich
sind alle baurechtlichen Vorga-
ben erfüllt, vom barrierefreien
Zugang bis zum Brandschutz.

Graeff hat schon in einer Rei-
he von Schulbauprojekten seine
Erfahrung eingebracht. Der Con-
tainer 3001 plus – er ist stirn-
und längsseits koppelbar sowie
bis zu dreifach stapelbar - eignet
sich deshalb besonders für
Baulösungen auf begrenztem
Raum. Dies nicht nur für Schu-
len, auch für andere Einsatzbe-
reiche wie Büros oder Kinder-
gärten ist diesem vielseitigen
Container ideal geeignet.

Perfektes Ausweichquartier: In nur 55 Tagen war die neue
Schule komplett fertig. Werkfoto: Graeff

Für 2008 rechnet Wirnhier mit
einer weiter zunehmenden Nach-
frage nach Bauspardarlehen. Als
Geschäftsmotor bezeichnete er
die vielfältigen politischen und
wirtschaftlichen Impulse zum
Energiesparen. Beispielhaft bei
der LBS seien der spezielle So-
fortkredit „LBS-PrimaKlima“
und das einfache Bearbeitungs-
verfahren „LBSeasy“ ohne Wert-
ermittlung, Grundschuldeintra-
gung und Notartermin. Wirnhier
geht davon aus, dass beim
Bausparneugeschäft die Niveau-
anhebung der vergangenen fünf
Jahre auch 2008 stabilisiert wer-
den kann.

Sicherheitsbedürfnis

Zur Begründung verwies er
auf das günstige gesamtwirt-
schaftliche Umfeld, den unver-
ändert starken Wunsch nach
Wohneigentum in der Bevölke-
rung und das ausgeprägte Si-
cherheitsbedürfnis der Deut-
schen beim Vermögensaufbau.
Die von den USA ausgehende
Kreditkrise mit ihren verheeren-
den Auswirkungen auf den inter-
nationalen Finanzmärkten nann-
te Wirnhier „sehr lehrreich“. Mit
dem sicheren Bausparen wäre
das hierzulande nicht passiert.

E. Scholl

9. Oberfränkisches Bauseminar:

„Stadt & Klima“
60 Mio. Euro Zuschüsse für Kommunen in Oberfranken

Die Themen Klimaschutz und Energieeinsparung im Städtebau
standen im Mittelpunkt eines von der Regierung von Oberfran-
ken veranstalteten Bauseminars in Bamberg. Regierungspräsi-
dent Wilhelm Wenning stellte hierbei fest, dass es in Zeiten der
Rohstoffknappheit unerlässlich ist, das Bewusstsein aller für den
nachhaltigen Umgang mit Energie und Rohstoffen zum Schutz
des Klimas zu schärfen. „Dafür bedarf es aber nicht nur isolier-
ter Einzellösungen, sondern tragfähiger Gesamtkonzepte. Dies
ist besonders für den Städtebau eine Querschnittsaufgabe“, so
der Regierungspräsident.

Bei der Bewältigung dieser
Aufgaben erfahren die Kommu-
nen nun auch große Unterstüt-
zung durch Bund und Land. Lei-
tende Baudirektorin Petra Gräßel
von der Regierung von Ober-
franken, die durch das das Semi-
nar führte, informierte u. a. über
Möglichkeiten der Städtebauför-
derung und das neue Programm
zum Investitionspakt von Bund
und Land „Energetische Sanie-
rung sozialer Infrastruktur“ mit
60 Millionen Euro Zuschüssen
für Oberfranken – eine millio-
nenschwere Finanzspritze für die
Kommunen, um insbesondere
Pflichtschulen, Kindertagesstät-
ten und Schulturnhallen auf den
neuesten Stand der Energietech-
nik zu bringen.

Energieeinsparverordnung

Weitere Referenten aus Wis-
senschaft, Ministerien und Pla-
nung beschäftigten sich auf un-
terschiedliche Weise mit dem
Thema Klimaschutz im Städte-
bau: So stand an erster Stelle ein
Einblick in die am 1. Oktober

2007 in Kraft getretene neue En-
ergieeinsparverordnung (EnEV).
Bauoberrat Jürgen Thum von
der Obersten Baubehörde im
Bayerischen Innenministerium
erläuterte die Anforderungen an
den Energieausweis, der mit der
neuen EnEV für alle Gebäude
erstellt werden muss.

Der Ausweis, der Auskunft
gibt über die energetische Qua-
lität eines Gebäudes, wurde nun-
mehr auch für Bestandsgebäude
eingeführt, damit sich Käufer
und Mieter schon vor einer
Kauf- oder Mietentscheidung ein
Bild über den Zustand des Ob-
jekts machen können. Der Ener-
gieausweis soll mehr Transpa-
renz auf dem Immobilienmarkt
schaffen und zusätzliche Anreize
geben, die im Gebäudebestand
vorhandenen erheblichen Ener-
giesparpotenziale verstärkt zu
realisieren.

Forschungsprojekt der TU

Energetische Modernisie-
rungs- bzw. Sanierungsmaßnah-
men können laut Thum nicht nur
die Heizkosten deutlich senken,
sondern auch maßgeblich zum
Klimaschutz beitragen. Ein En-
ergieausweis im Gebäudebe-
stand ist nur bei Verkauf, Ver-
mietung, Verpachtung oder beim
Leasing eines Gebäudes, einer
Wohnung oder einer sonstigen
selbständigen Nutzungseinheit
auszustellen. Eine Aushändi-
gung des Energieausweises
schreibt die EnEV nicht vor; er
muss den potenziellen Käufern,
Mietern, Pächtern und Leasing-
nehmern lediglich „zugänglich“
gemacht werden – zum Beispiel
durch die Möglichkeit der Ein-
sichtnahme im Büro des Verkäu-
fers oder Vermieters. Der Ener-
gieausweis ist – mit Ausnahme
bestimmter Fälle gemischt ge-
nutzter Objekte – für das gesam-
te Gebäude, nicht jedoch für die
einzelne Wohn- oder Nutzungs-
einheit auszustellen. Die Ener-
gieausweise sind zehn Jahre lang
gültig. Danach müssen sie neu

ausgestellt werden.
Für Aufmerksamkeit sorgte

auch der Bericht über ein For-
schungsprojekt der TU München
zum Thema Energieleitplanung.
Dipl.-Ing. Christian Huber vom
Lehrstuhl „Bauklimatik“ machte
deutlich, dass eine wirkungsvol-
le Energieeinsparung nur auf der
Basis kommunaler Konzepte
möglich ist. Um dies zu errei-
chen, schlug er die Erstellung ei-
nes „Energienutzungsplanes“ für
das gesamte Gemeindegebiet
mit integriertem Maßnahmenpa-
ket vor. Die Gemeinden können
dadurch bei Neubauprojekten
oder Sanierungen alle Energie-
einsparpotentiale optimal aus-
schöpfen.

Wirklich gewinnbringend sind
kommunale Konzepte jedoch
nur, wenn sie in den regionalen
Kontext eingebunden sind, wie
Architekt Dr. Ing. Hartmut Holl,
Büro für Städtebau und Archi-
tektur, Würzburg, und Land-
schaftsarchitektin Dipl.-Ing. Si-
grid Ziesel, Landschaftsarchitek-
turbüro wgf, Nürnberg, anhand
eines interkommunalen Energie-
konzeptes aus dem Nördlichen
Fichtelgebirge aufzeigten. Das
interkommunale Energieleitbild
bildet dabei die Basis für abge-
stimmte energiepolitische Ent-
scheidungen aller Gemeinden in
der Region.

Kompakter Städtebau

Große Einsparpotentiale bietet
auch ein kompakter Städtebau.
Anhand eines Vergleichs mit den
Kühlrippen eines Motors stellte
Baudirektor Christian Schiebel
von der Regierung von Oberbay-
ern dar, wie eine falsche Stadt-
planung zur Abkühlung der Ge-
bäude und somit zu einem höhe-
ren Energieverbrauch führt.Auch
eine „Stadt der kurzen Wege“, al-
so eine bessere Durchmischung
von Wohnen, Arbeiten, Versor-
gung usw., kann Schiebel zufolge
allein durch Vermeidung von In-
dividualverkehr sehr effizient
zum Klimaschutz beitragen.

Zum Abschluss führten Baudi-
rektor Herbert Wehrberger, Re-
gierung von Oberfranken und
Dipl.-Ing. Hans-Jürgen Zitzels-
berger von der Josef-Stiftung
Bamberg durch das technische
Herzstück des von der Josef-
Stiftung Bamberg errichteten
ökologischen Wasserkraftwerks
an den Unteren Mühlen. DK

Wohnideen in Neu-Ulm
Auf der Landesgartenschau
2008 werden innovative Wohn-
ideen in visionärem Garten-
ambiente ausgestellt, die einen
gewagten Blick in die Zukunft
des Städtebaus ermöglichen
sollen. Unser Bild zeigt den
„Wohnwürfel“, „bboxx“. Die-
ser dreistöckige Wohnturm
aus Beton und Edelstahl er-
möglicht Wohnen auf knapp
15 m². Anschlüsse für Strom,
Wasser und Abwasser sind
vorhanden – einem Einzug in-
nerhalb weniger Stunden steht
nichts entgegen. So schnell wie
sie aufgebaut ist – so flexibel
und mobil kann die bboxx wie-
der abgebaut und anderenorts
aufgestellt werden. Beim Um-
zug einfach an den Hacken
und mit dem Lkw ab zum
nächsten Stützpunkt! Mobili-
sten werden sich freuen.

Der Neubau von Grundschule mit Sporthalle im Markt Neu-
burg/Kammel (Landkreis Günzburg) ist ein Millionenprojekt.
Beim Richtfest freuten sich Heinz Wohlrab (HBW), MdB Dr.
Georg Nüßlein, Landrat Hubert Hafner, Planer Josef Schuster
und Bürgermeister Georg Schwarz sowie die Zimmererleute
Wolfgang Mändle und Claus Stempfle. Bild: Dieter Jehle

Neubau von Grundschule und Sporthalle in Neuburg:

Klammerfunktion für
die ganze Gemeinde

Neuburg (dje). Von einer „wichtigen Weichenstellung für die
Zukunft“ sprach Landrat Hubert Hafner anlässlich des Richt-
festes für die neue Grundschule mit Sporthalle in Neuburg/
Kammel. Bürgermeister Georg Schwarz war froh, dass die erste
wichtige Bauphase so gut verlaufen ist.

Der Bürgermeister bescheinig-
te den beteiligten Handwerkern
eine „hervorragende und termin-
gerechte Arbeit“. Bundestagsab-
geodneter Dr. Georg Nüßlein
prophezeite dem Großprojekt ei-
ne Klammerfunktion, durch die
Bürger, Kinder, Sport und Kultur
weiter zusammenwachsen.

Engagement des Kreises

„Neuburg wird eine der mo-
dernsten Grundschulen im Land-
kreis Günzburg haben,“ meinte
Landrat Hafner. Der Kreischef
freute sich über die Investition in
das Schulwesen. „Der Landkreis
hat in den letzten vier Jahren rund
12 Millionen Euro in schulver-
bessernde Maßnahmen inve-
stiert,“ sagte Hafner. Daher wisse
er, dass das Handwerk im Land-

kreis von innovativen Unterneh-
mern, gut ausgebildeten Fachar-
beitern und qualitativ hochwerti-
ger Leistung geprägt ist.

6, 2 Millionen Euro

Nach Abschluß der Baumaß-
nahme wird der Markt Neuburg
rund 6, 2 Millionen Euro in das
Großprojekt „Neubau Grund-
schule mit Sporthalle“ investiert
haben. In der Schule werden
acht Klassenzimmer, Lehrerzim-
mer, Foyer sowie Mehr- und
Technikzweckraum integriert.

Die Sporthalle wird als ab-
trennbare Doppelturnhalle nach
Wettkampfbestimmungen mit
Umkleide-, Geräte- und Erste-
Hilfe-Räumen sowie im einge-
schränkten Umfang mit Zu-
schauerstehplätzen gebaut.

Wohnideen in Neu-Ulm
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E-Mail: verkauf@klmv.de
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E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com
Internet: www.wilhelm-mayer.com

Henne-Unimog GmbH
Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten
Tel.: 0 89/12 06-61 00, Fax: 0 89/12 06-61 27
E-Mail: henne-unimog.hst@mercedes-benz.de
Internet: www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser GmbH & Co. KG
Albert-Ruckdeschel-Str. 19, 95326 Kulmbach
Tel.: 0 92 21/5 07-0, Fax: 0 92 21/8 44 81
E-Mail: info-ugv@beutlhauser.de
Internet: www.beutlhauser.de

Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG
Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt
Tel.: 0 94 53/99 11-10, Fax: 0 94 53/99 11-06
E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de
Internet: www.bassewitz.de

Der Mercedes-Benz Unimog

zeigt immer und überall viel Einsatz-
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Ihrer Nähe.

Profitieren Sie von praxis-

gerechten Lösungen aus einer Hand.

Mit individuellen Fahrzeug- und

Gerätekombinationen, vielen maßge-

schneiderten Finanzdienstleistungen

und professionellem Mercedes-Benz

Service.
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Schule der Dorf- und Landentwicklung Thierhaupten:

Jahr des Erfolgs
Im Rahmen der Mitgliederversammlung und
des „Thierhauptener Advents“ in der Schule
der Dorf- und Landentwicklung (SDL) Thier-
haupten zog der Vorstandsvorsitzende, Schwa-
bens Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert,
eine mehr als zufrieden stellende Bilanz des
Jahres 2007 und lobte das praxisorientierte
Angebot der SDL. Die fortschreitende Globa-
lisierung der Wirtschaft und die demographi-
sche Entwicklung lösten einen gesamtgesell-
schaftlichen Umbruch aus, wobei die Schule
der Dorf- und Landentwicklung es sich zur
Aufgabe gemacht habe, die Gemeinden für
die anstehenden Aufgaben zu sensibilisieren,
zu begleiten und zu unterstützen.

Hinter erfolgreichen Projekten stecke immer,
so Reichert, eine erfolgreiche Beteiligungs-, An-
erkennungs- und Kommunikations- bzw. Streit-
kultur. Er forderte die SDL auf, den praxisorien-
tierten Ansatz und die Anforderungen, die sich
für die Kommunen ergeben, in den Fokus der
Programmkonzepte zu stellen.

Geschäftsführerin Gerlinde Augustin verwies
auf ein arbeitsintensives und erfolgreiches Jahr.
Besonders groß sei die Nachfrage zu Themen
der Dorf-, Innen- und Strategieentwicklung
ländlicher Gemeinden gewesen. Zu den Schwer-
punkten 2008 und 2009 gehörten Angebote wie
die familienfreundliche Kommune, Generatio-
nen, neue Wohnformen auf dem Lande sowie in-
novative Nahversorgungsmodelle. Im kommen-
den Jahr gehe es um die Aktivierung der in-
nerörtlichen Potenziale in den Gemeinden sowie
die Vermittlung von räumlichen, strategischen
und kooperativen Steuerungskompetenzen.

Als einen „Aufbruch in eine neue Ära“ be-
zeichnete Fachbeiratsvorsitzender Dr. Peter
Jahnke den Aufbau der Bayerischen Internet-
plattform ländlicher Raum. Viele beispielhafte
Projekte und Ideen seien in und über die SDL be-
fördert worden und längst umgesetzt, aber zu
wenig bekannt. Dies solle sich nun ändern. Im
Auftrag der Verwaltung für Ländliche Entwick-
lung werde die SDL Thierhaupten ein Internet-
portal aufbauen und betreiben. Bayernweit sol-
len alle vorbildlichen Projekte der Kommunal-
und Landentwicklung nutzerfreundlich einge-
stellt und mit allen wichtigen Partnern vernetzt
werden. Zusätzlich bietet das Portal die Mög-
lichkeit zum Wissens- und Erfahrungstransfer
mit Gleichgesinnten.

Für seine herausragende Leistung bei der
Konzeption und im Aufbau der SDL Thierhaup-
ten wurde Augsburgs stellvertretender Landrat
Fritz Hölzl in der anschließenden Feierstunde
zum Ehrenmitglied ernannt. Unermüdlich und
engagiert hatte er die Sanierung des ehemaligen
Benediktinerklosters vorangetrieben. Ohne sei-
nen Einsatz, so Reichert, gäbe es keine Schule
der Dorf- und Landentwicklung in Thierhaupten.
Hölzl entwickelte mit der Gemeinde und dem
Freundeskreis parallel zur Sanierung auch ein
schlüssiges Nutzungskonzept, das heute weit
über Schwaben und Oberbayern strahlt. Darüber
hinaus wurde Professor Fritz Auweck mit der
„Goldenen Pinnadel“ des Vereins Schule der
Dorf- und Landentwicklung ausgezeichnet. Au-
weck leitet seit über zehn Jahren den Hauptaus-
schuss der Schule und hat die Einrichtung kon-
zeptionell weiter entwickelt. DK

Neue Autobahnanschlussstelle bei Alzenau
Die Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesverkehrsminister, Karin Roth, hat zusam-
men mit dem bayerischen Staatsminister des Innern, Joachim Herrmann und dem Bürgermei-
ster Walter Scharwies die neue Autobahnanschlussstelle Alzenau-Mitte für den Verkehr freige-
geben. Seit der Fertigstellung der A 45 vor fast dreißig Jahren ist die Zahl der Arbeitsplätze auf
nahezu 10.000 gestiegen. Jeder 5. Arbeitsplatz im Landkreis ist in Alzenau angesiedelt. Neben der
allgemeinen Steigerung des Straßenverkehrs brachte diese positive Entwicklung ein hohes Ver-
kehrsaufkommen auch in den Ortsdurchfahrten. Deshalb bestimmen seit einigen Jahren Fragen
des Straßenverkehrs die Agenda der Kommunalpolitik in Alzenau. Dreh- und Angelpunkt war
dabei die Forderung des direkten Anschlusses der Staatsstraße 2805 an die A 45 mit dem Ziel, den
überregionalen Straßenverkehr früher auf die dafür vorgesehene Bundesfernstraße, die Auto-
bahn, zu lenken. Die neue Anschlussstelle Alzenau-Mitte schafft jetzt die Voraussetzung zur Ab-
stufung der Staatsstraßen zu Gemeindestraßen und damit zum Umbau bzw. zur Neugestaltung
der Ortsdurchfahrten entsprechend ihrer künftigen Verkehrsberuhigung. Außerdem wird der
bisherige BAB-Anschluss Alzenau-Nord, ein Unfallschwerpunkt, entlastet.
Bürgermeister Walter Scharwies ging in seinem Grußwort auf die Entwicklung Alzenaus als Wirt-
schaftsstandort ein und wandte sich mit dem Wunsch an Staatssekretärin Roth, von den zusätz-
lich für den Bau von Autobahnparkplätzen bereitgestellten Bundesmitteln vordringlich neue
Parkplätze an der A 45 im örtlichen Bereich zu schaffen. Innenminister Herrmann dankte er für
die in dessen Ansprache bekundete Bereitschaft, bei der baulichen Umgestaltung der Ortsdurch-
fahrten Hörstein und Wasserlos finanzielle Unterstützung durch den Freistaat zu leisten.
Unser Bild zeigt (v. l.):Regierungsvizepräsident Andreas Metschke, MdL Henning Kaul, Innenmi-
nister Joachim Herrmann, Staatssekretärin Karin Roth, MdL Peter Winter, Alzenaus Bürgermeis-
ter Walter Scharwies, MdB Norbert Geis, Ministerialrat im Bundesministerium für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung Rolf-Werner Bartsch und Helmut Schütz, Präsident der Autobahndirektion
Nordbayern gemeinsam mit interessierten Bürgerinnen und Bürgern.

Hervorragender Einsatz für die
Denkmalpflege

Landrat Leo Schrell überreichte 44 Ehrenurkunden
(jdt). „Der Denkmalwettbewerb ist eine hervorragende Gele-
genheit, allen Dank zu sagen, für die Denkmalpflege und Orts-
bildverschönerung nicht ein bloßes Lippenbekenntnis ist, son-
dern die tatkräftig am Erhalt und der Gestaltung unserer Städ-
te und Dörfer mitwirken. Sie geben lebhaft Zeugnis davon, dass
Erhalten und Bewahren von überliefertem Kulturgut eine loh-
nende und reizvolle Aufgabe sein kann.“ Mit dieser Anerken-
nung würdigte Dillingens Landrat Leo Schrell das Engagement
von verdienten Förderern von insgesamt 44 „besonders gelun-
genen Maßnahmen der Denkmal- und Ortsbildpflege“.

Seit fast drei Jahrzehnten
bringt der Landkreis Dillingen
eine sehr ungewöhnliche Mobi-
lisierung für Projekte zustande,
die den Landkreis verschönern.

Landkreis „reich gesegnet“

Zur Festveranstaltung anläss-
lich der Verleihung von Eh-
renurkunden und teilweise auch
Prämien hatte der Landrat in die
Friedrich-Hartmann-Sporthalle
Bissingen eingeladen. In seinem
Grußwort würdigte Bürger-
meister Michael Holzinger die
herausragende Initiative des
Landkreises.

Landrat Schrell stellte in sei-
ner Ansprache heraus, dass der
Kreis Dillingen reich gesegnet
sei mit interessanten Baudenk-
mälern und historischen Gebäu-
den. Zu hoffen sei, dass das bei-
spielhafte Engagement der Ge-
ehrten eine Vielzahl von Nach-
ahmern findet. Landkreis und
Gemeinden wären „total über-
fordert“, wenn sie solche vor-
bildlichen Maßnahmen alleine
leisten müssten.

Bei den Sanierungsmaßnah-
men für viele hundert Objekte
wurden seit 1979 von Kom-
munen, Privatleuten, Pfarreien
und Vereinen der Allgemeinheit

viele Millionen Euro erspart.
Als „herausragend“ eingestuft

wurden diesmal vier Objekte. Es
waren das „Kastenhaus“ Höch-
städt, das schon einige Jahre vor
dem dreißigjährigen Krieg er-
richtet wurde (Schrell ehrte Hel-
mut Queck, Apfelstetten), der
Pfarrhof Sonderheim (Stadtpfar-
rer Roland Bise, Höchstädt, und
Kirchenpfleger Paul Linder), das
Zenettihaus Wertingen, (Dieter
Romakowski, Buttenwiesen)
und der Umbau des Baudenk-
mals Burgstraße 1 in Lauingen
(Walburga und Wilhelm Bührin-
ger, Gundelfingen).

Kirchenrenovierungen

Auszeichnungen gab es für die
Kirchenrenovierungen in Frau-
enstetten (Pfarrer Buckovic), in
Ziertheim (Monsignore Josef
Philipp) und Lutzingen (Kir-
chenpfleger Georg Gernand), für
die „Krone“ in Bissingen (Mich-
ael Hiltner) und den „Engel“ in

Gundelfingen (Firma Ventura,
Augsburg).

Torturm Gundelfingen

Bürgermeister Franz Kukla,
Gundelfingen, konnte gleich zwei
Urkunden in Empfang nehmen
(für Torturm und -haus sowie
„Betreutes Woh-
nen“-Projekt). Das
Evangelische Pfarr-
amt Haunsheim
wurde belohnt für
Sanierung von
Pfarrhof und Kir-
chenmauer.

Für Bildstöcke
wurden ausge-
zeichnet die „Re-
gens-Wagner“-
Einrichtung Glött
(Direktor Prälat
Hans Frieß) und
Narziß Wagner,
Glött für die Ge-
staltung des Dorf-
platzes Göllingen
(Bissingen) 3.Bür-
germeister Anton
Schmid und der
Arbeitskreis „Kul-
tur und Geschich-
te“ in Laugna, mit
dem Vorsitzenden
Reinhard Käs-

mayr, für die Wiedererrichtung
eines Feldkreuzes.

Ehrenurkunden wurden für
weitere acht Feldkreuze und 21
Häuser bzw. Anwesen verliehen,
ebenso für die Renovierung des
Gedenksteines „Russenbrücke“
(Rudi Blaschke, Pfaffenhofen).

Die Leitung der Denkmalwett-

bewerb-Kommission hatte Ober-
regierungsrätin Christa Marx
vom Landratsamt Dillingen. In
der Jury wirkten Kreisheimat-
pfleger Alois Seiler, Kreisbau-
meister Jochen Veeser, stellver-
tretender Kreisbaumeister Klaus
Maier, Kreisrat Josef Sing und
Kreisrat Alfred Sigg mit .

Gemeinsame Freude über ungewöhnliches Engagement im Denkmalwettbe-
werb des Landkreises Dillingen bei der Verleihung der Ehrenurkunden in Bis-
singen (v. l.): Kreisheimatpfleger Alois Sailer, Ines Gürsch und Prälat Hans
Frieß („Regens Wagner“), Kirchenpfleger Paul Linder und Stadtpfarrer Ro-
land Bise. Dahinter (v. l.): Günter Ballis, 1. Vorstand des BBV Höchstädt, die
Höchstädter Ortsbäuerin Petra Grimminger, Landrat Leo Schrell, Bürger-
meisterin Hildegard Wanner, Höchstädt, Johann Litzl („Regens Wagner“),
Bürgermeister Michael Holzinger, Bissingen, Bürgermeister Franz Kukla,
Gundelfingen. Bild: -jdt-
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V. l.: Erster Bürgermeister Gerhard Trautner (Gunzenhau-
sen), Bezirksvorsitzender, Erste Bürgermeisterin Melitta
Schön (Heroldsberg), Oberbürgermeiser Hartwig Reimann
(Schwabach), Bezirksvorsitzender, Oberbürgermeister Hans
Schaidinger (Regensburg), Verbandsvorsitzender.

Die Vizepräsidention des Bayerischen Landtags, Barbara Stamm,
überreichte den Integrationspreis „JobErfolg 2007“ an den Cha-
mer Landrat Theo Zellner, der von behinderten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern begleitet wurde.

Bayerischer Städtetag / Bezirksversammlung Mittelfranken:

Erfolg und Defizit
Bei der Bezirksversammlung Mittelfranken seines Verbandes
in Heroldsberg begrüßte der Vorsitzende des Bayerischen
Städtetags, Hans Schaidinger, dass die Leistungen aus dem Fi-
nanzausgleich für die Kommunen um 12 Prozent zunehmen,
während der Staatshaushalt nur um knapp 6 Prozent steigt.
Als Erfolg verbuchte Regensburgs OB auch, dass nach zähen
Verhandlungen Finanzminister Erwin Huber abgerungen wer-
den konnte, den kommunalen Anteil an der Kraftfahrzeug-
steuer von 42,8 Prozent auf 50 Prozent zu erhöhen. Dies seien
immerhin 108 Millionen Euro mehr als ursprünglich vorgese-
hen war.

Positiv ist laut Schaidinger
dabei, dass ein Teil dieser Mittel
in den Schulausbau, den
Straßenausbau und die Abwas-
serbeseitigung fließen wird. Ins-
gesamt steigen die Schlüsselzu-
weisungen, also die Gelder, die
steuerschwache Städte und Ge-
meinden erhalten, um 280 Mil-
lionen Euro.

Bedauert hat der Städtetags-
vorsitzende, dass der Staat nicht
bereit ist, bei der Schülerbeför-
derung eine höhere Förderquote
zuzugestehen. Derzeit werden
nur knapp 60 Prozent der
Schülerbeförderungskosten den
Kommunen ersetzt, während es
bei der Einführung der Schüler-
beförderung 80 Prozent waren.

Staat lässt Kommunen
im Stich

Besonders kritisierte Schaidin-
ger auch, dass es keine finanziel-
len Zusagen zum Ausbau der
Krippenplätze gegeben hat. Der
Städtetag ist nach wie vor der
Auffassung, dass der Staat die
Kommunen in dieser Frage im
Stich lässt. Wie Schaidinger dar-
stellte, werden die Ausbaukosten
auf etwa eine Milliarde Euro bis
2013 geschätzt. Der Bund und
die Länder – auch der Freistaat –
hätten in einer Verwaltungsver-
einbarung den Kommunen vor-
gegeben, bis 2013 eine Ausbau-
quote von 31 Prozent zu errei-
chen. Außerdem soll ab 2013 ein
genereller Rechtsanspruch auf
einen Krippenplatz gelten.

ZuzsätzlicheAnforderungen

Mit dieser Vorgabe und dem
künftigen Rechtsanspruch wür-
den zusätzliche Anforderungen
an die Kommunen gestellt. Die-
se unterlägen dem Konnexitäts-
prinzip, d. h. wer erhöhte Anfor-
derungen stellt, muss die Kosten
dafür auch übernehmen. Der
Freistaat will sich aber lediglich
mit 100 Millionen Euro am
Krippenausbau bis zum Jahr
2013 beteiligen, während der
Bund in der gleichen Zeit 340
Millionen Euro zur Verfügung
stellt. Schaidinger dazu: „Die
Städte und Gemeinden erwarten,
dass sich der Freistaat minde-
stens mit der gleichen Summe
am Krippenausbau beteiligt wie
der Bund.“

Derzeit gibt es in Bayern für
gut 10 Prozent der Kinder unter
3 Jahren einen Krippenplatz. Um
die angestrebten 31 Prozent Ver-
sorgungsgrad zu erreichen, müs-
sen in Bayern insgesamt über
60.000 neue Krippenplätze ein-
gerichtet werden. Der Bau eines

Krippenplatzes kostet in Durch-
schnitt ca. 36.000 Euro. Davon
sollen die Kommunen zwischen
36 und 66 Prozent selbst bezah-
len. Insgesamt wären das 600
Millionen Euro. „Das können
die Kommunen nicht leisten“,
stellte Schaidinger fest. Wenn es
dem Freistaat ernst ist mit dem
Ausbau der Kinderkrippenplät-
ze, müsse er auch seine Kasse
aufmachen. Jedenfalls werde es
nach dem Motto: „Die Städte
und Gemeinden werden es schon
richten, weil sie dem Druck der
Bürger ausgesetzt sind“, nicht
funktionieren.

Hauptschulreform

Vom Freistaat wird darüber
hinaus mehr finanzielles Enga-
gement und ein schnelleres Tem-
po bei der Umsetzung der
Hauptschulreform erwartet. OB
Schaidinger hält angesichts des
Reformbedarfs der Hauptschule
einen fünfjährigen Übergangs-
und Ausbauzeitraum für zu lang.
Im Interesse der Zukunftschan-
cen für die jetzige Hauptschüler-
generation müssten als richtig
und notwendig erkannte Maß-
nahmen sofort in die Tat umge-
setzt werden.

Die Städte erwarten, dass der
Staat seiner finanziellen Verant-
wortung für eine erfolgreiche
Hauptschulreform gerecht wird
und ein Sonderprogramm im
Umfang von 600 Mio. Euro auf-
legt. Derzeit erfolge der Ausbau
der Ganztagshauptschule nur
„auf Antrag“ der Kommune,
wobei sich diese gleichzeitig be-
reit erklären muss, sämtliche In-
vestitionskosten zu übernehmen.
Schaidinger: „Mit diesem Trick
verlagert der Freistaat die Ko-
stenlast einseitig auf die Kom-
munen, obwohl er den flächen-
deckenden Ausbau als politi-
sches Ziel verkündet.“

Offene und gebundene
Modelle

Die Städte begrüßen, dass der
Freistaat die gebundene Ganz-
tagshauptschule flächendeckend
einführen will, bedauern jedoch,
dass nicht zugleich der Mut auf-
gebracht wird, diese Schulform
zur Regel zu machen. Die Städte
warnen vor den Problemen, die
ein auf Dauer angelegtes Neben-
einander von offenen und gebun-
denen Modellen nach sich zieht.
Dazu zählten insbesondere ver-
mehrte Schülerwanderungen.
Sie verursachten zusätzliche Be-
förderungskosten, Gastschul-
beiträge und Mehrfachinvesti-
tionen. DK

Landkreis Cham erhielt
Integrationspreis „JobErfolg“
Der Landkreis Cham ist am Welttag der Menschen mit Behinde-
rung, mit dem Integrationspreis „JobErfolg“ der Bayerischen
Staatsregierung ausgezeichnet worden. Landrat Theo Zellner
nahm bei einem Festakt in Bamberg die Auszeichnung für her-
ausragende Leistungen bei der Integration von Menschen mit Be-
hinderung in den erstenArbeitsmarkt in der Kategorie „Öffentli-
cher Dienst“ entgegen.

Der Preis für die private Wirt-
schaft ging an Audi. Überreicht
wurde der Preis von der Vizeprä-
sidentin des Bayerischen Landta-
ges Barbara Stamm, dem bayeri-
schen Staatssekretär Jürgen W.
Heike und der Behindertenbeauf-
tragten Anita Knochner.

Die Jury begründete ihre Ent-
scheidung so: „Beim Landkreis
Cham arbeiten 42 schwerbehin-
derte Menschen, was einer Be-
schäftigungsquote von mehr als
14 Prozent entspricht. Die Palette
der Behinderungen umfasst unter
anderem leichte bis schwerste
Bewegungseinschränkungen,
Sehbehinderungen sowie ver-
schiedene innere Erkrankungen.
Besonderes Augenmerk legt das
Landratsamt Cham auf die Aus-
bildung und anschließende Über-
nahme von jungen Menschen mit
schwerer Behinderung sowie auf
die gezielte Beschäftigung älterer
schwerbehinderter Menschen...“

Der Chamer Landrat Theo
Zellner, Präsident des Bayeri-
schen Landkreistages, nahm die
Auszeichnung gerne entgegen:
„Ich freue mich über diese Aus-
zeichnung ganz besonders, weil
es hier um Menschen geht. Die
Eingliederung von Menschen
mit Behinderung in die Gesell-
schaft kann nirgends so erfolg-
reich gelingen wie am Arbeits-
platz. Die hohe Beschäftigungs-
quote im Landkreis Cham ist
auch das Ergebnis einer vertrau-
ensvollen Zusammenarbeit von
Schwerbehindertenvertretung,
Personalvertretung und Dienst-
stellenleitung sowie einer ge-
zielten, behindertenfreundlichen
Personalpolitik.“

Fähigkeit zu besonderen
Leistungen

„Wir haben zum Beispiel in
den letzten Jahren, als es schon
für Nichtbehinderte und erst recht
für Behinderte schwierig war, ei-
nenAusbildungsplatz zu erhalten,
für vier junge schwerbehinderte
Menschen eine Ausbildungs-
bzw. Beschäftigungsmöglichkeit
beim Landratsamt Cham ge-
schaffen“, fuhr Zellner fort.
„Wenn dann einer dieser Auszu-
bildenden sogar die Platzziffer 1
bei der Abschlussprüfung im
Ausbildungsberuf zum Verwal-
tungsfachangestellten in ganz
Bayern erreicht, freut uns das
nicht nur sehr - es beweist auch
eindeutig, dass Menschen mit ei-
ner Behinderung zu besonderen
Leistungen fähig sind. Wir wollen
auch in Zukunft im Rahmen un-
serer Möglichkeiten nicht nur un-
sere gesetzlich vorgeschriebene
Beschäftigungspflicht erfüllen,
sondern in besonderer Weise da-
zu beitragen, dass Menschen mit
einer Behinderung bestmöglich
in unserer Gesellschaft integriert
werden können.“

Die Auszeichnung ‚JobErfolg’

wurde von der Behindertenbeauf-
tragten Anita Knochner initiiert,
mit Unterstützung durch Sozialmi-
nisterin Christa Stewens und
LandtagspräsidentAlois Glück.

Als erster Mittelfranke hat Albert Reidelshöfer, der langjährige
Bürgermeister von Haundorf (Landkreis Weißenburg-Gunzen-
hausen) und ehemalige Kreisvorsitzende der FDP, die „Thomas-
Dehler-Nadel“ erhalten. Hermann Rind (Schweinfurt), der Präsi-
dent der Thomas-Dehler-Stiftung, nannte den 79-Jährigen einen
„leidenschafltichen und streitbaren Demokraten“ und einen „be-
kennenden Franken“. Zur Überreichung war nicht nur der Prä-
sident zugegen, sondern u. a. auch die Bundestagsabgeordnete
Marina Schuster aus Greding (rechts). Text und Foto: Falk

Waldkirchner Stadtwette:

„Lichterglanz und
Sternenzauber“

„Lichterglanz und Sternenzauber“ - 4000 Lichter bren-
nen: Unter diesem Motto bietet Waldkirchens Bürgermei-
ster Josef Höppler am 29. Dezember eine Wette an, die an
die Gartenschau „Natur in Waldkirchen 2007“, das Wald-
kirchner Sommermärchen, erinnert.

Bürgermeister Josef Höppler wettet, dass es die Bevölke-
rung nicht schafft, 4.000 Teelichter entlang des Gartenschau-
rundwegs aufzustellen. Sollte es aber gelingen, den 4 km lan-
gen Gartenschauweg mit Lichtern (pro Meter ein Teelicht in
einem Glasbehälter) zu beleuchten, wird der Bürgermeister
folgenden Wetteinsatz einlösen: Er wird dafür sorgen, dass im
Sommer 2008 ein „Gartenschaurevival“ mit mindestens drei
Großveranstaltungen stattfinden wird, das das Waldkirchner
Sommermärchen 2007 wieder aufleben lässt.

Alle Waldkirchner- und alle Landkreisbürger sowie Freunde
Waldkirchens, die sich mit Begeisterung an die Gartenschau-
zeit zurückerinnern, sind aufgerufen, mitzumachen. Mitzu-
bringen sind Gläser (Einweggläser, Marmeladengläser oder
höhere Trinkgläser etc.) und Teelichter, um diese am Garten-
schaurundweg zu positionieren und dem Bürgermeister die
Wette abzugewinnen. Es besteht auch die Möglichkeit, die
Lichter und Gläser am Marktplatz zu kaufen. Als kleine Ent-
schädigung für die Mitwirkung der Bürger wird im Weih-
nachtsmarkt am Marktplatz gratis Glühwein verteilt.

Bamberg ist
„Naturschutzkommune 2007“
Bamberg darf sich nunmehr „Naturschutzkommune 2007“
nennen. Beim Wettbewerb „Bundeshauptstadt im Natur-
schutz“ belegte die fränkische Metropole in der Kategorie der
Kommunen zwischen 30.000 und 100.00 Einwohnern einen
hervorragenden 3. Platz.

Die Deutsche Umwelthilfe
hatte mit dem Schirmherrn Bun-
desumweltminister Sigmar Ga-
briel Städte und Gemeinden da-
zu aufgerufen, sich an diesem
Wettbewerb zu beteiligen. 115
Kommunen folgten diesem Ruf
und konkurrierten um den be-
gehrten Titel. Bamberg schnitt
nicht nur in seiner Größenklasse,
sondern auch insgesamt mit
Rang 16 bundesweit und in Bay-
ern mit Rang 2 (von 24 teilneh-
menden Städten) sehr gut ab.

Die Urkunde der Deutschen
Umwelthilfe erhielt eine Delega-
tion aus Bamberg mit Bürger-
meister Werner Hipelius an der
Spitze in Berlin überreicht. Die
Jury würdigte besonders die An-
strengungen der Stadt Bamberg
zur Bewahrung der wertvollen
Sandmagerrasen, das große En-
gagement für den Vogelschutz
und den Gewässerschutz sowie
die Biotopvernetzung. Über-
zeugt hat auch der stadtökologi-
sche Lehr- und Erlebnispfad. Als
einziger Naturpfad hat dieser die
volle Punktezahl für ein Projekt
im Bereich Öffentlichkeitsarbeit
und Umweltbildung erhalten.

In der Beurteilung durch die
Deutsche Umwelthilfe heißt es
u. a.: „In knapp einer Stunde ha-
ben die Besucher nicht nur die
Gelegenheit die typische Flora
und Fauna kennen zu lernen,

sondern, was für Kinder und Ju-
gendliche besonders interessant
ist, an sog. Erlebnisstationen Na-
turphänomene zu erleben. Mit ei-
nem kleinformatigen Spielführer,
der in jede Tasche passt, wird der
Erlebnispfad zu einem dauerhaf-
ten und interaktivem Ereignis,
das immer wieder aufs Neue
Spaß macht. Mit der pädagogi-
schen Verknüpfung, wie sie beim
Lehrpfad gelungen ist, wird ein
Verständnis bei jungen Menschen
geschaffen, das langfristig der
Natur am besten nützt.“

„Recreation Area“

Darüber hinaus wird darauf
verwiesen, dass Bamberg auf
dem ehemaligen Militärgelände
der US-Armee den Seebach frei-
gelegt und renaturiert habe. „Mit
der Herstellung dieses frei
fließenden Gewässers hat sich die
Wasserqualität für wassergebun-
dene Lebewesen signifikant ver-
bessert. Bamberg hat das gesam-
te Gelände als Langzeitbeobach-
tungsfläche ausgewiesen und er-
fasst in regelmäßigen Abständen
die Entwicklung der Flora und
Fauna. Um das ökologische Be-
wusstsein der Anwohner zu
schärfen und die Bedeutung einer
sauberen und intakten Umwelt zu
verdeutlichen, wurde eine sog.
Recreation Area geschaffen.“DK
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„Liebe - es gibt nichts Grö-
ßeres auf der Welt und doch
wird der Begriff immer leicht-
fertig und inflationär ge-
braucht.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, war in der Stim-
mung zum vorweihnachtlichen
Philosophieren und hatte sich
am Begriff des Festes der Lie-
be festgebissen.

Es geht uns doch allen
manchmal so, dass wir an ei-
nem Wort kauen, das verschie-
dene Bedeutungen hat und zu allem Überfluss
auch noch in verschiedenen Zusammenhängen
gebraucht wird. Es überkommt einen dann so
ein gewisses Unwohlsein. Liebe ist so ein Wort.
Es wird ja oft für die profansten Dinge ge-
braucht. In der Werbung lieben die einen Le-
bensmittel, die anderen Technik, die dritten eine
Knautschsemmel mit Fleischpfanzerl. Liebe
gibt es in körperlicher Form, im Sinne einer be-
sonderen Nähe zweier Menschen und als Be-

schreibung des dankbaren Bewusstseins, dass
unsere Existenz und unser Zusammenleben
nicht voraussetzungslos sind - die Gottesliebe.
Die alten Griechen hatten dafür drei eigene Be-
griffe, weshalb vielleicht Griechenland zur Wie-
ge der abendländischen Philosophie wurde.

Und wie kommt ein durch und durch geerde-
ter Kommunalpolitiker wie mein Chef zu solch
auf den ersten Blick unproduktiven Gedanken?
Naja, er wurde gebeten, einen subjektiven Jah-
resrückblick für die Heimatzeitung zu schreiben.
Da ist es ja nie schlecht neben Zahlen, Fakten,
Daten zu Haushalt, Investitionen, Wachstum
auch mal etwas Grundsätzlicheres, Tiefschür-
fenderes zu Papier zu bringen.

Warum sich also nicht mit der Kardinaltu-
gend der Liebe auseinander setzen, die doch
wahrscheinlich von den Prinzipien des morali-
schen Handelns, die uns Paulus hinterlassen
hat, den stärksten Einfluss auf uns alle hat. Er
hat wohl zunächst die Liebe zu Gott gemeint,
die uns in unserem Leben leiten soll. Aber eng
verknüpft damit ist die Liebe zu den Nächsten,

zu den Mitmenschen, die uns
als Maxime unseres Wirkens in
der Welt dienen soll.

Und damit sind wir doch
schon mitten im Thema der
Kommunalpolitik. Das was
Tag für Tag in unseren Städten,
Gemeinden und Landkreisen
an ehrenamtlichem Einsatz ge-
bracht wird, in den kommuna-
len Vertretungen, in Vereinen,
Beiräten, Kuratorien und wo
auch immer, ist nichts anderes

als das, was man mit einem leider altmodisch
gewordenen Begriff „Werke der Liebe“ nennen
könnte - der Einsatz für andere.

Klar, solche Gedanken passen nicht in eine
Zeit, die zunächst vom Primat des Eigennutzes
ausgeht und von jedem, der sich in einem kom-
munalen Vertretungsorgan für seine Mitbürger
einsetzt, eine Rechtfertigung für die Aufwands-
entschädigung verlangt. Vielleicht hat das
christliche Abendland Gott auch schon so weit
zur Privatsache erklärt, dass die Motivation für
gemeinwohlorientiertes Engagement mit säku-
lareren Begriffen wie etwa Verantwortungsge-
fühl beschrieben werden muss. Wir benutzen
halt lieber Worte der Soziologie als der Bibel.

Mein Chef, der Bürgermeister, hat keine
Angst vor dem Begriff der Liebe, wenn er in sei-
nem Beitrag die Beweggründe beschreiben
wird, die ihn und viele andere auch im kommen-
den Jahr wieder dazu bringen werden, nicht
primär für sich, sondern für andere zu wirken.
Gerade zu Weihnachten schadet es doch wahr-
lich nicht, sich daran zu erinnern, wo unsere
Wertegrundlagen sind. Aber mein Chef wäre
nicht mein Chef, wenn er sich ein Augenzwin-
kern verkneifen könnte. Deshalb schließt er sei-
nen Artikel mit dem Zitat vom heutigen Kalen-
derblatt. Es stammt von dem jüdischen Philoso-
phen Martin Buber: „Liebe Deinen Nächsten.
Er ist wie Du!“

Liebe Leserinnen, geneigte Leser! Ich wün-
sche Ihnen gesegnete und ruhige Festtage mit
Gelegenheiten zum Besinnen und Nachdenken,
einen guten Rutsch und einen reibungslosen
Start in ein hoffentlich erfolgreiches Jahr 2008.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Liebe ist mehr
als nur ein Wort

Bayerisch-Böhmische Tourismustage in Cham:

Billigtourismus ist keineAlternative!
Die Themen Innovationen und Qualität im Tourismus be-
stimmten den 3. Bayerisch-Böhmischen Tourismustag im ober-
pfälzischen Cham. Dass in der Tourismusregion im bayerisch-
tschechischen Grenzgebiet ein beinah unerschöpfliches Poten-
zial liegt, darüber waren sich die Experten einig. Zum Pro-
gramm der zweitägigen Veranstaltung gehörten neben zahlrei-
chen Vorträgen u. a. auch ein sog. Showcooking mit musikali-
scher Umrahmung, ein „Fire and Ice” Showbarkeeping sowie
„eine etwas andere Stadtführung“ unter dem Motto „Leben,
Lieben, Leidenschaft - Ver-Führung durch das alte Cham…“.

„Der Tourismus in Bayern ist
eine weiß-blaue Leitökonomie“,
stellte Wirtschaftsstaatssekretär
Markus Sackmann fest. Er sei im
ländlichen Raum und gerade im
Grenzraum auch eine wichtige
Stütze, um den Strukturwandel
erfolgreich bewältigen zu kön-
nen. Sackmann räumte allerdings
ein, „dass wir uns auch hier - wie
in der Industrie - verabschieden
müssen von der Illusion, dass es
im Niedrig-Preis-Segment zu
schaffen ist.“

Mit Innovationen bestehen

Ostbayern werde im Touris-
musmarkt nicht bestehen „mit
dem Zimmercharme der 70er
Jahre oder den Bauherrenmodell-
objekten der 80er Jahre, sondern
nur mit Innovationen des neuen
Jahrhunderts“. Auch für die un-
mittelbar angrenzenden Gebiete
in Böhmen sieht Sackmann im
Billigtourismus mittelfristig keine

Alternative. Modernisierung der
Kapazitäten und professionelle
Marketingmaßnahmen seien des-
halb ein Muss. Die Staatsregie-
rung leiste hier wertvolle und ver-
lässliche Hilfestellung. So sei der
Tourismusverband Ostbayern bei
seinen Marketing- und Qualifi-
zierungsmaßnahmen in den ver-
gangenen zehn Jahren mit über
10 Mio. Euro unterstützt worden.

Bedeutender Quellmarkt

Die vom Bayerischen Wirt-
schaftsministerium geförderte
BAYERN TOURISMUS Mar-
keting GmbH habe ihr Marke-
tingbudget für die Bearbeitung
ausländischer Märkte im ver-
gangenen Jahr auf 1 Mio. Euro
verdoppelt, fuhr Sackmann fort.
Darunter befinde sich auch das
Vermarktungskonzept für Tsche-
chien. Wie der Staatssekretär
betonte, „sind unsere Nachbarn
für Bayern und insbesondere für

Ostbayern ein immer bedeuten-
der werdender Quellmarkt“. So
kamen 2006 bereits rund 80.000
Gäste aus Tschechien nach Bay-
ern. Der Anstieg bei den Über-
nachtungen seit 1997 betrug
27 %. Bayern steht auf Platz 1
der Tschechen bei allen Deutsch-
landreisen und hat einen Mark-
tanteil von 30 %. Die Vielzahl
der Tagesreisen von Tschechen
nach Bayern und insbesondere
Ostbayern, vor allem auch zum
Einkaufen und in die Freizeit-
einrichtungen sind dabei noch
gar nicht berücksichtigt.

Sackmann nahm die Touris-
mustage zum Anlass, an die ost-
bayerischen Kommunen und Be-
triebe folgenden Appell zu
richten: „Wenn Sie besondere
Kenntnisse und Kontakte im
tschechischen Markt haben -
machen Sie was daraus! Aber
verzetteln Sie sich bitte nicht in
kleinräumigen Werbeaktivitä-
ten mit wenig Marktdurchdrin-
gung! Beteiligen Sie sich ver-
stärkt an den Marketingmaß-
nahmen des Tourismusverbands
Ostbayern und der by.TM!

Erfolgreiche Saison in Sicht

Was das Thema Wintertouris-
mus in Ostbayern anbelangt,
verwies der Politiker darauf,

Die Stauden ehrten ihren Motivationsmotor:

„Staudenähre“ für
Professor Dr. Hans Frei

Bei einem Festakt in der Wallfahrtskirche St. Georg in Kirch-
Siebnach (Landkreis Unterallgäu) wurde der langjährige
schwäbische Bezirksheimatpfleger und Museumsdirektor Pro-
fessor Dr. Hans Frei mit der „Staudenähre“, dem 2005 ins Le-
ben gerufenen Kulturpreis der Staudenregion, ausgezeichnet.
Die Regionalentwicklung Stauden (RES) würdigte damit - we-
nige Wochen nach dessen 70. Geburtstag - Freis unermüdli-
chen Einsatz für die Stauden in seinen vielfältigen beruflichen
Funktionen.

Der Kultur- und Landschafts-
raum vor seiner Haustüre - Frei
ist in Bobingen aufgewachsen
und lebt heute in Augsburg-Berg-
heim - hat ihn Zeit seines Lebens
begeistert und beschäftigt: als
Gründer und Leiter des schwäbi-

schen Volkskundemuseums Ober-
schönenfeld ebenso wie als Pro-
fessor für Kulturgeographie, ge-
schichtliche Landeskunde und
Volkskunde an den Universitäten
München und Augsburg oder zu-
letzt als Autor eines vielbeachte-

ten Bildbandes über die Stauden.
Hans Frei ist nach der Grund-
schule Walkertshofen (2005) der
zweite Träger der „Staudenähre“
- kunstvoll gefertigt in der Werk-
stätte des Goldschmiedemeisters
Gottfried Schwarz.

Josef Fischer, Bürgermeister
von Fischach und seit der ersten
Stunde Vorsitzender der Regio-
nalentwicklung Stauden (RES),
erinnerte zu Beginn des Festaktes
an den Zusammenschluss der
Staudengemeinden im Drei-
Landkreis-Eck Augsburg-Unter-
allgäu-Günzburg vor mehr als
zehn Jahren. Kein anderer als
Professor Hans Frei sei es im Juni
1996 gewesen, der im Rahmen
der schwäbischen Kulturtage in
Oberschönenfeld den Stein ins
Rollen gebracht und die Stauden
im Aufwind gesehen habe.

Für die gemeinsame Sache

Ettringens Bürgermeister Ro-
bert Sturm, der Vorsitzende des
RES-Arbeitskreises Kultur und
Gemeinschaft, auf dessen Initiati-
ve und Vorschlag die „Staudenäh-
re“ in unregelmäßigenAbständen
verliehen wird, bezeichnete den
neuen Preisträger als Motiva-
tionsmotor und ein Vorbild, der
andere dazu bringe, sich für die
gemeinsame Sache einzusetzen,
weil er sich selber bedingungslos
einsetzt. Als einer der ersten, so
Sturm, habe Hans Frei die Chan-
cen und den Nutzen einer Regio-
nalentwicklung für die Stauden
erkannt, als dieses neue Instru-
ment interkommunaler Zusam-
menarbeit noch in den Kinder-
schuhen steckte.

Weil sich die Ähre mit der Zeit
der Ernte verbinde, passe die
Auszeichnung mit der Stau-
denähre besonders gut in den
Herbst seines eigenen Lebens,
meinte der Geehrte: „Im Leben
ist es die Ernte aus dem Erleb-
ten, aus dem Angestrebten und
dem Erreichten!“ Bei einem
Empfang im „Kellerberg“ in
Ettringen bot sich für die vielen
Ehrengäste ausreichend Gele-
genheit, dem neuen Preisträger
persönlich zur „Staudenähre“
zu gratulieren.

Die ersten Gratulanten von Professor Dr. Hans Frei (Mitte) waren
(von links): RES-Geschäftsführer Hubert Teichmann, Ettringens
Bürgermeister Robert Sturm, sowie die RES-Vorsitzenden Josef
Fischer (Fischach) und Walter Wörle (Markt Wald).

Text und Bild: Walter Kleber

„European Enterprise Awards 2007“:

2. Platz für „XperRegio“
Der niederbayerische Kommunalverbund „XperRegio“ mit

Sitz in Arnstdorf hat den zweiten Platz beim diesjährigen
„European Enterprise Award“ für herausragende Leistungen
bei der Wirtschaftsförderung erreicht. Die niederbayerischen
Kommunen sind damit auf gleicher Augenhöhe mit großen
europäischen Metropolregionen wie Luxemburg oder Brüs-
sel. Bei der Endausscheidung im portugiesischen Porto waren
20 Gemeinden aus den Landkreisen Rottal-Inn und Dingol-
fing-Landau mit ihrem Projekt „XperRegio“ angetreten. Vor
Ort vertreten wurden sie durch die Gemeinde Arnstorf mit
ihrem Bürgermeister Alfons Sittinger. „XperRegio“ ist ein
Zusammenschluss, der gezielte kleine Unternehmen mit EU-
Geldern fördert und auf diese Weise bislang 300 Arbeitsplät-
ze schaffen konnte. DK

dass dieser in Bayern mittler-
weile rund 40 % der jährlichen
Übernachtungen ausmacht. Die
Voraussetzungen für eine erfolg-
reiche Saison gestalteten sich
günstiger denn je: Zum einen
seien die wetter- und schneeun-
abhängigen Angebote aufgrund
der Erfahrungen des letzten
Winters noch einmal ausgewei-
tet worden. Zum anderen habe
der Schneefall heuer früh und
intensiv eingesetzt. Am Arber
tummelten sich seit Inbetrieb-
nahme der Gondel wieder viele
Skifahrer und Snowboarder.

Für faire
Wettbewerbsbedingungen

In Berlin wurde im Bundesrat
die letzte formale Hürde für ein
Gesetz genommen, das ab Ja-
nuar günstigere Tickets für
Skipässe und Bergbahnfahrten
ermöglicht - die Gewährung des
reduzierten Mehrwertsteuersat-
zes für die Bergbahnen.

In diesem Zusammenhang for-
derte der Präsident des Bayeri-
schen Hotel- und Gaststättenver-
bandes, Siegfried Gallus, die glei-
chen fairen Wettbewerbsbedin-
gungen auch für das Gastgewer-
be. „Alle von den politischen Ent-
scheidungsträgern herangezoge-
nen Argumente, die für die Her-
absetzung der Mehrwertsteuer
bei Bergbahnen sprechen, gelten
umso mehr für Hotellerie und Ga-
stronomie“, betonte Gallus und
ergänzte: „Unsere Hoteliers wer-
den knapp doppelt so hoch belas-
tet wie ihre Kollegen in Öster-
reich, fast viermal höher als
in Tschechien und gegen-
über dem Nicht-EU-Mitglied
Schweiz ist die Abgabe sogar
über fünfmal so hoch.“ Zudem
sei ein stärkeres Gewicht der Tou-
ristiker in München nötig, ob-
schon bereits vieles für die Betrie-
be im Grenzbereich getan wor-
den sei. DK

MdL Hans Herold (links) mit dem Jubilar Robert Pfeifer und
dessen Ehefrau Hertha.

Neustadt a.d. Aisch - Bad Windsheim:

Altlandrat Pfeifer feierte
80. Geburtstag

Großaufgebot an politischer Prominenz im Landkreis:Altlandrat
Robert Pfeifer konnte bei guter Gesundheit seinen 80. Geburtstag
feiern und viele waren gekommen, ihm zu gratulieren und für sein
Lebenswerk zu danken.

Innenminister Joachim Herr-
mann bezeichnete den Jubilar als
Kommunalpolitiker, der seinAmt
als Landrat über fast zwei Jahr-
zehnte hinweg verantwortungs-
voll, engagiert und erfolgreich
ausgeübt und damit entscheidend
zur positiven Entwicklung des
Landkreises beigetragen habe.
Der Parlamentarische Staatsse-
kretär Christian Schmidt berichte-
te launig von Begegnungen mit
Robert Pfeifer, der ihm gute Rat-
schläge einerseits, aber auch deut-
liche Worte andererseits mit auf
den Weg gegeben habe.

Insgesamt war Robert Pfeifer
mehr als 40 Jahre kommunalpoli-
tisch aktiv, denn bevor er zum
Landrat gewählt wurde, war er
schon 1. Bürgermeister in seiner
Heimatgemeinde Markt Taschen-

dorf und Stellvertreter des Land-
rats. Das erfolgreiche Zusam-
menführen von drei ehemals
selbständigen Landkreisen gehört
ebenso zu seinen Leistungen wie
beispielsweise die Sanierung der
Krankenhäuser und die Ansied-
lung der Bayerischen Verwal-
tungsschule in der Kreisstadt.

Eine Herzensangelegenheit war
ihm aber die Lebenshilfe im
Landkreis, die er zu einem mittel-
ständischen Unternehmen führte.
30 Jahre hat er unüberhörbar sei-
ne Stimme für Menschen mit Be-
hinderung erhoben, galt als „Bau-
meister“ und hat mit vielerlei Ein-
richtungen Hunderte vonArbeits-
plätzen geschaffen. Erst kurz
nach seinem 80. Geburtstag gab
er die Führung der Lebenshilfe
in jüngere Hände. pmw
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Vorschau auf GZ 1/2
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 1/2, die als Doppelnummer
am 17. Januar 2008 erscheint, behandeln wir folgende
Fachthemen:

Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
Umweltschutz
Abfall und Recycling
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Fremdenverkehr in Bayern

V. l.: Gründungsmitglied Clemens Fischer, Vorsitzende Isolde
Welbes, OB Dr. Pia Beckmann, Kassenwartin Waltraud Acker-
mann, stellvertretender Vorsitzender Eugen Süssenguth und So-
zialreferent Robert Scheller. Foto: Christian Weiß

Bürgersozialpreis für
„Würzburger Tafel e.V.“

Zum ersten Mal vergab die Stadt Würzburg einen Bürgersozi-
alpreis. Damit wurde jetzt das Engagement der Würzburger
Tafel e.V. gewürdigt, die Lebensmittel an Arme verteilt. Die
Dotierung von 1.000 Euro übernahmen die Stadt Würzburg
und der Rotary-Club Würzburg-Stein je zur Hälfte.

Sozialreferent Robert Schel-
ler stellte bei einer Feierstunde
im Ratssaal fest, dass die „Ta-
fel“ eine Brücke zwischen
Überfluss und Armut schlage.
Überproduktion, Überangebot
und Überfluss in Deutschland
führe zur Vernichtung eines
Fünftels der Lebensmittel. Auf
der anderen Seite hätten nicht
alle Menschen ihr tägliches
Brot. Diese Entwicklung sei be-
drückend. So mache das wach-
sende Engagement des Vereins
auf die steigenden Probleme
auch in Würzburg aufmerksam.
Immer mehr Menschen seien
durch Armut gezwungen, das
Angebot der „Tafel“ anzuneh-
men, ohne die es vielen in der
Stadt schlechter ginge.

Seit der Gründung der „Würz-
burger Tafel“ im Jahr 1999 ha-
ben über 100 ehrenamtliche
Helfer in mehr als 22.000 Stun-
den über 500 Tonnen zu viel
produzierter Lebensmittel im

Stadtgebiet verteilt. Rund 1650
Menschen, darunter 680 Kinder
und Jugendliche, erhalten der-
zeit Hilfe von der „Tafel“. Be-
liefert werden die Wärmestube,
die Bahnhofsmission, das Pro-
jekt Streetwork, die Ebracher
Schwestern, Frauenhäuser, das
Spieli, das Goldene Kinderdorf,
die städtische Obdachlosenun-
terkunft und mehrere Kinder-
gärten. Die „Tafel“ ist auch in
den Stadtteilen Zellerau, Heu-
chelhof und Grombühl präsent.
Dabei geht es nicht nur um die
Linderung materieller Not. Be-
dürftige erfahren menschliche
Wärme.

Wie Würzburgs Oberbürger-
meisterin Dr. Pia Beckmann
betonte, soll soziales Engage-
ment eine „eigenständig wir-
kende Säule des Sozialstaates“
werden. In dieser Hinsicht sei
die Würzburger Tafel e.V. vor-
bildhaft und auszeichnungs-
würdig. wkn

Bayerische Landesstiftung:

Umweltpreis für
Gemeinde-Trio

Gleich drei Kommunen wurden von Ministerpräsident Dr.
Günther Beckstein mit dem Umweltpreis der Bayerischen Lan-
desstiftung 2007 ausgezeichnet. Im Rahmen eines Festakts in der
Münchner Residenz erhielt die Gemeinde Ascha, Landkreis
Straubing-Bogen, für das Projekt „Kommunaler Klimaschutz –
Nachhaltigkeitskonzept“ ebenso einen Preis wie die Gemeinden
Schwenningen und Blindheim, Landkreis Dillingen a. d. Donau,
für ihr Projekt „Erhaltung des Lebensraumes im schwäbischen
Donauried“.

Die Gemeinde Ascha hat die
nachhaltige Entwicklung in ihrer
Kommune zur Chefsache erklärt
und es sich zum Ziel gesetzt,
möglichst viel Energie einzuspa-
ren. Kommunale Gebäude wur-
den in Niedrigenergiebauweise
errichtet und die Nutzer zum En-
ergiesparen angehalten. Bei Sa-
nierungen wird ein Energiepass
erstellt, nach dem die Baumaß-
nahmen durchgeführt werden,
und das bereits lange bevor bun-
desweit der Energiepass zum
Thema gemacht wurde. Durch
die effiziente Nutzung und den
sinnvollen Mix von Solarenergie,
Solarthermie und einer Holz-
schnitzelanlage hat Ascha eine
echte Vorbildfunktion unter den
bayerischen Kommunen beim
Einsatz regenerativer Energien.

Die Gemeinden Schwennin-
gen und Blindheim im Landkreis
Dillingen an der Donau haben
sich besonders um die Erhaltung
des Lebensraumes im schwäbi-
schen Donauried verdient ge-
macht. Trotz heftiger Interes-
senskonflikte und teils schwieri-
gen Auseinandersetzungen mit
den Grundeigentümern und an-
deren Interessensvertretern ist es
hier gelungen, ein beispielhaftes
Biotopverbundsystem mit insge-
samt 140 Hektar in einem der
bedeutendsten Wiesenbrüter-Le-
bensräume Bayerns zu schaffen.
Praktisch die gesamte Bauern-
schaft arbeitet bei der biotopge-
rechten Pflege und Entwicklung
der Ökoflächen mit. Durch das

gemeinsame Ziel der Erhaltung
des Lebensraumes sind auch So-
lidarität und Gemeinschaftsgeist
in den Gemeinden gewachsen.

Als weiterer Preisträger in der
Kategorie „Umwelt“ wurde der
Montessori-Verein Landkreis
Erding e.V. für das Projekt „Er-
stellung eines Schulhauses in
Passivbauweise“ gewürdigt.

Der Kulturpreis der Bayeri-
schen Landesstiftung 2007 ging
wiederum an den Historiker Pro-
fessor Dr. Eberhard Weis aus
Gauting, den Sprachwissen-
schaftler Professor Dr. Werner
König aus Augsburg und den
bayerischen Liedermacher Fredl
Fesl aus Pleiskirchen. Den Sozi-
alpreis der Bayerischen Landes-
stiftung 2007 erhielten die
Selbsthilfefirma Blinde Musiker
München gGmbH, der Türkisch-
deutsche Verein zur Integration
behinderter Menschen e.V.
(TIM), Nürnberg und der Verein
Verwaiste Eltern München e.V.

Wie Ministerpräsident Dr.
Günther Beckstein in seiner Lau-
datio hervorhob, verdiene die
Bereitschaft Einzelner, sich für
die Gesellschaft zu engagieren
und für ihre Mitgestaltung Ver-
antwortung zu übernehmen, be-
sondere Anerkennung. Die
Preisträger des Kultur-, Umwelt-
und Sozialpreises der Bayeri-
schen Landesstiftung seien mit
ihrem Einsatz und ihrer Bereit-
schaft, Verantwortung zu über-
nehmen, Vorbilder für eine akti-
ve Bürgergesellschaft. DK

Oberfränkisches Landrätetreffen in Obertrubach:

Arbeitslosenhilfe und
Grundsicherung

Unter Vorsitz des Bayreuther Landkreischefs Dr. Klaus-Gün-
ter Dietel kamen die oberfränkischen Landräte zu ihrer letzten
diesjährigen Tagung in dem im Landkreis Forchheim liegen-
den Obertrubach zusammen. An der Sitzung nahmen auch Re-
gierungspräsident Wilhelm Wenning sowie das Geschäfts-
führende Präsidialmitglied des Bayerischen Landkreistages,
Direktor Johannes Reile teil.

Neben aktuellen kommunal-
politischen Themen wurden der
Kommunale Finanzausgleich so-
wie der Bezirkshaushalt 2008
diskutiert, nachdem Bezirkstags-
präsident und Landrat Dr.
Günther Denzler (Bamberg) die-
sen vorgestellt hatte. Darüber
hinaus wurde vor allem die Ent-
wicklung der Arbeitslosenhilfe II
und die Grundsicherung aus-
führlich behandelt.

Verdoppelte Nettoausgaben

Bezirksverbandsvorsitzender
Dietel wies abermals auf das
massive Ansteigen der Fallzah-
len und Kosten bei der Grundsi-
cherung im Alter und bei der Er-
werbsminderung hin. Die Netto-
ausgaben für die Grundsiche-
rung hätten sich bei allen Land-
kreisen und kreisfreien Städten
in Oberfranken von 2003 bis
2006 mit rund 114 Prozent mehr
als verdoppelt. „Dennoch“, so
Dietel, „stützt sich der Bund auf
eine angebliche Verringerung
der Mehrkosten von 409 Mio.
Euro auf 180 Mio. Euro. Die
Bundeserstattung hat 2006 aber

lediglich durchschnittlich 8,31
Prozent betragen.“

Ebenso wiesen die Sitzungs-
teilnehmer auch die unrealisti-
sche Behauptung des Bundes
zurück, er gleiche die Kosten
für den Verzicht auf den Unter-
haltsrückgriff aus. Dietel zu-
folge ist dies „schlichtweg
falsch“. Wahr sei vielmehr,
„dass sich der Bund immer
mehr aus der Kostenverantwor-
tung zurückzieht, während die
in erheblichem Umfang durch
vermehrte Antragstellung ent-
stehenden Mehrkosten den
Kommunen allein zugemutet
werden sollen“.

Bayreuths Landrat forderte
abermals die oberfränkischen
Bundestagsabgeordneten auf,
sich mit Nachdruck gegen die-
se Belastungen der Kommu-
nen zu wenden. Die oberfrän-
kischen Landräte wollen des-
halb gerne diese durchaus
komplexen Probleme bei der
Arbeitslosenhilfe II und der
Grundsicherung den Abgeord-
neten in Kürze persönlich an-
hand der Entwicklung in ihren
Landkreisen vortragen. DK


